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Das Minsker Protokoll 
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Thema der Woche 


Die Welt für sich ... 

... und den Betrachter seiner Bilder ent¬ 
decken, das sollte das Anliegen eines 
Fotografen sein, der seinen Beruf ernst 
nimmt. 

Wenn es dem Fotografen gelingt, dass ei¬ 
nige seiner Bilder im Gedächtnis der Be¬ 
trachter hängen bleiben, dann können sich 
beide glücklich schätzen. 

Fotos aus der DDR, aus Vietnam, Chile, 
Nicaragua: Der Fotograf Thomas Billhardt 
wird vorgestellt auf 


19. September 2014 • Nr. 38 • 46. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Seite 9 



I ANTIKRIEGS 
■KONFERENZ 

• I Berlin 2014 


Gegen Krieg, Waffengewalt, 
Rüstung und Militäreinsätze 
im In- und Ausland 

Referenten: Rolf Gössner, Ulla Jelpke, 
Werner Rügemer, Michael Schulze von 
Glaßer, Susann Witt-Stahl u.v.a. 


Berlin, 3. bis 5. Oktober 
Haus der Demokratie und 
Menschenrechte, Greifswalder 
Straße, Berlin-Prenzlauer Berg 

Anmeldung und weitere Informationen: 
antikriegskonferenz.de 


Ein Fest der Schwarzen Null 

Schäuble legt Haushalt ohne neue Schulden vor und genießt das Vertrauen der Hochfinanz 


Z um ersten Mal seit 1969 soll der 
Bundeshaushalt 2015 ohne Neu¬ 
verschuldung (netto) auskom- 
men. Ein Wunder? Wirkung der Schul¬ 
denbremse im Grundgesetz? Oder gar 
die individuelle Leistung des Finanz¬ 
ministers Wolfgang Schäuble? Der 
war schließlich schon Finanzminister 
in der schwarzgelben Vorgängerregie¬ 
rung. Ein ausgeglichener Haushalt will 
langfristig erarbeitet sein. 

Viel spricht dafür, dass dieser Er¬ 
folg Resultat einer von langer Hand 
betriebenen Politik ist. Hier haben 
alle staatstragenden Parteien mitge¬ 
wirkt. Deshalb auch glich die mehr¬ 
tägige Haushaltsdebatte im Bundes¬ 
tag einem Festakt. Sogar der Sprecher 
der Fraktion „Die Linke“ Dietmar 
Bartsch, wollte dem Finanzminister 
seine Anerkennung nicht versagen. 
Das ist schon etwas, ein Bundeshaus¬ 
halt, in dem neue Schulden am Fi¬ 
nanzmarkt nur aufgenommen wer¬ 
den, um alte zu bezahlen. Noch tol¬ 
ler ist freilich etwas anderes, das im 
Feiertagstrubel fast unterging. Die 
Staatsverschuldung der Bundesrepu¬ 
blik ist auf etwa 65 Prozent, gemessen 
am jährlichen Bruttoinlandsprodukt 
(BIP), gesunken. Nach den massiven 
Bankenrettungsoperationen 2008 
und der tiefen Rezession im Gefolge 
der Bankenkrise 2008/2009 war die¬ 


se Kennziffer auf 85 Prozent hochge¬ 
schnellt. Nach den von der deutschen 
Regierung in den Maastricht-Vertrag 
zum Euro hineinmanipulierten Krite¬ 
rien sind 60 Prozent die Obergrenze, 
die die Staatsverschuldung eigentlich 
nicht überschreiten darf. Diese Daten 
werden nur angeführt, um anzudeu¬ 
ten, wie tief der Sündenfall auch die¬ 
ser Republik gewesen ist, aber auch 
wie viel schon erreicht wurde. 

Noch ist nicht alles gut. Schäuble 
ist der erste, der das zugibt. Und er er¬ 
klärte auch, dass die „schwarze Null 
kein Selbstzweck“ sei. (Mit schwar¬ 
zer Null ist ein Haushalt ohne Neu¬ 
verschuldung gemeint.) Was ist der 
Zweck? Schäuble erklärt es: „Alles 
andere würde zu einer neuen Ver¬ 
trauenskrise führen, und das wäre das 
Letzte, was wir jetzt in Europa in die¬ 
ser Lage gebrauchen könnten.“ Wes¬ 
sen Vertrauen ist da gemeint? Die 
Antwort ist einfach und allen Bun¬ 
destagsabgeordneten, die Schäuble 
lauschten, geläufig. Es geht um das 
Vertrauen der Investoren, der Geld¬ 
geber. Sie gieren danach, dem Bund 
Geld zu leihen. So super-erstklassig 
ist dieser, vom soliden Schäuble und 
einer satten stabilitätsbewussten, im¬ 
merwährenden Bundestagsmehrheit 
vertretene Schuldner. Deshalb muss 
der Bund für zehnjährigen Kredit we¬ 


niger als ein Prozent und für zweijäh¬ 
rigen Kredit null Prozent Zinsen zah¬ 
len. Die niedrigen Zinsen machen es 
dem Finanzminister leicht, den Haus¬ 
halt ohne Neuschulden auszugleichen. 
Das aber ist nur ein Nebeneffekt. Ent¬ 
scheidend ist, wie Schäuble sagt, das 
Vertrauen der Hochfinanz. In diesem 
Vertrauen können sich Bundestag, 
Schäuble und brave Bürger sonnen. 
Deshalb war die Budget-Präsentation 
auch ein Festtag deutscher Sparsam¬ 
keit und Staatskunst. 

Im Hohen Haus kam auch zur 
Sprache, dass die laufende Konsoli¬ 
dierung der Staatsfinanzen auf Kosten 
der sozial Schwachen (wie die Armen 
seit geraumer Zeit genannt werden) 
stattfindet. Die übergroße Mehrheit 
im Parlament hat sich mit dieser un¬ 
leugbaren Wahrheit allerdings abge¬ 
funden. Sie erscheint ihr als selbst¬ 
verständlich, weitgehend trivial und 
daher keiner Erwähnung wert. Inte¬ 
ressanter war da der Hinweis aus den 
staatstragenden Fraktionen selber, 
dass das Vertrauen der Investoren 
noch nicht komplett gewonnen ist. Die 
Investitionen (die realen, nicht die in 
deutsche Staatsanleihen) sind auf ei¬ 
nem Tiefpunkt. Das Kapital hört auf 
zu akkumulieren. Wenn das so andau¬ 
ert, werde das ohnehin kümmerliche 
Wachstum der deutschen Volkswirt¬ 


schaft, so die geäußerte Befürchtung, 
völlig verschwinden. Nicht einmal der 
Staat investiere, Brücken und Schulge¬ 
bäude verfielen. Die Sparsamkeit dür¬ 
fe nicht auf Kosten der Zukunft des 
Landes gehen. 

Der Vorschlag von links, den 
Staatshaushalt nicht durch Kürzung 
der Ausgaben sondern durch die Be¬ 
steuerung der Superreichen auszu¬ 
gleichen, wurde von der Mehrheit des 
Hauses mit Hinweis auf das notwen¬ 
dige Vertrauen gerade dieser Bevöl¬ 
kerungsgruppe weggewischt. Ihr gel¬ 
te das Versprechen der Kanzlerin, es 
werde in dieser Legislatur keine Steu¬ 
ererhöhung geben. Das Gegenteil ist 
der Fall. Schäuble plant, die Steuern, 
die Großkonzerne auf Einkommen 
aus Lizenzen und Patentverträgen 
zu zahlen haben, von 30 auf nur noch 
10 Prozent zu senken. Das soll den 
Staat lumpige drei Milliarden Euro 
kosten. Lucas Zeise 


Bild oben: Ein Festtag deutscher 
Sparsamkeit und Staatskunst: Ein 
Haushalt auf Kosten der sozial 
Schwachen. Auch die Infrastruktur 
wird weiter verfallen und die Schlag¬ 
löcher auf vielen Straßen werden 
künftig noch mehr... 


Demonstration 
in Kalkar 
am 3.10.2014 

gegen die NATO- 
Kommandozentrale 
der Luftwaffe 

11.30-13.00 Uhr 
Auftaktkundgebung 

Marktplatz Kalkar 

13.00-14.00 Uhr 
Demonstration 

zur von Seydlitz-Kaserne 

14.00-15.30 Uhr 
Abschlusskundgebung 

vor der Kaserne 

Weitere Infos 
www.ostermarsch-ruhr.de 

40-Jahr-Feier 

Freundschafts¬ 

gesellschaft 

BRD-Kuba 

am 

4. Oktober 2014 

19 Uhr, im ND-Haus, 
AAünzenbergsaal, 
Franz-Mehring-Platz 1 
10243 Berlin 


Die Forderung nach gerechtem Frieden ist kein Antisemitismus 


Über die Stimmen der Vernunft und 
des Friedens aus Israel wird in den 
hiesigen Medien nur wenig berich¬ 
tet. Ganz verschweigen kann man sie 
nicht: die Aktionen der Friedensbe¬ 
wegung, den Mut weniger Journalis¬ 
ten, der Kriegsdienstverweigerer, ak¬ 
tuell den Protest von Spezialisten der 
Eliteeinheit „8200“, die mit Ausspä¬ 
hung und Überwachung von Palästi¬ 
nensern nicht länger auch das Leben 
unschuldiger, friedlicher Menschen 
zerstören wollen. 

Diese Stimmen der Vernunft wa¬ 
ren am Sonnabend auf der Kundge¬ 
bung am Brandenburger Tor in Berlin 
nicht zu hören. Zu einer Demonstra¬ 
tion unter dem Motto „Steh auf! Nie 
wieder Judenhass!“ hatte der Zent¬ 


ralrat der Juden in Deutschland, un¬ 
terstützt von Regierungskreisen und 
durch bürgerliche Medien auf gerufen. 
Auch Prominenz war dabei: Merkel, 
der Kriegsprediger Gauck und ande¬ 
re. 

Anlass war nicht etwa, dass aktu¬ 
ell Angriffe gegen Jüdinnen und Ju¬ 
den oder jüdische Einrichtungen und 
Friedhöfe hierzulande signifikant zu¬ 
genommen hätten. Anlass waren ganz 
offensichtlich die Friedensdemonstra¬ 
tionen, die es seit Beginn der Angriffe 
Israels auf den Gaza-Streifen von Wa¬ 
shington über London und Paris bis 
Berlin gegeben hatte. Auf diesen De¬ 
monstrationen konnte man auch anti¬ 
jüdische und antisemitische Losungen 
hören und lesen. Es gab auch Gewalt 


gegen proisraelische Demonstratio¬ 
nen. Die Mehrheit der Teilnehmerin¬ 
nen der Friedensdemonstrationen 
aber trat für ein Ende des Mordens 
und für eine friedliche und gerechte 
Lösung des Konflikts ein. 

Sie alle wurden wegen ihrer Kri¬ 
tik an der Politik Israels von Politi¬ 
kern und in bürgerlichen Medien, 
aber auch von einigen Linken des 
Antisemitismus bezichtigt. Vertre¬ 
ter der Gruppen „Jüdische Stimme 
für einen gerechten Frieden“ und 
„Nicht-zionistische Juden und Jüdin¬ 
nen“ wiesen in einem Flugblatt darauf 
hin, was Antisemitismus wirklich ist: 
„Rassismus. Angriffe auf Synagogen 
und Schulen. Gewalt gegen Läden, die 
Juden gehören. Antisemitische Vorur¬ 


teile, Hasstiraden oder Anpöbeln auf 
der Straße. 

Reden wir darüber, was Antisemi¬ 
tismus nicht ist. Freies Denken. Kritik 
an Menschenrechtsverletzungen, Mas¬ 
sakern und Kriegsverbrechen. Oppo¬ 
sition gegen den Staat Israel, seine 
Politik und Verbrechen gegen das pa¬ 
lästinensische Volk. Gegen Unrecht 
aufzutreten kann nicht antisemitisch 
sein.“ 

Die verständliche Wut auf Israel, 
konnte man in einem weiteren offizi¬ 
ellen Flugblatt beider Gruppen zum 
14. September lesen „wird man eben 
nicht durch ,Antisemitismus’-Rufe 
zum Verschwinden bringen, sondern 
indem man die Ursachen dieser Wut 
behebt: Enteignung, Vertreibung, Be¬ 


satzung, Diskriminierung. Da Israel 
nicht freiwillig Kompromisse sucht, 
muss es durch Sanktionen dazu be¬ 
wegt werden. Deutsche Politiker soll¬ 
ten das an führender Stelle in der EU 
tun, denn sonst setzen sie eine deut¬ 
sche Tradition fort: Mitläufer, die ge¬ 
gen besseres Wissen nichts gegen Un¬ 
recht tun. 

Diejenigen Deutschen, die heute 
die palästinensische Position unter¬ 
stützen (und laut Umfragen weniger 
Vorurteile gegen Juden haben als die 
Unterstützer Israels), setzen dagegen 
die Tradition der Menschlichkeit fort, 
die sich vor 75 Jahren im Widerstand 
gegen Unrecht zeigte.“ Nina Hager 

(Siehe: www.juedische-stimme.de/) 















Freitag, 19. September 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkommentar Wolfgang Richter* 

Tarifpolitischer Sprengstoff 



„Verknüpfung von betrieblichen und 
gesellschaftlichen Kämpfen“ 

Interview mit Paul Rodermund, Vorsitzender der SDAJ 


Jahrelang Hilfshausmeister in einer 
öffentlichen Schule und mit den in 
diesem Job üblichen und notwendi¬ 
gen Arbeiten betraut. Genauer ge¬ 
sagt: Für drei Jahre so beschäftigt, 
30 Stunden in der Woche, öffentlich 
gefördert, nicht eingestellt sondern 
in TVÖD-nahem Vertrag tätig, also 
außertariflich beschäftigt, am Ende 
wieder ALGII. Das wird hunderttau¬ 
sendfach so gemacht im öffentlichen 
Beschäftigungssektor und heißt Ein- 
Euro-Job, Bürgerarbeit oder anders. 



Der Hilfshausmeister klagte ge¬ 
gen den kommunalen Träger: Seine 
Tätigkeit solle tarifgerecht behandelt 
werden - sein Sinnen richtete sich auf 
entsprechende Entlohnung und auf 
Entfristung. Die beklagte Kommu¬ 
ne lehnte das Ansinnen ab. Sie hatte 
vor drei Jahren über Beteiligung an 
einer Ausschreibung große Beute an 
öffentlichen Geldern aus Berlin und 
Brüssel gemacht und daraus fast 500 
Bürgerarbeiter/innen fremdfinan¬ 
ziert und u.a. fast 200 „Servicedienst¬ 
leistende an Schulen“ aus den Listen 
des Jobcenters besetzt. 

Das zuständige Arbeitsgericht 
gab der mit ver.di-Rechtsschutz ge¬ 
führten Klage in vollem Umfang 
Recht (Aktenzeichen 6 Ca 226/14) - 
der Kläger erhält rückwirkend Nach¬ 
zahlungen für die ihm zustehende 


Entgeltgruppe und muss unmittel¬ 
bar weiter beschäftigt werden! 

Das Urteil birgt tarifpolitischen 
Sprengstoff. Die hochstilisierten An¬ 
sprüche der Maßnahmen des För- 
derns und Forderns kollidierten stets 
mit der rauen Wirklichkeit, in der in 
den Förderprogrammen vorgesehe¬ 
ne „zusätzliche“ Arbeiten wenig, in 
Tarifverträgen beschriebene Nied¬ 
riglohnarbeiten aber sehr gefragt 
waren. Offen oder verschlüsselt wur¬ 
den sie den Programmbeschäftigten 
zugewiesen, alle Träger - öffentliche 
wie private, karitative wie sozialge¬ 
werbliche - wurden immer kreativer, 
in dieser betriebswirtschaftlich be¬ 
sonders kostengünstigen Art arbei¬ 
ten zu lassen. Die Tarifparteien sam¬ 
melten in unzähligen Konsensrun¬ 
den vor Ort Erfahrungen mit diesem 
Konstruktionsfehler und trugen den 
„produktiven“ Umgang mit ihm mit. 
Der Druck auf die Gewerkschafts¬ 
seite war regelmäßig groß, ging es 
doch um ökonomische Vorteile für 
„ihren“ Betrieb oder Standort. 

Die Folgen solchen Konsenses 
sind ungleich verteilt. Die beschäf¬ 
tigenden Unternehmen können so 
„ganz unten“ außertariflich agieren 
und ihre Stellenpläne für tariflich ge¬ 
sicherte Arbeitsplätze kleinhalten, 
mithin betriebswirtschaftlich und 
haushälterisch zugewinnen. Die In¬ 
teressenvertretungen der Beschäf¬ 
tigten im Betrieb werden in ihren 
Aufgaben und Möglichkeiten suk¬ 
zessive aber nachhaltig geschädigt, 
nicht nur ganz unten, sondern weit 
in die Beschäftigtenstruktur hinein¬ 
wirkend. Gleichgewicht geht anders. 
Tarifverträge schließen und in der 
Praxis durchsetzen wird schwieriger. 
Ob das Arbeitsgericht in Dortmund 
dies so gesehen hat, wird die Begrün¬ 
dung des Urteils erweisen. 

* Von Wolfgang Richter und Irina Vellay ist bei Papy- 
Rossa „Bürgerarbeit-Teil der großen Umverteilung“ 
erschienen (siehe auch UZ vom 22.8.14). 


UZ: Die SDAJ veranstaltet Sonntag, 
den 28. September, im Anschluss an die 
Aktionen der IG-Metall-Jugend, einen 
Jugendkongress. An wen richtet sich 
der Jugendkongress und worum wird 
es dort gehen? 

Paul Rodermund: Der Jugendkongress 
richtet sich vor allem an gewerkschaft¬ 
lich organisierte Jugendliche bzw. Azu¬ 
bis, die sich in betrieblichen Auseinan¬ 
dersetzungen befinden sowie an poli¬ 
tisch aktive Jugendliche - also genau 
diejenigen, die auch die IG-Metall-Ju¬ 
gend nach Köln mobilisiert. Unter ih¬ 
nen machen wir gezielt Werbung für 
unseren Jugendkongress und werden 
dies auch in Köln noch tun. 

Inhaltliches Ziel ist es, einen Raum 
zu schaffen für die Diskussion um eine 
kämpferische Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik aus Perspektive der Ju¬ 
gend. Hier gibt es nach meiner Auf¬ 
fassung einen Mangel sowohl bei Ge¬ 
werkschaftsjugendorganisationen als 
auch bei anderen politischen Jugend¬ 
verbänden, die sich zu selten mit be¬ 
trieblichen und Gewerkschaftsfragen 
auseinandersetzen. 

UZ: Welche Probleme siehst Du, die der 
arbeitenden und lernenden Jugend un¬ 
ter den Nägeln brennen? 

Paul Rodermund: Zunächst einmal 
ist die Frage, ob ich überhaupt einen 
Ausbildungsplatz habe. Derzeit wird 
wieder die alte Leier vom Mangel an 
Ausbildungswilligen rauf- und runter¬ 
gespielt. Tatsächlich aber stecken über 
300 000 Jugendliche in Warteschleifen 
und anderen Maßnahmen. Für dieje¬ 
nigen, die einen Ausbildungsplatz ha¬ 
ben, spielt u.a. die Frage nach Über¬ 
nahme eine zentrale Rolle: Werde ich 
überhaupt übernommen? Zu welchen 
Bedingungen? Lande ich bei einer 
Leiharbeitsfirma? Unsichere Arbeits¬ 
verhältnisse sind bei Jugendlichen 
besonders stark verbreitet. Das muss 
unseres Erachtens gesetzlich gere¬ 
gelt werden. Wer eine Ausbildung ab¬ 
schließt, hat ein Recht auf einen unbe¬ 
fristeten Arbeitsplatz, der der Qualifi¬ 
kation entspricht. 

UZ: Was sind eure Vorstellungen zu den 
Ausbildungsbedingungen ? 

Paul Rodermund: Es gibt eine Menge 
Punkte, die sich bei der Ausbildungs¬ 
qualität verbessern müssen, das geht 
von einer Durchsetzung des Verbots 
ausbildungsfremder Tätigkeiten, über 
bessere Praxisanleitung bis zur Ab¬ 
schaffung von Schmalspurausbildun¬ 
gen. Auch während der Ausbildung 
muss es möglich sein, von seiner Aus¬ 
bildungsvergütung selbstständig zu le¬ 
ben. Wir haben das als SDAJ mit 1200 
Euro Netto beziffert. Das scheint viel, 
auch weil die meisten Schülerinnen 
und Schüler ein Ausbildungsgehalt un¬ 
abhängig von der Höhe erst einmal als 
Verbesserung empfinden. Und auch in 
den Gewerkschaften wird eine solche 
Mindestausbildungsvergütung kritisch 
diskutiert, weil Auszubildende eben 
noch in der Ausbildung sind und kei¬ 
ne „vollwertigen“ Arbeitskräfte dar- 
stellen. Einen klaren Beschluss hierzu 
zu fassen hat beispielsweise der DGB- 
Bundesjugendkongress versäumt. 


Uns ist schon bewusst, dass Aus¬ 
zubildende nicht die gleichen Wer¬ 
te schaffen können wie Ausgelernte. 
Hier geht es um die Frage, wer in die 
Arbeitskraft investieren muss, derje¬ 
nige, der sie ausbeutet oder derjenige, 
der ausgebeutet wird. Die allgemeine 
Auffassung ist, dass die Auszubilden¬ 
den sich individuell durchbeißen müs¬ 
sen, erst einmal nicht aufmucken sol¬ 
len und mit der Perspektive auf eine 
spätere Besserung die Ausbildung als 
eine Phase des Verzichts akzeptieren 
müssen. 

UZ: Die SDAJ hat in diesem Jahr mit 
ihren Outings unter dem Titel „ Unse¬ 
re Zukunft statt eure Profite “ eine gan¬ 
ze Reihe von Betrieben öffentlich für 
schlechte Arbeitsbedingungen kritisiert. 
Wie sind die Aktionen bisher gelaufen? 

Paul Rodermund: Die Outings lau¬ 
fen noch bis zum LLL-Wochenende 
in Berlin. Als Zwischenfazit kann ich 
aber jetzt schon sagen, dass die Kam¬ 
pagne in der gesamten SDAJ gut ange- 



Paul Rodermund, Vorsitzender der 
SDAJ 


nommen wurde. Das heißt, es gab auch 
einen Bedarf bei den SDAJ-Gruppen, 
praktisch im Bereich der Arbeiterju¬ 
gendpolitik (AJP) aktiv zu werden. 
Außerdem haben wir festgestefit, dass 
die betriebliche und gewerkschaftliche 
Verankerung des Verbandes doch er¬ 
heblich stärker geworden ist, das zei- 
genbeispielsweise auch die AJP-Tref- 
fen auf Bundesebene. 

Die Stimmung ist also gut und dazu 
haben die Outings, die inzwischen in 
allen Bundesländern durchgeführt 
wurden, beigetragen. Es gab viel po¬ 
sitive Resonanz. Immer wurden sie in 
der Nähe der Betriebsstandorte durch¬ 
geführt, dort wo diese Innenstadt nah 
waren, gab es auch positive Rückmel¬ 
dungen von Passanten. Da wo sie au¬ 
ßerhalb lagen, gab es positive Rück¬ 
meldungen von Kolleginnen und Kol¬ 
legen. 

UZ: Gab es keine negativen Reaktio¬ 
nen? 

Paul Rodermund: In erster Linie bei 
Geschäftsführung und Filialleitung, 
aber die wollten wir ja auch öffentlich 
bloßstellen. Selbstverständlich gibt es 
auch Kolleginnen und Kollegen, die 
Angst haben, ihre Arbeitsbedingun¬ 
gen zum Thema zu machen oder bei 
denen sich sozialpartnerschaftliche 
Ideologie ziemlich festgesetzt hat. In 


beiden Fällen ist große Sensibilität ge¬ 
fragt und die haben wir auch durchgän¬ 
gig gewahrt. Gerade in gewerkschafts¬ 
feindlichen Betrieben schauen wir sehr 
konkret, ob ein offenes Auftreten von 
Kolleginnen und Kollegen, Genossin¬ 
nen und Genossen überhaupt möglich 
ist. Da gibt es genaue Absprachen im 
Vorfeld. Aber die Stärke der Outings 
ist ja auch, dass sie von Genossinnen 
und Genossen außerhalb des Betriebes 
auch dort durchgeführt werden konn¬ 
ten, wo ein offenes Auftreten als Ge¬ 
werkschafterin oder Gewerkschafter 
für die Beschäftigten bereits unmög¬ 
lich ist. 

UZ: Noch einmal zurück zum Aktions¬ 
tag der IG-Metall-Jugend und zum Ju¬ 
gendkongress: Wie wird das Wochenen¬ 
de aussehen? 

Paul Rodermund: Wir werben für die 
Teilnahme an Kundgebung, Demo und 
Konzert der IG-Metall-Jugend am 
Samstag und für den Jugendkongress 
am Sonntag. Es gibt auch Absprachen 
mit der Gewerkschaftsjugend, dass 
Busse erst am Sonntag zurückfahren, 
so zum Beispiel in Hessen. Wir wer¬ 
den mit Transpis, und Kampagnen¬ 
material während der Demonstration 
als SDAJ deutlich sichtbar sein, wer¬ 
den aber nicht in einem eigenen Block 
auftreten. In erster Linie geht es uns 
am Samstag darum, die Reihen der 
Gewerkschaftsjugend zu stärken und 
gleichzeitig noch einmal für unseren 
Kongress und unsere Inhalte zu wer¬ 
ben. 

UZ: Wo siehst du inhaltlicheUnterschie¬ 
de zwischen SDAJ und Gewerkschafts- 
jugend? 

Paul Rodermund: Zunächst einmal 
sehe ich die Gemeinsamkeit, dass wir 
Jugendliche in interessengeleitete Aus¬ 
einandersetzungen führen. Hier liegt 
auch unser gemeinsames Ziel: die Lage 
der lernenden und arbeitenden Jugend 
zu verbessern. Da geht es sicherlich in 
erster Linie darum, den Preis der Ware 
Arbeitskraft zu erhöhen und die Ar¬ 
beiterklasse ökonomisch zu stärken. 
Die SDAJ unterscheidet sich aber 
von den Gewerkschaftsjugendorgani¬ 
sationen nicht nur in der Frage, dass 
wir den Kapitalismus ohne Wenn und 
Aber überwinden wollen. Ich sehe 
durchaus, dass unsere Strategie in den 
kleinen Auseinandersetzungen effek¬ 
tiver ist. Ein Beispiel hierfür wäre der 
Mindestlohn, bei dem sich die Gewerk¬ 
schaften selbst auf den Füßen standen, 
auch deshalb, weil sie an ihrer Orien¬ 
tierung auf Stellvertreterpolitik oder 
ihrer Aufgabe als „Lobbyorganisation“ 
für die Arbeitsklasse festgehalten ha¬ 
ben, anstatt zu mobilisieren. 

Wir orientieren als SDAJ sehr stark 
auf die Verknüpfung von betrieblichen 
und gesellschaftlichen Kämpfen und 
sehen auch, dass wir in dieser Frage 
gerade bei der Gewerkschaftsjugend 
zunehmend Verbündete finden. Das 
werden wir forcieren, das wird Thema 
unseres Jugendkongresses sein. Für 
Jugendliche, die mehr wollen als den 
täglichen, zähen Lohnkampf ist der 
Kampf mit und in der SDAJ sicherlich 
der beste Weg. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 
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LEHRJAHRE SIND KEINE HERRENJAHRE - 
AZUBIS ALS BILLIGE UND RECHTLOSE ARBEITSKRÄFTE 

Workshop mit Jan Meyer, Jugendbifdungsreferent der fG BAU Hessen 

ÜBERFLÜSSIGE JUGEND 

- JUGENDARBEITSLOSIGKEIT UND AUSBILDUNGSPLATZMANGEL IN EUROPA 
JUNG, PREKÄR, WEIBLICH 

-DIE PREKARI5IERUNG DER ARBEITSWELT UND DIE LAGE JUNGER FRAUEN 

Workshop mit Sina Wunderlich Jugendsekretärin der ver.di Köln 

RASSISMUS AM ARBEITSPLATZ-PROBLEME MIGRANTISCHER KOLLEGINNEN 

Workshop mit daran Kiraz ; 

Mitglied der DIDF-Jugend & DGB-Jugendsekretär in Frankfurt/M 

AUSBEUTUNG MIT SYSTEM 

-WIE STAAT & KONZERNE VON UNSERER ARBEIT PROFITIEREN 
ANTIKAPITALISTISCHE PERSPEKTIVEN IN GEWERKSCHAHSKÄMPFEN 


"AUSBILDUNGSGESETZ STATT AUSBILDUNGSPAKT' 

Es diskutieren: 

Florian Halnrich, Leiterder AG Arberterjugendpolitik beim SDAJ Bundesvorstand & 
Vorsitzender der JAV in seinem Ausbildungsbetrieb 

Daran Kiraz, DIDF-Jugend und DGB-Jugendsekretär in Frankfurt/Main 

Andre Schönow off. Politischer Referent beim Deutschen Gewerkschaftsbund f 
Abt. Jugend und Jugendpoiitik 

Jonas Beer, JAV-Vorsitzender bei Bosch Nürnberg, Mitglied der Gesamt-JAV Bosch 
Jules Jamal El-Khatfb, Unksjugend ['solid) NRW 
Moderation: Lotta Krachmacher, SDAJ-Bundesvorstand 
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Tarifverhandlungen der 
Eisenbahnergewerkschaft gestartet 

Problematische Situation für Gewerkschafter 



Z um Wochenbeginn hat die Tarif¬ 
runde für die Beschäftigten bei 
der Deutschen Bahn AG begon¬ 
nen. Die Eisenbahn- und Verkehrsge¬ 
werkschaft (EVG) fordert sechs Pro¬ 
zent mehr Lohn, mindestens aber 150 
Euro. Diese Forderung ist das Ergeb¬ 
nis einer Mitgliederbefragung, die die 
Gewerkschaft erstmals im Vorfeld der 
Tagung der Tarifkommission durchge¬ 
führt hatte. Ebenso neu ist, dass die in 
den Vorständen der Betriebsgruppen 
der EVG gewählten Tarifverantwort¬ 
lichen in die Vorbereitung einbezogen 
wurden und die Betriebsgruppen ihre 
Delegierten in die Kommission ent¬ 
sendeten. Diese Vorgehensweise ist 
der neuen auf dem Gründungsgewerk¬ 
schaftstag 2010 beschlossenen Struktur 
der EVG geschuldet, die nun umgesetzt 
wurde und die eine größere Transpa¬ 
renz gewährleisten soll. 

Mediale Aufmerksamkeit ist dieser 
Tarifrunde bei der Bahn schon durch 
den brachialen Start von Warnstreiks 
der GDL sichergestellt, mit dem die¬ 
se Spartengewerkschaft den gesamten 
Bahnverkehr zeitweise stilllegte. Vor 
dem Hintergrund des Auslaufens ei¬ 
nes Tarifvertrages der die Zuständig¬ 
keit der Gewerkschaften im Bahnkon¬ 
zern regelte, reduziert ein großer Teil 
der Presse die Tarifrunde unzutreffend 
auf eine Auseinandersetzung zwei¬ 
er konkurrierender Gewerkschaften. 
Die EVG hat deutlich gemacht, dass 
sie für die etwa 5000 in der EVG or¬ 
ganisierten Lokführer von den ca. 
19 000 bei der DB beschäftigten Lok¬ 
führer wieder in die gemeinsame Ta¬ 
rifstruktur in der DB AG überführen 
möchte. Das forderten ihre Lokführer 
mit Nachdruck, da die von der EVG 
abgeschlossenen Tarifverträge insge¬ 
samt mehr Leistungen enthalten, als 
es die GDL bisher verhandelt hat. Die 
GDL ihrerseits versucht mit dieser Ta¬ 
rifauseinandersetzung ihren Organisa¬ 
tionsbereich auszudehnen, ohne den 
sie langfristig nicht überlebensfähig 
ist. Die GDL möchte sich künftig als 
Gewerkschaft für das Zugpersonal 
verstanden wissen und fordert neben 
einer Lohnerhöhung auch die Verkür¬ 
zung der Arbeitszeit. Letzteres wurde 
auch in der EVG diskutiert. Die For¬ 


derung nach einer Arbeitszeitverkür¬ 
zung blieb aber eine Minderheitenpo¬ 
sition. 

Bereits im Vorwege der Tarifrunde 
lehnte die GDL jegliche Kooperation 
mit der Eisenbahnergewerkschaft - 
wie schon in den letzten Jahren - strikt 
ab. Mit den behindertenfeindlichen 
Entgleisungen des GDL Vorsitzenden 
Weselsky und die dadurch ausgelöste 
Empörungswelle in den Medien, der 
Distanzierung der Internationalen 
Transportarbeiterförderation von We¬ 
selsky und der Kritik des ehemaligen 
Vorsitzenden Manfred Schell scheint 
jegliche Form der Übereinkunft der 
beiden Gewerkschaften unmöglich 
geworden und inzwischen hat sich 
auch innerhalb der GDL Opposition 
gegen die Vorgehensweise der GDL- 
Führung entwickelt. In einem Appell 


an die GDL Ortsgruppenvorsitzen¬ 
den heißt es: „Nicht einmal ansatz¬ 
weise konnte der Organisationsgrad 
außerhalb der Berufsgruppe Loko¬ 
motivführer erhöht werden, womit für 
die laufende Tarifrunde die nüchterne 
Feststellung getroffen werden muss: 
Die GDL besitzt in den Berufsgrup¬ 
pen Lrf, Zub und Gastro keine Tarif¬ 
macht!“ Die deutliche Erhöhung des 
Organisationsgrades hatte aber die 
Generalversammlung der GDL zur 
Bedingung für die Ausweitung des Or¬ 
ganisationsbereiches gemacht. Somit 
wird dies als Verstoß gegen die eigene 
Beschlusslage und undemokratische 
Vorgehensweise gesehen (siehe: www. 
indemore-gdl.de ) . Folglich wird inzwi¬ 
schen befürchtet, dass damit die GDL 
insgesamt Schaden nimmt. Ohne über¬ 
haupt vorgelegte Angebote zu verhan¬ 


deln, hat die GDL-Führung bereits Ur¬ 
abstimmungen angekündigt. 

Tarifverhandlungen in dieser Si¬ 
tuation zu beginnen, versetzt die Ge¬ 
werkschafter der EVG in eine pro¬ 
blematische Situation. Zwangsläufig 
werden das eigene Verhalten und der 
Erfolg an dem der Lokführerorganisa¬ 
tion gemessen. Hinzu kommt die De¬ 
batte um die sogenannte Tarifeinheit. 
Mit der radikalen und kompromiss¬ 
losen Vorgehensweise der Lokführer 
verschärft die Bundesregierung ihren 
Kurs, der von allen Gewerkschaften 
einschließlich des DGB (inzwischen) 
nicht geteilt wird. Derzeit läuft alles 
auf eine komplizierte Auseinander¬ 
setzung hinaus, in der dann doch die 
beiden Gewerkschaften eine Überein¬ 
kunft finden müssen. 

Rainer Perschewski 


AWO-Kolleglnnen 
machen Druck 

Warnstreik für Angleichung an den öffentlichen Dienst 


Rote Karte für 
Karstadt-Eigner Benko 

DKP Bottrop solidarisch mit den Beschäftigten 



An ersten ganztägigen Warnstreiks 
in Einrichtungen der Arbeiterwohl¬ 
fahrt (AWO) in NRW haben sich am 
12. September nach Angaben von ver. 
di 1 650 Beschäftigte beteiligt. Auf 
drei Kundgebungen in Recklinghau¬ 
sen, Duisburg und Bielefeld demons¬ 
trierten sie für ihre Forderungen in 
der aktuellen Tarifrunde: Erhöhung 


der Monatstabellenentgelte um zu¬ 
nächst 100 Euro plus 3,5 Prozent auf 
die erhöhten Entgelte, 30 Tage Urlaub 
pro Jahr für alle, Erhöhung der Aus¬ 
zubildendenvergütung um 100 Euro 
monatlich sowie Übernahme nach der 
Ausbildung und drei freie Tage für ver. 
di-Mitglieder. 

Als Auswirkung des Warnstreiks 
waren mehr als 40 Kindertages¬ 
einrichtungen geschlossen, an¬ 
dere konnten nur Notgruppen 
anbieten. Für einige Senioren¬ 
einrichtungen der AWO wur¬ 
de nur ein Notbetrieb aufrecht 
erhalten. Betroffen waren auch 
Offene Ganztagsschulen der 
AWO. 

Nachdem die „Arbeitgeber“ 
in der ersten Tarifrunde ohne 
Angebot erschienen sind (siehe 
auch UZ vom 12.09.14), wollen 
sie zur zweiten Verhandlungs¬ 
runde am 29./30. September ein 
Angebot vorlegen. Nach Ein¬ 
schätzung von ver. di wird die¬ 
ses Angebot aber keinesfalls in 
der Höhe der Tarifregelungen 
für den öffentlichen Dienst lie¬ 
gen und ganz sicher keinen So¬ 
ckelbetrag, Mindestbetrag oder 
anderen Festbetrag beinhalten. 
Das gleiche gilt für „freie-ver.di- 
Tage“. WSK 


Auf der ersten Aufsichtsratssitzung 
nach der Übernahme von Karstadt 
durch Rene Benko wurden durch das 
Management harte Einschnitte für die 
Belegschaft und erstmals offiziell die 
Schließung von Standorten angekün¬ 
digt. Statt bisher 20 Filialen sollen nach 
dem Eigentümerwechsel nun bis zu 30 
Karstadt-Häuser geschlossen werden. 
Die Karstadt-Beschäftigten verzichte¬ 
ten bereits jahrelang auf Einkommen 
in der Hoffnung, dadurch ihre Arbeits¬ 
plätze erhalten zu können. Jetzt droht 
ihnen Arbeitslosigkeit und Hartz IV. 


Vor diesem Hintergrund führte die 
DKP Bottrop am vergangenen Sams¬ 
tag einen Infostand vor der lokalen 
Karstadtniederlassung durch. DKP- 
Ratsherr Michael Gerber: „Nach der 
Dauerinsolvenz des Hansa-Centrums 
ist das Karstadt-Haus in Bottrop die 
wichtigste Einkaufsmöglichkeit für die 
Bürger!“ 

Die DKP verteilte symbolisch Rote 
Karten an den neuen Karstadt-Eigner 
Benko, um ihre Solidarität mit den 
Karstadt-Beschäftigten zu zeigen. 

ler 



SPD findet Gefallen an 

deutsch-deutschem 

Rüstungsriesen 

„Rheinmetall will ein Rüstungsrie¬ 
se werden“ so die Frankfurter Allge¬ 
meine Zeitung. Konzernchef Armin 
Papperger habe bereits erste Sondie¬ 
rungsgespräche mit Thyssen-Krupp 
über eine Übernahme von dessen 
Marinesparte geführt, schreibt das 
Handelsblatt. 

Thyssen-Krupp ist demnach mit 
einem Jahresumsatz von 1,3 Milliar¬ 
den Euro vor allem im U-Boot-Bau 
weltweit führend. Ein erstes Sondie¬ 
ren, bei dem Rheinmetall seine Be¬ 
reitschaft für eine Übernahme er¬ 
klärt habe, sei bereits vor Monaten 
gelaufen. Beide Unternehmen lehn¬ 
ten es ab, dazu eine Erklärung abzu¬ 
geben. 

Die SPD-Spitze findet offenbar 
Gefallen an einer solchen deutsch¬ 
deutschen Fusion im Rüstungsbe¬ 
reich: „Sollte sich Rheinmetall brei¬ 
ter aufstellen wollen, würde ich das 
nur begrüßen“, wird der verteidi¬ 
gungspolitische Sprecher der SPD- 
Fraktion, Rainer Arnold, im Han¬ 
delsblatt zitiert. 


IG BAU kritisiert Verschlech- 
terungen der Frauenquote 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) kritisiert 
Verschlechterungen der Frauenquote 
für Behörden und staatliche Unter¬ 
nehmen im Gesetzentwurf der Bun¬ 
desregierung. 

„Der Staat hat eine Vorbildfunktion 
bei der Gleichstellung. Es ist das völ¬ 
lig falsche Signal, wenn die Union da¬ 
rauf besteht, die jetzige 50-Prozent- 
Geschlechterquote in vom Bund zu 
besetzenden Gremien auf nur noch 
30 Prozent zu senken. Wir brauchen 
ein echtes Gleichstellungsgesetz, in 
dem Ziele mit Zeitvorgaben verbun¬ 
den und kontrollierbar sind“, sagte 
der IG BAU-Bundesvorsitzende Ro¬ 
bert Feiger anlässlich der internatio¬ 
nalen Zukunftskonferenz „Faire Ar¬ 
beit - Gutes Leben!“ in der IG BAU- 
Bildungsstätte in Steinbach. 
„Gleichgültigkeit gegenüber Diskri¬ 
minierungen dürfen wir uns nicht 
leisten. Der Staat muss durch positi¬ 
ve Beispiele Zeichen setzen und be¬ 
weisen, dass eine gleichberechtigte 
Teilhabe an Macht, Geld und Einfluss 
möglich ist“, so Feiger. „Faire Arbeit 
kommt nicht von allein - sie muss 
durchgesetzt werden.“ 


ver.di: Personalabbau bei 
Karstadt ist keine Antwort 

Gerade die letzten Jahre hätten deut¬ 
lich gemacht, dass Personalabbau 
keine Antwort auf die Frage der Zu¬ 
kunft des Warenhauses ist, so Stefa¬ 
nie Nutzenberger, ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied und zuständig für den 
Handel. 

„Die Beschäftigten haben in den 
letzten Jahren dramatische Re¬ 
strukturierungsmaßnahmen hinter 
sich. Die einen haben immer mehr 
Arbeit und die anderen verlieren 
ihre Existenzgrundlage. (...) Noch 
weniger Personal auf der Fläche be¬ 
deutet, dass immer weniger Beschäf¬ 
tigte immer mehr Arbeit erledigen 
sollen. So kann man die zentralen 
Stärken des stationären Handels - 
guter Service und Beratung - nicht 
ausspielen. An der falschen Stelle zu 
sparen, hat noch kein Unternehmen 
in die Zukunft gebracht“, sagte Nut¬ 
zenberger. 

Hellmut Patzelt, Vorsitzender des 
Gesamtbetriebsrats von Karstadt, 
kritisierte die in der letzten Woche 
vorgestellten Pläne: „Der Personal¬ 
abbau in den Filialen geht zu Lasten 
der Beschäftigten aber auch auf Kos¬ 
ten der Kundschaft“, sagte Patzelt. 

„Man kann operative Fehler und 
ausbleibenden Erfolg nicht ständig 
mit Personalabbau kompensieren. 
Das geht auf Dauer nicht gut. Die 
Würdigung der enormen Leistungen 
der Kolleginnen und Kollegen ver¬ 
bunden mit der Sicherheit der Ar¬ 
beitsplätze und den tariflichen Ein¬ 
kommen wird im Mittelpunkt der 
Verhandlungen stehen“, sagte der 
Gesamtbetriebsratsvorsitzende. 
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„Kriegshauptstadt Stuttgart“ 

Proteste vor US-Kommandozentrale 

Stuttgart ist de facto durch die hier un¬ 
tergebrachten US-Kommandozentralen 
EUCOM (für ganz Europa und den Na¬ 
hen Osten) und AFRICOM (für ganz 
Afrika) und durch das in der Nähe in 
Calw befindliche „Kommando Spezial¬ 
kräfte“ zur Kriegshauptstadt geworden. 
Doch wir werden keine Ruhe geben, bis 
diese Kriegszentralen geschlossen sind 
und Stuttgart endlich zur Friedensstadt 
umgewandelt ist. 

So formulierte sinngemäß Tobias 
Pflüger (Friedensforscher und PV Die 
Linke) bei der Aktion vor dem EUCOM 
am 11. September gegen das angekün¬ 
digte NATO-Manöver in der Ukraine 
und forderte, dieses Manöver abzusa¬ 
gen. Gut 200 Friedensaktivistinnen wa¬ 
ren trotz z.T. strömendem Regen und 
Ferien-Wochentags-Abend zum abgele¬ 
genen EUCOM-Main-Gate gekommen, 
um ihren Protest gegen die wachsende 
Kriegsgefahr auszudrücken. 

Paul Russmann von der ökumeni¬ 
schen Initiative „Ohne Rüstung leben“ 
forderte vor dem Hintergrund der ge¬ 
fährlichen Entwicklung des Bürger¬ 
kriegs in der Ukraine die Verantwortli¬ 
chen, sowohl der Ukraine wie Russlands, 
als auch der Bundesregierung, der EU 
und der NATO auf, alle Anstrengungen 
auf eine friedliche, diplomatische Lö¬ 
sung zu konzentrieren. Bis zum ev. Kir¬ 
chentag im Juni 2015 in Stuttgart sol¬ 
len massenhaft Unterschriften für die 
Schließung der beiden Kriegskomman¬ 
do-Zentralen EUCOM und AFRICOM 
gesammelt werden. 

Schließlich forderte als dritter Red¬ 
ner der DGB-Stadtverbands-Vorsitzen¬ 
de von Stuttgart, Philipp Vollrath, die 
Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung 
auf, wieder ihre eigenen Grundsatzbe¬ 
schlüsse zu Frieden und Abrüstung ernst 
zu nehmen und in Anbetracht der wach¬ 
senden Kriegsgefahr zu einem dringend 
benötigten neuen Aufschwung der Frie¬ 
densbewegung beizutragen. Insbeson¬ 
dere sei dem Skandal, dass Deutschland 
zum drittgrößten Rüstungsexporteur der 
Welt aufgestiegen ist, durch verstärkte 
Bemühungen um Rüstungskonversion 
zu begegnen, um zivile Ersatzarbeits¬ 
plätze für die betroffenen Kolleginnen 
zu schaffen. 

Mit kämpferisch vorgetragenen Lie¬ 
dern von Ernesto Schwarz und dem zum 
Schluss gemeinsam gesungenen „We 
shall overcome“ hervorragend mode¬ 
riert durch eine Sprecherin der „ Vaihin- 
gerlnnen für den Kopfbahnhof (gegen S 
21)“ klang die Aktion aus und alle waren 
sich einig, dass dies erst der Auftakt ei¬ 
nes Neuaufschwungs der Friedensbewe¬ 
gung in Stuttgart sein soll. Der nächste 
Anlass bietet sich bereits beim bundes¬ 
weiten Aktionstag gegen Drohnenkrieg 
am 4. Oktober unter anderem vor dem 
AFRICOM in Stuttgart. Klaus Mausner 

Nachlässige Bundesregierung 

„Das IS-Verbot war überfällig. Die 
Bundesregierung muss sich vorwerfen 
lassen, das Problem bislang nachlässig 
behandelt zu haben“, kommentiert die 
innenpolitische Sprecherin der Fraktion 
„Die Linke“, Ulla Jelpke, das heute vom 
Bundesinnenministerium verhängte 
Verbot der djihadistischen Terrorgrup¬ 
pe „Islamischer Staat“. Jelpke weiter: 

„Noch vor wenigen Wochen hat die 
Bundesregierung auf eine Anfrage der 
Linksfraktion behauptet, ihr lägen kei¬ 
nerlei Erkenntnisse über Strukturen 
des IS in Deutschland vor, weshalb sie 
die Organisation auch nicht verbieten 
könne. Diese Behauptung war schon 
damals unglaubwürdig. An weiterer 
Propaganda und Rekrutierungsversu¬ 
chen muss IS deswegen gehindert wer¬ 
den. IS ist eine Bande von Schlächtern, 
gegen die zu Recht vorgegangen wird. 
Zugleich muss alles dafür getan werden, 
dass dadurch nicht rassistische Vorbe¬ 
halte gegen Muslime genährt werden. 

Ein Verbot ist aber nur die eine Sei¬ 
te der Medaille. Es muss flankiert wer¬ 
den von einem breiten Beratungsange¬ 
bot für Angehörige von radikalisierten 
Jugendlichen. Der Verfassungsschutz 
als staatliche Instanz kommt hierfür 
nicht in Frage. Bund und Länder müs¬ 
sen Mittel bereitstellen für unabhän¬ 
gig arbeitende Anlaufstellen, die über 
Vertrauen bei den Einwohnern musli¬ 
mischen Glaubens verfügen.“ 


Fracking keine Risikotechnologie? 

Öl- und Gaskonzerne verärgert über Gesetz 



Anti-Fracking-Demonstration in Pittsburg, USA 


D as ARD-Magazin Panorama 
bringt neuen Schwung in die Dis¬ 
kussion um das neue Fracking- 
Gesetz. In einem Beitrag vom 4. Sep¬ 
tember wurde behauptet, das Bundes¬ 
umweltamt gebe den Inhalt von Studien 
falsch wieder. Fracking sei eigentlich 
keine Risikotechnologie. Die deutsche 
Wirtschaft fordert nun lauthals, die 
Technologie endlich zuzulassen. 

Der Panorama-Bericht handelte 
davon, dass die Fracking-Technologie 
keine Risikotechnologie sei und nicht 
mehr Gefahren berge als andere Tech¬ 
nologien auch. Die Journalisten befrag¬ 
ten dazu einige Sachverständige, die 
auch für das Bundesumweltamt Gut¬ 
achten erstellt haben: Gefahren für das 
Trinkwasser seien übertrieben worden, 
die Erdbebengefahr sei nur gering. Der 
Hydrogeologe Uwe Dannwolf wird mit 
den Sätzen zitiert: „Wir haben keine 
Null-Risiko-Gesellschaft. Alle Energie¬ 
träger und deren Förderung haben Risi¬ 
ken.“ Die Gesellschaft müsse nüchtern 
entscheiden, bis zu welchem Level die 
Risiken toleriert werden sollen. 

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
und Umweltministerin Barbara Hen- 
dricks (beide SPD) wollen noch in die¬ 
sem Monat einen Gesetzentwurf vorle¬ 
gen, der die kommerzielle Nutzung der 
Fracking-Technologie in Deutschland 
vorerst unmöglich macht. Dabei stützen 
sich die beiden Minister auf Gutachten 
und Empfehlungen des Bundesumwelt¬ 
amtes (UBA), das vom Panorama-Be¬ 
richt angegriffen wurde. 

Die Präsidentin des UBA, Maria 
Krautzberger, hatte Ende Juli darauf 


„Wenn jemand sagt, dass 
er es ohne Chemie machen 
kann, muss er das zeigen.“ 


hingewiesen, dass es in Deutschland 
noch keine klaren gesetzlichen Vor¬ 
gaben für die Fracking-Technologie 
gebe. Die Nutzung sei lediglich durch 
ein Übereinkommen von Politik und 
Wirtschaft ausgesetzt. Diesen äußerst 
unbefriedigenden Zustand solle der 
Gesetzgeber schnell beenden. Krautz¬ 
berger sagte: „Fracking ist und bleibt 
eine Risikotechnologie.“ Solange sich 
wesentliche Risiken noch nicht sicher 
Vorhersagen oder beherrschen ließen, 
sollte es in Deutschland kein Fracking 
zur Förderung von Schiefer- und Koh¬ 
leflözgas geben. 


Der Öl- und Gasbranche geht das 
zu weit. Der Verband Erdöl- und Erd¬ 
gasgewinnung schimpft, der Politik 
gehe es nicht um eine offene Diskus¬ 
sion, das UBA würde nur einen poli¬ 
tisch vorgegebenen Kurs untermauern 
wollen. Es sei wichtig, die unkonven¬ 
tionellen Gasvorkommen in Deutsch¬ 
land zu erforschen, sagte Rainer Seele, 
Chef des Gasproduzenten Wintershall. 
Immerhin wüssten wir nicht, „wel¬ 
che Ressourcen uns in Zukunft noch 
zur Verfügung stehen“. Um uns wirt¬ 
schaftlich weiterentwickeln zu können, 
müssten wir gegenüber neuen Techno¬ 
logien offen sein, sagte der stellvertre¬ 
tende DIHK-Geschäftsführer Achim 
Dercks. 

Der hessische FDP-Fraktionschef 
Florian Rentsch schnaufte wütend los 
und forderte Krautzberger auf, ihre 
„nachweislich falschen Behauptun¬ 
gen zurückzunehmen“. Sollte sie es 
nicht tun, müsse sie entlassen werden. 
Der wirtschaftspolitische Sprecher der 
CDU-Bundestagsfraktion Joachim 
Pfeiffer meint: „Es kann nicht sein, dass 
Tatsachen einfach verbogen und Denk¬ 
verbote verhängt werden - nur um ein 


Fracking-Verbot politisch durchzube¬ 
kommen.“ 

Das UBA reagierte umgehend auf 
den Panorama-Bericht. Der Beitrag 
hätte einen Eindruck erzeugt, wonach 
sich aus den Gutachten keine unbe¬ 
herrschbaren Risiken ableiten ließen, 
schreibt das Amt in einer Pressemit¬ 
teilung. Diese Darstellung sei aber ir¬ 
reführend, zumal sich die Panorama- 
Redaktion nur auf ein Teilgutachten 
bezogen hätte. Zudem bestehen eine 
Reihe an Wissenslücken, die Risiken 
für Mensch und Umwelt bergen könn¬ 
ten. 

Völlig ungeklärt sei die Aufberei¬ 
tung des sogenannten Flowbacks. Das 
ist die Spülflüssigkeit, die während des 
Bohrens und Frackens in den Unter¬ 
grund eingebracht wird und kurz da¬ 
nach wieder austritt. Dieses Gemisch 
enthält nicht nur die Chemikalien, die 
zum Fracken verwendet werden, son¬ 
dern weitere, zum Teil giftige Substan¬ 
zen aus dem Untergrund wie Schwer¬ 
metalle, aromatische Kohlenwasser¬ 
stoffe oder örtlich sogar radioaktive 
Substanzen. In Deutschland sei der 
Flowback bisher nicht aufbereitet und 


wiederverwendet worden, weshalb 
diesbezügliche Erfahrungswerte feh¬ 
len. 

Ein völliges Verbot der Fracking- 
Technologie hat auch das UBA nicht 
ins Spiel gebracht. Stattdessen soll die 
Technologie getestet und wissenschaft¬ 
lich begleitet werden. Außerdem sollen 
Probebohrungen durchgeführt werden, 
wenn ungiftige Chemikalien in den Bo¬ 
den eingebracht werden, hatte Gabriel 
bereits vor Monaten angekündigt. 

Exxon-Mobil will es jetzt tatsäch¬ 
lich geschafft haben, eine Frack-Flüs¬ 
sigkeit zu entwickeln, die nur zwei un¬ 
bedenkliche Chemikalien enthalten 
soll. „Das ist uns im Labor gelungen. 
Wir wollen diese Flüssigkeiten jetzt in 
Pilotprojekten erproben“, sagte Gernot 
Kalkoffen, Deutschland-Chef des Kon¬ 
zerns. Die Wasserwirtschaft bleibt indes 
skeptisch. Henning Deters, Vorstands¬ 
chef von Gelsenwasser, dem größten 
Trinkwasserlieferanten Deutschlands, 
sagte: „Wenn jemand sagt, dass er es 
ohne Chemie machen kann, muss er 
das zeigen.“ Doch das habe bisher noch 
niemand gesehen, auch nicht im Labor. 

Bernd Müller 


Vier Jahre „Schwarzer Donnerstag“ 

Widerstand gegen Stuttgart 21 jetzt erst recht! 


Der 30. September 2010 geht in die Ge¬ 
schichte Stuttgarts und des Widerstan¬ 
des gegen das Milliardengrab S21 als 
„Schwarzer Donnerstag“ ein. Polizei¬ 
einheiten - aus dem gesamten Bundes¬ 
gebiet nach Stuttgart befohlen - gingen 
mit Knüppeln, Pfefferspray und Was¬ 
serwerfern brutal gegen friedliche Bür¬ 
gerinnen, Kinder und Greise vor. Da¬ 
mit „schossen“ sie eine Schneise frei für 
die Baufahrzeuge, um knapp 300 bis zu 
200 Jahre alte Platanen zu fällen. Es 
gab dabei 370 Verletzte, darunter viele 
Schwerverletzte. Bilder dieses Einsat¬ 
zes mit dem „blind geschossenen“ Diet¬ 
rich Wagner gingen rund um die Welt. 
Die UZ hat in der Vergangenheit mehr¬ 
fach berichtet, S21 das größte Baupro¬ 
jekt Europas ist ineffektiv, hochriskant 
und sinnlos teuer. 

Beim Landgericht Stuttgart läuft 
zurzeit der sogenannte Wasserwerfer- 
Prozess. Angeklagt zwei Polizeibeam¬ 
te, die am „Schwarzen Donnerstag“ 
Einsatzabschnittsleiter im Schloss¬ 
garten waren. Dieter Reicherter, Vor¬ 
sitzender Richter a.D. am Landge¬ 
richt Stuttgart sagte dazu auf der 236. 
Montagsdemonstration. „Sie (die bei¬ 
den Angeklagten) waren das Binde¬ 
glied in der Befehlskette zwischen den 
einzelnen Polizisten, die vor Ort ihren 
Dienst taten oder das, was sie für ihren 
Dienst hielten, und dem Polizeiführer 


Stumpf mit seinem Führungsstab, die 
sich im Präsidium ... fein raus hielten. 
Ob sich auch andere, weit oben in der 
Politik angesiedelt, fein raus hielten, 
will ich hier mal nicht diskutieren, ob¬ 
wohl ich ... dazu eine klare Meinung 
habe.“ 

Fein raus gehalten haben sich ganz 
sicher nicht der damalige Ministerprä¬ 
sident von Baden Württemberg (Ram¬ 
bo) Mappus und sein Innenminister 
Resch, beide CDU und andere. Sie tra¬ 
gen die Verantwortung für den durch 
nichts zu rechtfertigenden brutalen Po- 


527: Milliardengrab und 
Goldgrube in einem 


lizeieinsatz. Nun soll der „Grüne“ Mi¬ 
nisterpräsident Kretschmann als Zeu¬ 
ge geladen werden. Ganz gleich was er 
aussagt, ändert dies nichts daran, dass 
er fest entschlossen ist, den Bau des 
Milliardengrabes für die Bevölkerung 
einerseits und Goldgrube für Baulö¬ 
wen und Immobilienhaie andererseits 
S21 durchzusetzen. 

Dieter Reicherter weiter: den bei¬ 
den Angeklagten „wird nicht etwa vor¬ 
geworfen, für Verletzungen durch Pfef¬ 
ferspray, Reizgas, Schlagstöcke, Wasser¬ 
werfertreffer insgesamt verantwortlich 
zu sein. ... Sie sind auch nicht ange¬ 


klagt, weil Pfefferspray verbotener¬ 
weise gegen Kinder sowie ohne Ein¬ 
haltung des Mindestabstandes gegen 
Hunderte Menschen eingesetzt wurde. 
Nein, die Staatsanwaltschaft hat schon 
2013 - entsprechend der Weissagung 
ihres früheren Chefermittlers Häuß- 
ler vom Dezember 2010 - festgestellt, 
dass alles rechtmäßig gewesen sei bis 
auf Wasserwerfertreffer an Köpfen.“ 

Wo bleibt die Verurteilung der Ver¬ 
antwortlichen und der Täter? 

Im Zusammenhang mit Protesten 
gegen S 21 wurden rund 2 400 Ermitt¬ 
lungsverfahren geführt. Hunderte Pro¬ 
jektgegner sind angeklagt und verur¬ 
teilt worden. Ein solch brutaler Polizei 
und Wasserwerfer-Einsatz „rechtmäßig 
... bis auf Wasserwerfer an Köpfen“? 
Das zeigt, die Staatsgewalt geht nicht 
vom Volke aus. Es zeigt, das herrschen¬ 
de Recht ist das Recht der Herrschen¬ 
den. Ihr Ziel war und ist, die eigene 
Macht zu demonstrieren, aufrecht zu 
halten und den breiten Protest gegen 
Stuttgart 21 brutal ein für allemal nie¬ 
derzuschlagen. Das ging kräftig in die 
Hosen. Der Widerstand lebt und geht 
weiter. Mit vielfältigen kreativen Ak¬ 
tionen, großer Ausdauer, und geziel¬ 
ten „Nadelstichen“ durch Bürger- und 
Stadtteilinitiativen. Durch tausendfa¬ 
che Einwendungen von Betroffenen 
und Bürgerbegehren. 


Mit umfangreichen Ideen bereiten 
sich die Kräfte des Widerstandes auf 
den Jahrestag des „Schwarzen Don¬ 
nerstag“ vor. Einen Tag davor findet die 
240. Montagsdemonstration statt. Stets 
mit weit über tausend Teilnehmerin¬ 
nen. Das ist bisher einmalig in der 
Geschichte in Stuttgart und deutsch¬ 
landweit. Immer neue Fakten, Lügen, 
Gefahren, Umgehungen und Nichtein¬ 
haltung gesetzlicher Pflichten durch 
Bahn und Projektbetreiber wurden und 
werden erst dadurch ans Licht der Öf¬ 
fentlichkeit gezerrt. Dadurch kommen 
diese immer stärker „ins Schleudern.“ 
Immer wieder kommen neue Argu¬ 
mente, von verschiedensten Seiten ge¬ 
gen S 21 und für einen Baustopp jetzt 
auf den Tisch. Am 18. Oktober geht es 
mit einem Sonderzug nach Bonn zum 
Eisenbahnbundesamt (Eba). Ziel der 
Aktion: Das Eba aufrütteln, dass es sich 
aus dem Diktat von Wirtschaft, Deut¬ 
scher Bahn und Politik löst und für ei¬ 
nen sicheren und zuverlässigen Bahn¬ 
verkehr sorgt. Das ist seine ureigenste 
Aufgabe. S21 aber ist genau das Gegen¬ 
teil. Das Eba lässt zu, dass vielfach ge¬ 
baut und gebuddelt wird obwohl ganz 
entscheidende Grundvoraussetzungen 
fehlen. Die Rufe: „Lügenpack“, „Köpf¬ 
chen zeigen“, „Oben bleiben“ bleiben 
weiterhin unüberhörbar. 

Dieter Keller 
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Alarm nach einem Wahlsonntag 

Steht ein neuer Rechtsruck bevor? 



A larm: Dramatisch gesunkene 
Wahlbeteiligung in Brandenburg. 
Katastrophale Stimmenverluste 
für die SPD in Thüringen und für die 
Linkspartei in Brandenburg. Sensatio¬ 
nelle Wahlerfolge des Rechtsauslegers 
Alternative für Deutschland. Das sind 
die Hauptsignale, die vom Wahlsonntag 
am 14. September ausgesendet wurden. 
Bei der Landtagswahl in Thüringen er¬ 
hielten CDU, AfD und NPD 47,7 Pro¬ 
zent der Wählerstimmen bei einer Wahl¬ 
beteiligung von 52,7 Prozent. Steht ein 
weiterer Rechtsruck in Deutschland 
bevor? Welche Bedeutung könnte da 
ein Gegensignal aus Erfurt haben, wo 
die Bildung einer Regierung möglich 
geworden ist, die von einem der Links¬ 
partei angehörenden Ministerpräsiden¬ 
ten Bodo Ramelow und von SPD und 
Grünen gestellt sein könnte? 

Wie die Parteien im einzelnen ab¬ 
geschnitten haben, darüber ist in den 
Medien ausgiebig berichtet worden. 
Wir wollen einen Blick auf einige De¬ 
tailergebnisse dieser Abstimmungen 
und Wählertrends in Brandenburg und 
Thüringen werfen, zum Beispiel auf die 
absoluten Stimmenzahlen, die erreicht 
wurden, um besser nachvollziehen zu 
können, was am Wahlsonntag 14. Sep¬ 
tember 2014 passiert ist. 


6o Prozent der Wähler 
meinen: „Derzeit vertritt keine 
Partei meine Interessen.“ 


In Brandenburg sank die Wahlbe¬ 
teiligung von 67 auf 47,9 Prozent, was 
bedeutete, dass von rund 2,1 Millionen 
Wahlberechtigten nur noch eine Million 
Bürgerinnen und Bürger zur Wahl gin¬ 
gen. Auch in Thüringen halbierte sich 
die Zahl der Wählerinnen und Wähler 
von 1,8 Millionen auf 955 000. 

Bemerkenswert sind aufgrund die¬ 
ser Tatsache auch die Stimmenergeb¬ 
nisse für die bisher in den Landtagen 
vertretenen Parteien. In Brandenburg 
verloren diese Parteien allesamt im Ver¬ 
gleich zur Landtagswahl 2009: Die Par¬ 
tei „Die Linke“ verlor fast die Hälfte ih¬ 
rer Stimmen, nämlich rund 194 000. Die 
SPD verlor 143 663, die CDU 47 981 und 
die Grünen rund 18 000 Stimmen. Die 
AfD gewann demgegenüber 120 000 
Stimmen. 

In Thüringen verloren die SPD 
78 500 Stimmen und die Grünen 11 500. 
Auch die CDU verlor absolut 14 000 
Stimmen, legte aber durch die gesun¬ 
kene Wahlbeteiligung 2,3 Prozent zu. 


Was zu heiß ist, löst sich auf. 

Ähnlich war es auch bei der Linkspar¬ 
tei, die 23 490 Stimmen verlor, aber ein 
Plus von 0,8 Prozent aufweisen konn¬ 
te - übrigens das beste Wahlergebnis, 
dass diese Partei bisher in einem Bun¬ 
desland erreichen konnte. Die AfD er¬ 
hielt in Thüringen fast Hunderttausend 
Stimmen. 

Die Wahlforscher und Institute, die 
am Wahlabend und in der Wahlnacht 
wieder natürlich Hochkonjunktur hat¬ 
ten, vermittelten uns weitere interes¬ 
sante Ergebnisse. Bezüglich der Nicht¬ 
wähler wurden in Brandenburg und in 
Thüringen, auch in ihrer Höhe, überein¬ 
stimmend drei Hauptgründe genannt: 
78 bzw. 83 Prozent gaben an, dass „die 
Politiker eigene Interessen verfolgen“. 
77 Prozent meinen, es gebe zwar viele 
Parteien, aber „keine, die etwas verän¬ 
dern will“. Und schließlich meinen über 
60 Prozent, „derzeit vertritt keine Partei 
meine Interessen“. 

Für „Die Linke“ müssen die Zuläufe 
an die AfD bestürzen: 20 000 liefen in 
Brandenburg und 16 000 in Thüringen 
zur AfD über. Das da was nicht stim¬ 
men kann, Unzufriedenheit mit der Re¬ 
gierungspolitik, der parlamentarischen 
und außerparlamentarischen Arbeit 
herrscht, besagt auch folgende Zahl: 
In Brandenburg wandten sich 115000 
Wählerinnen und Wähler von der Re¬ 
gierungs-Partei „Die Linke“ ab und 
marschierten ins Lager der Nichtwähler. 
Angesichts der Tatsache, dass die Partei 


„Die Linke“ sowohl in Brandenburg als 
auch in Thüringen sich in der Wähler¬ 
schaft vor allem auf Arbeitslose, Rent¬ 
ner und Arbeiter stützen kann, braucht 
sie dringend ein Nachdenken über bei¬ 
de Seiten ihrer praktischen Politik, vor 
allem außerhalb der Parlamente. Oder 
ist es so, wie der SPD-Chef am Wahl¬ 
sonntag äußerte, dass die Linkspartei in 
Regierungsverantwortung zu ihrer Ver¬ 
kleinerung beitrage. 

Doch in den nächsten Wochen wer¬ 
den wir wieder vor allem - abgehoben 
von den Erwartungen und Interessen 
der Menschen „da unten“ - mit den 
Regierungsbildungen konfrontiert. In 
Brandenburg hat Ministerpräsident 
Dietmar Woidke mit seiner SPD wieder 
die Mehrheit erlangt. Will er es weiter 
mit der Linkspartei machen oder doch 
lieber mit der sich feilbietenden CDU? 


Während die Brandenburgerinnen und 
Brandenburger auf die Lösung ihrer 
Probleme warten, erfolgt nun ein gro¬ 
ßes Geschachere um eine Koalition, um 
Ämter und Pensionen. 

Auch in Thüringen ist dieses Macht¬ 
geschiebe vor allem angesichts der Tat¬ 
sache angesagt, dass es ein Patt zwi¬ 
schen Schwarz-Rot und Rot-Rot-Grün 
gibt. Hier muss die SPD entscheiden, 
manche sagen, sie „müsse springen“ - 
entweder im alten Trott mit der CDU 
weiter zu machen oder zu einem „refor¬ 
morientierten Bündnis“ mit der Links¬ 
partei und Grünen aufzubrechen - wie 
es Bodo Ramelow, die Alternative zur 
gegenwärtigen CDU-Ministerpräsi- 
dentin Christine Lieberknecht, formu¬ 
liert. Das gibt parteiinternen Streit, ein 
Machtkampf eingeschlossen. Und wie¬ 
der stehen die Erwartungen und Hoff¬ 


nungen der Wählerinnen und Wähler 
zunächst außen vor. 

Besonders die Basis der SPD scheint 
in der Koalitionsfrage gespalten. „Nach 
wie vor gibt es in der ostdeutschen SPD 
vehemente Gegner der Linkspartei, vor 
allem in der älteren Generation“, erklärt 
Gero Neugebauer, ein SPD-Experte. 
Die Sozialdemokratische Partei habe 
sich im Herbst 1989 ausdrücklich als 
Partei gegen die SED gegründet. „Ge¬ 
rade für die Mitglieder der Gründerge¬ 
neration ist die Linkspartei die Fortset¬ 
zung der alten SED/PDS, eine Zusam¬ 
menarbeit wäre ein Tabu-Buch.“ Doch 
Neugebauer beobachtet auch, dass diese 
Stimmen weniger werden. In der Land¬ 
tagsfraktion mehren sich die Signale, es 
mit der Partei „Die Linke“ probieren zu 
wollen. Zudem dürfte das an der Person 
Ramelow nicht scheitern. Der aus dem 
Westen stammende frühere Gewerk¬ 
schafter gelte „politisch als gemäßigt 
und rhetorisch geschickt“. Von manchen 
in der SPD werde er gar als „beinahe so¬ 
zialdemokratisch“ bezeichnet. 

Der Chefredakteur des „Mittel¬ 
deutschen Rundfunks“, Stefan Raue, 
kommentierte die Personalie: „Die 
Thüringer kennen ihren Bodo Ra¬ 
melow. Im Land ist er vor allem mit 
Positionen und Forderungen aufge¬ 
fallen, die die SPD in den Zeiten vor 
Gerhard Schröder vertreten und ge¬ 
pflegt hat. Kein einziges verfassungs¬ 
widriges Wörtchen ist von Ramelow 
zu hören gewesen. Und seine Partei 
in Thüringen mag in Sachen Stasi und 
DDR-Nostalgie verdruckst sein, die 
Welt oder gar Thüringen will sie nicht 
auf den Kopf stellen.“ Ob angesichts 
dieser politischen Gemengelage Bodo 
Ramelows Hoffnungen aufgehen? Die 
Wahl eines Politikers der Linkspartei 
zum Ministerpräsidenten eines Bun¬ 
deslandes, wäre nach der Wahl eines 
grünen Ministerpräsidenten in Baden- 
Württemberg zumindest ein Signal ge¬ 
gen Rechtsabbiegen. 

Alle wissen: In Wahlkämpfen wer¬ 
den Sprüche geklopft und Verspre¬ 
chen gegeben, die nach dem Wahltag 
nix mehr wert sind. Eine altgediente 
Partei aber hat einen Wahlkampf ums 
Überleben geführt und hat darin viel 
Realitätssinn bewiesen. Aufgrund ih¬ 
rer schlechten Umfrage werte ließ sie in 
Brandenburg - hoffte sie wirklich auf 
Stimmengewinne - Plakate mit der Auf¬ 
schrift aufstellen „Keine Sau braucht 
die FDP.“ In Thüringen hieß es noch 
besser: „Wir sind dann mal weg.“ 

RolfPriemer 


Warum wird 

Von besonderem Interesse ist eine Aufklä¬ 
rung über die Hauptgründe zur Wahl der 
AfD. Sie rekrutiert ihre Wähler vor allem 
aus den Altersgruppen bis 60 Jahren: je¬ 
weils 15 Prozent der Erstwähler und den 
folgenden Jahrgängen wählen diese Par¬ 
tei. Die Gründe dafür entspringen meis¬ 
tens Protesthaltungen und sind Ausdruck 
von Proteststimmungen. Die meisten ih¬ 
rer Wählerinnen und Wähler sind sich be¬ 
wusst, dass die AfD keine Probleme lösen 
kann, aber diese wenigstens anspreche. Ein 


AfD gewählt? 

Hauptgrund ist, dass sich die meisten Wäh¬ 
ler von dieser Partei eine Aufmischung des 
bisher bekannten Parteien-Establishments 
versprechen. 

Die AfD profitiert reichlich durch Wähler¬ 
wanderungen. So erhielt sie In Brandenburg 
18 000 Stimmen von der CDU, 17 000 von 
der FDP und je 12 000 von der SPD und den 
Nichtwählern. In Thüringen kamen 17000 
von der CDU, 12 000 von der SPD, 11 000 
von der FDP, 1 000 von den Grünen und 
23000 von anderen. 


Eingeschüchtert? 

Nazis in Bad Nenndorf blockiert - DKP-Genosse im Gefängnis 


Sven S., Mitglied der DKP, nahm 2013 
an der Blockade eines Naziaufmar¬ 
sches teil, wurde zu einer Geldstrafe 
verurteilt und weigerte sich, zu zahlen. 
Nun sitzt er im Gefängnis. 

Die Nazis, die am 3. August letzten 
Jahres in Bad Nenndorf einen „Trau¬ 
ermarsch“ zum Gedenken an „Ver¬ 
brechen der Alliierten“ durchführen 


Die Nazis mussten 
nach Haus fahren - 
Die Blockade war erfolgreich. 


wollten, mussten frustriert nach Hau¬ 
se fahren: Ein „Versagerbündnis“ 
habe für „linksextremistische Zustän¬ 
de“ gesorgt, beklagten sich die rechten 
Veranstalter. Das „Versagerbündnis“ 
hatte erfolgreich den geplanten Kund¬ 
gebungsort der Faschisten blockiert. 

In dem kleinen niedersächsischen 
Kurort marschierten in den letzten 
Jahren immer im August Faschisten 
aus dem Spektrum der freien Kame¬ 
radschaften, um „deutscher Opfer und 
alliierter Verbrechen“ zu gedenken. 
Sie fordern ein Ende des „Schuld¬ 
kults“, die Freilassung verurteilter Na¬ 
ziverbrecher und ganz allgemein ein 
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Antifaschistischer Protest in Bad Nenndorf 


Solidarität mit unserem inhaftierten Genossen 

Aus der Erklärung des Parteivorstandes der DKP 

„Ein junger DKP-Genosse aus Hannover ist seit dem 8. September wegen der Teilnahme an 
einer antifaschistischen Blockade im Knast. Er soll eine Strafe von zwei Monaten absitzen. 
Der Parteivorstand der DKP drückt seine volle Solidarität mit ihm und gleichzeitig seine Em¬ 
pörung über die Inhaftierung aus. (...) 

Niedersachsen Polizei und Justiz bekennen sich in Worten gerne zum .Kampf gegen Rechts- 
extremismus“, tatsächlich betreiben sie das Gegenteil: Sie kriminalisieren Antifaschistinnen 
und scheuen sich nicht davor, sie einzusperren.... 

Antifaschismus ist notwendig und nicht kriminell!“ 


Deutschland, das „selbstbewusst“ zu 
imperialistischem Vernichtungskrieg 
und faschistischem Terror steht. 

Die unterschiedlichen antifaschis¬ 
tischen Kräfte fanden sich - wie oft in 
solchen Situationen - in zwei verschie¬ 
denen Bündnissen gegen den Naziauf¬ 
marsch zusammen: Im Bündnis „Bad 
Nenndorf ist bunt“ schlossen sich Ge¬ 
werkschaften und bürgerliche Partei¬ 
en, Kirchen und Vereine zusammen. 
In der „Initiative Kein Naziaufmarsch 
in Bad Nenndorf“ fanden sich Grup¬ 
pen, die die Faschisten mit Blockaden 
an ihrer Demo hindern wollten - von 
ver. di-Jugend und Jusos über Autono¬ 
me Gruppen bis hin zur SDAJ. 

Eine wirkliche Zusammenarbeit 
beider Bündnisse kam nicht zustande, 
aber auf beiden Seiten die Einsicht, 
dass sich unterschiedliche Aktionsfor¬ 
men ergänzen können und öffentliche 
Distanzierungen von zivilem Unge¬ 
horsam schädlich sind. Dieses solida¬ 
rische Verhältnis trug zum Erfolg der 
Blockade bei: Die vom DGB ange¬ 
meldete Demo endete auf dem Platz, 
auf dem später die Nazis ihre Kund¬ 
gebung durchführen sollten. Nach¬ 
dem sie aufgelöst war, entschlossen 
sich viele Teilnehmer, auf dem Platz 


zu bleiben, sich zu setzen und zu blo¬ 
ckieren. Später löste die Polizei diese 
Blockade auf. 

Sven S. gehörte mit einigen Ge¬ 
werkschaftern und Mitgliedern der 
SDAJ zu den letzten, die vom Platz 
getragen wurden. Sein Sitznachbar in 
der Blockade berichtet: Die Beamten 
fragten Sven, ob er aufstehen wolle, er 
antwortete, er bleibe sitzen und lasse 
sich wegtragen. Widerstand leistete er 
nicht. Nun wurde er, wie vierzig ande¬ 
re Antifaschisten, zu einer Geldstra¬ 
fe verurteilt. 60 Tagessätze, insgesamt 
1200 Euro, sollte er zahlen - und wei¬ 
gerte sich. Nun sitzt er seit dem 8. Sep¬ 
tember für 60 Tage im Gefängnis. Räu¬ 
mung durch die Polizei, Ermittlungs¬ 
verfahren, Strafbefehle - das Ziel ist 
die Einschüchterung aller Antifaschis¬ 
ten, die Isolierung der Blockierer als 
gewaltbereite Linksradikale. Um fa¬ 
schistischer Propaganda etwas ent¬ 
gegenzusetzen, dürfen wir uns davon 
nicht einschüchtern lassen - und müs¬ 
sen die Solidarität mit den von Repres¬ 
sionen Betroffenen organisieren. Der 
Parteivorstand der DKP leitet Post an 
Sven S. in die JVA weiter. Olaf Peters 


Post an Sven S: 

DKP-Parteivorstand 
z. Hd. Wera Richter 
Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen 
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Der alte Kurs mit neuen Gesichtern 

Die Juncker-Kommission - eine „Regierung der Großen Koalition“ 



PCP sagt Nein zur Unter¬ 
werfung unter die EU 

Hunderttausende Menschen beteiligten 
sich auch in diesem Jahr an der „Festa 
Avante“ der Portugiesischen Kommu¬ 
nistischen Partei. Gut sechzig internatio¬ 
nale Gäste von Bruderparteien der PCP 
sowie eine große Zahl an nationalen Or¬ 
ganisationen waren größtenteils auch 
mit eigenen Informationsständen prä¬ 
sent. Die DKP hatte einen der größeren 
Stände mit einem attraktiven Ambien¬ 
te zu bieten; daran beteiligten sich etwa 
zwanzig Genossinnen und Genossen, 
die wie jedes Jahr eine ins Portugiesi¬ 
sche übersetzte Information der DKP 
über ihre Arbeit in Deutschland an die 
Festbesucher/innen verteilten. Auch Die 
Linke war eingeladen und hatte einige 
Bundestagsabgeordnete geschickt. 

Generalsekretär Jerönimo da Sou- 
sa ging in seiner Rede zum Abschluss 
des Festes vor einer unüberschaubaren 
Menge von Menschen und roten Fahnen 
unter anderem auf das Krisenprogramm 
ein, das die Troika dem portugiesischen 
Volk auferlegt hat. Dagegen setzt die 
PCP eine Orientierung auf eine volks¬ 
nahe Linksregierung. Die PCP sagt „Ja“ 
zu Europa, aber „Nein“ zu einer Unter¬ 
werfung unter fremde Interessen. G. P. 

Zusätzliche Sanktionen 
gegen Russland 

Nach der EU haben auch die USA un¬ 
ter dem Vorwand der Ukraine-Krise 
neue Sanktionen gegen Russland ver¬ 
hängt. Das Finanzministerium in Wa¬ 
shington kündigte erweiterte Strafmaß¬ 
nahmen an, die den russischen Finanz- 
und Energiesektor betreffen. Dazu 
gehört nun auch die größte russische 
Bank Sberbank. Zudem wurden Per¬ 
sonen und Firmen auf die Sanktions¬ 
liste gesetzt, die im russischen Vertei¬ 
digungssektor tätig sind. 

Westliche Unternehmer im Russ¬ 
landgeschäft haben die neuen Sank¬ 
tionen gegen Moskau kritisiert. Die 
Regierungen sollten einen Weg zur 
Lösung des Ukraine-Konflikts finden, 
ohne der Wirtschaft zu schaden, forder¬ 
te die Vereinigung Europäischer Un¬ 
ternehmen (AEB). 

Der russische Außenminister Sergej 
Lawrow hat der Europäischen Union 
vorgeworfen, mit neuen Sanktionen ge¬ 
gen Moskau den Ukraine-Konflikt zu 
verschärfen. „Wer Strafmaßnahmen in 
einem Moment erlässt, in dem sich der 
Friedensprozess in der Ukraine festigt, 
unterhöhlt diesen Prozess“, sagte Law¬ 
row. Rußssland werde angemessen, 
aber nicht überstürzt auf die Sanktio¬ 
nen reagieren. Moskau wolle diese „Po¬ 
litik der Strafmaßnahmen“ nicht. 

Einzelne Euroländer fürchten we¬ 
gen der abermals verschärften Wirt¬ 
schaftssanktionen Einbußen für die 
eigene Wirtschaft. Österreichs neuer 
Finanzminister Hans Jörg Schelling 
sagte, es gebe derzeit einen Wachstums¬ 
dämpfer von rund 0,1 Prozentpunkten. 
„Aber es könnte sich natürlich schon 
deutlich ausweiten.“ Litauens Finanz¬ 
minister Rimantas Sadzius sagte, vor 
allem die russischen Gegensanktionen 
träfen sein Land. Das Wachstum der 
Wirtschaftsleistung werde 2015 um 
0,9 Punkte niedriger ausfallen. 

Assange-Anwälte fordern 
Aufhebung des Haftbefehls 

Die Rechtsanwälte von Julian Assan- 
ge haben einen weiteren Schritt unter¬ 
nommen, um die Auslieferung des Wi- 
kileaks-Gründers an Schweden zu ver¬ 
hindern. Sie wollen erreichen, dass der 
schwedische Haftbefehl gegen Assan- 
ge aus dem Jahr 2010 aufgehoben wird, 
den ein Stockholmer Gericht erst im 
Juli bestätigt hatte. Die Schweden wol¬ 
len Assange zu Vergewaltigungsvor¬ 
würfen befragen. Weil er sich weigerte, 
zu Verhören nach Schweden zu reisen, 
erließen sie 2010 Haftbefehl. Assange 
hält sich seit zwei Jahren in der ecua- 
dorianischen Botschaft in London auf. 


D er neuen EU-Kommission bie¬ 
te sich eine außergewöhnliche 
Chance, „einen Neubeginn zu 
wagen 4 , 4 sagte Kommissionschef Jean- 
Claude Juncker, als er am 10. Septem¬ 
ber die von ihm nominierte künftige 
EU-Kommission vorstellte. 

Neubeginn - das klingt gut. Fragt 
sich nur, in welche Richtung? 

Der „christlich-soziale 44 Juncker, 
bis 2013 luxemburgischer Regie¬ 
rungschef und Spitzenkandidat der 
rechtskonservativen „Europäischen 
Volkspartei“ (EVP) bei der letzten 
EU-Wahl, war am 15. Juli von der 
Mehrheit des EU-Parlaments als neu¬ 
er Präsident der EU-Kommission be¬ 
stätigt worden. 

Bei der Pressevorstellung poch¬ 
te Juncker auf die „Kompetenz und 
Erfahrung“ des von ihm geführten 
Teams, das ab 1. November 2014 die 
Barroso-Kommission ablöst. Zu¬ 
vor müssen sich die Nominierten al¬ 
lerdings noch einer Befragung im 
EU-Parlament stellen, die für Anfang 
Oktober terminiert ist. Dann muss die 
Kommission in ihrer Gesamtheit noch 
die Zustimmung der EU-Parlaments- 
mehrheit bekommen. Die Abstim¬ 
mung darüber ist für den 22. Oktober 
angesetzt. Große Schwierigkeiten bei 
dieser Prozedur scheint Juncker aller¬ 
dings nicht zu erwarten. 

Mit „Kompetenz und Erfahrung“ 
hat der neue EU-Kommissionschef 
in gewissem Sinn recht. In der neuen 
EU-Kommission amtieren neun ehe¬ 
malige Regierungschefs und 19 ehe¬ 
malige Minister, sieben waren schon 
bisher EU-Kommissare. Sie alle ha¬ 
ben in der Tat viel Erfahrung, nämlich 
bei der Durchsetzung einer neolibe¬ 
ralen Spar-, Sozialabbau- und Priva¬ 
tisierungspolitik, die sie in den letz¬ 
ten Jahrzehnten in ihren Ländern ge¬ 
gen Widerstände in der Bevölkerung 
praktiziert haben. 

Juncker selbst war maßgeblich an 
der Abfassung und Umsetzung der 
EU-Verträge von Maastricht und 
Lissabon beteiligt, die die neolibe¬ 
rale Wirtschaftsdoktrin der „freien 
Marktwirtschaft 44 mit „unbehinder¬ 
ter Konkurrenz 44 als Grundlinie der 
EU-Politik festschrieben. Juncker 
gehörte zu den „Vätern 44 des EU- 
„Stabilitätspaktes“ mit seinen rigiden 
Defizitregeln und „Schuldenbremsen“. 
Und als Chef der „Euro-Gruppe“ (bis 
2013) war er führend an der Durch¬ 
setzung der Spar- und Privatisierungs¬ 
diktate der „Troika“ in Griechenland, 
Portugal und anderen EU-Staaten be¬ 
teiligt. 

Die rechtskonservativen Partei¬ 
en haben innerhalb der 28-köpfigen 
neuen EU-Kommission mit 14 Ver¬ 
tretern von Parteien der EVP und ei¬ 
nem Abgesandten der britischen Kon¬ 
servativen die Mehrheit. Die Sozialde¬ 
mokraten (S&D) kommen auf 8 und 
die Liberalen (ALDE) auf 5 Kom¬ 
missare. Es handelt sich also um eine 
„Regierung der Großen Koalition“ 
auf EU-Ebene unter Dominanz der 
Rechtskonservativen. 

Von dieser EU-Exekutive zu er¬ 
warten, dass sie unter „Neuanfang“ 
einen politischen Kurs verstehen 


Die Ebola-Epidemie in Westafrika 
ist außer Kontrolle geraten. Wie die 
Weltgesundheitsorganisation WHO 
am Freitag mitteilte, sind bislang min¬ 
destens 2 400 Menschen an den Folgen 
der Krankheit gestorben, die wirkliche 
Zahl dürfte weit höher liegen. 

Trotzdem sind in den besonders 
betroffenen Ländern im Westen des 
Kontinents bislang lediglich 170 aus¬ 
ländische Ärzte und Pflegekräfte im 
Einsatz. Das wird sich nun ändern: 
Kuba entsendet 165 Mediziner zur Ka¬ 
tastrophenhilfe nach Westafrika. Die 


könnte, der den Interessen und For¬ 
derungen der europäischen Bürge¬ 
rinnen und Bürger besser als bisher 
gerecht wird, wäre pure Illusion und 
Selbsttäuschung. Wenn Juncker von 
„Neubeginn“ spricht, meint er einen 
„Neubeginn“ in die Richtung der ver¬ 
schärften Durchsetzung des bisheri¬ 
gen neoliberalen Kurses. 

Allerdings sind sich die maßgebli¬ 
chen EU-Führungskreise einschließ¬ 
lich Juncker angesichts der fortschwe¬ 
lenden Euro-Krise und des wieder 
schwächelnden Wirtschaftswachstums 
in der EU sowie der wachsenden EU¬ 
kritischen Stimmung in weiten Teilen 
der Bevölkerung offenbar bewusst, 
dass sie sich nicht mit einem einfachen 
„Weiter so 44 begnügen können. Des¬ 


halb versucht sich Juncker als „Neue¬ 
rer“ und gibt sich gelegentlich auch als 
„sozial engagierter“ Politiker. 

In den „Politischen Leitlinien“, die 
er als Grundlage seiner Amtsführung 
veröffentlicht hat, werden politische 
„Schwerpunkte“ benannt, auf die er 
die Tätigkeit der Kommission in den 
nächsten fünf Jahren konzentrieren 
will. Dazu gehört vor allem die För¬ 
derung von Wirtschaftswachstum und 
Investitionen in der EU, auch durch 
staatliche EU-Gelder. Damit sollen 
Anreize für mehr private Investitio¬ 
nen in die „Realwirtschaft“ geschaffen 
werden. Als vorrangig benannt wer- 


Brigade aus 62 Ärzten sowie 103 Pfle¬ 
gern und Schwestern wird ab Anfang 
Oktober für zunächst sechs Monate 
vor allem in Sierra Leone im Einsatz 
sein, teilten WHO-Generaldirektorin 
Margaret Chan und der kubanische 
Gesundheitsminister Roberto Morales 
am 12. September bei einer gemeinsa¬ 
men Pressekonferenz in London mit. 

Die Retter aus der Karibik sind 
erfahrene Mediziner, die alle bereits 
Einsätze in Afrika hinter sich haben. 
Sie werden Schulter an Schulter mit 
den einheimischen Ärzten um das Le- 


den dabei u.a. der Ausbau des „di¬ 
gitalen Binnenmarkts“ (schnellerer 
Datentransfer usw.), die „Stärkung“ 
des EU-Energiemarktes und die Di¬ 
versifizierung der Energiequellen 
einschließlich der Förderung erneu¬ 
erbarer Energien im Namen des Kli¬ 
maschutzes, aber auch die Förderung 
von Investitionen in Bereiche wie Au¬ 
tomobilbau, Luftfahrttechnik, Raum¬ 
fahrt, Maschinenbau, Chemie- und 
Pharmaindustrie. Durchgängiger Ge¬ 
sichtspunkt ist dabei aber die „Stär¬ 
kung der Wettbewerbsfähigkeit“ der 
EU-Unternehmen im internationalen 
Konkurrenzkampf. 

Zugleich verkündet Juncker aber 
auch deutlich, dass Wirtschaftswachs¬ 
tum „nicht auf der Grundlage ständig 


wachsender Schuldenberge“ erreicht 
werden könne, also an den rigorosen 
Schuldenbremsen und Spardiktaten 
festgehalten werden müsse. Um mehr 
private Investitionen zu erreichen, 
müsse das „Investitionsumfeld“ ver¬ 
bessert werden. Also Fortsetzung der 
„Reformen“ zur Beseitigung aller Vor¬ 
schriften, die von den Kapitalbesitzern 
als „Hindernisse“ für ihre Gewinne be¬ 
zeichnet werden (Kündigungsschutz, 
„starre“ Tarifverträge, Sozialabgaben 
usw.). Wenn die Unternehmer auf 
diese Art bei Laune gehalten werden, 
werde das angeblich auch mehr Ar¬ 
beitsplätze und Beschäftigung brin- 


ben der Patienten kämpfen, kündigte 
Morales an. „Unsere Beteiligung am 
Einsatz gegen Ebola ist keine Aus¬ 
nahme, sondern Teil der Solidarität, 
die Kuba in den 55 Jahren seiner Re¬ 
volution immer geleistet hat, beton¬ 
te er. Seit dem Sieg über die Batista- 
Diktatur 1959 seien insgesamt mehr 
als 325 000 Ärztinnen und Ärzte, Pfle¬ 
ger und Schwestern in 158 Ländern 
der Welt im Einsatz gewesen. Allein 
in Afrika hatten fast 77 000 Mediziner 
in 39 Staaten Hilfe geleistet. 

Morales rief die Regierungen aller 
Länder der Welt dazu auf, sich dem 
globalen Kampf gegen Ebola anzu¬ 
schließen: „Afrika braucht jetzt drin¬ 
gend internationale Solidarität!“ 


gen, behauptet Juncker (obwohl das 
Gegenteil längst durch die Erfahrung 
der letzten Jahrzehnte bewiesen ist). 
Abbau der Arbeitslosigkeit und be¬ 
sonders der Jugendarbeitslosigkeit ist 
jedenfalls von Juncker nicht zu einem 
eigenen Schwerpunkt seiner „Leitlini¬ 
en 44 gemacht worden. 

Dafür gehört zu seinen Schwer¬ 
punkten aber ein „stärkeres Europa“ 
mit „mehr Gewicht auf der interna¬ 
tionalen Bühne“ einschließlich mehr 
„gemeinsamen EU-Missionen in Kri¬ 
sengebieten“. Anvisiert wird auch die 
„Vereinheitlichung der Migrationspo¬ 
litik“ mit verstärktem Kampf gegen 
„irreguläre“ Zuwanderung und weite¬ 
rer Abschottung Europas durch „Si¬ 
cherung der EU-Außengrenzen“ und 
Ausbau von „Frontex“ bei Förderung 
„legaler Zuwanderung“ der von den 
Unternehmern gewünschten gut aus¬ 
gebildeten Fachkräfte. Bei der EU-Er- 
weiterung soll es in den nächsten fünf 
Jahren allerdings eine Pause geben - 
statt dessen sollen die Ukraine, Molda¬ 
wien und andere Staaten im EU-Um- 
feld durch „Assoziierungsabkommen“ 
stärker an die EU gebunden werden. 

Zur Durchsetzung der politischen 
Schwerpunkte hat Juncker auch 
eine Neuerung in der Struktur der 
EU-Kommission eingeführt. Unter 
seiner Leitung wird ein Team von sie¬ 
ben Vizepräsidenten geschaffen, die 
offenkundig mit mehr Rechten und 
Befugnissen als der Rest der Kommis¬ 
sionsmitglieder ausgestattet werden. 
Diese Vizepräsidenten sollen künftig 
jeweils eine „Projektgruppe“ zu den 
benannten politischen Schwerpunkten 
leiten. Die restlichen EU-Kommissare 
werden je nach Geschäftsbereich die¬ 
sen Projektgruppen „flexibel“ zuge¬ 
ordnet. Den Vizepräsidenten wird eine 
„strategische Filterfunktion“ übertra¬ 
gen: die einzelnen EU-Kommissare 
sollen künftig Projekte oder Geset¬ 
zesvorhaben nur noch auf die Tages¬ 
ordnung der EU-Kommission bringen 
können, wenn sie dafür die Zustim¬ 
mung eines Vizepräsidenten haben. 
Das ist eine deutliche Herabstufung 
der Rechte der einzelnen EU-Kom¬ 
missare zugunsten einer Art von „Su¬ 
perkommission“ innerhalb der EU- 
Kommission - ein weiterer Schritt zur 
Zentralisierung der Machtbefugnisse 
in der EU. 


WHO-Chefin Chan zeigte sich 
dankbar für die Unterstützung aus 
Havanna: „Wenn wir in den Krieg 
gegen Ebola ziehen, brauchen wir 
die Mittel, um kämpfen zu können“, 
erklärte sie. „Ich bin sehr dankbar 
für die Großzügigkeit der kubani¬ 
schen Regierung und der Gesund¬ 
heitsspezialisten, die ihren Teil bei¬ 
tragen, um bei der Eindämmung des 
schlimmsten Ebola-Ausbruchs in 
der Geschichte zu helfen“ Kuba sei 
in der Welt bekannt für „seine Fähig¬ 
keit, herausragende Ärzte und Kran¬ 
kenschwestern auszubilden, und für 
seine Bereitschaft, anderen Ländern 
auf ihrem Weg zum Fortschritt zu 
helfen“ 


Georg Polikeit 


Die neue EU-Kommission: Kommissionspräsident und Vizepräsidenten 

Par¬ 

Ressort 

Name 

Land 

tei 

Kommissionspräsident 

Jean-Claude Juncker 

Luxemburg 

EVP 

Erster Vizepräsident - Innenpolitik, Rechtsstaat 

Frans Timmermans 

Niederlande 

SPE 

Vizepräsidentin - Außen- und Sicherheitspolitik 

Federica Mogherini 

Italien 

SPE 

Vizepräsidentin - Haushalt und Personal 

Kristalina Georgiewa 

Bulgarien 

EVP 

Vizepräsident - Digitaler Binnenmarkt 

Andrus Ansip 

Estland 

ALDE 

Vizepräsidentin - Energiepolitik 

Vizepräsident - Wachstum, Investitionen, 

Alenka Bratu ek 

Slowenien 

ALDE 

Wettbewerbsfähigkeit, Arbeitsplätze 

Jyrki Katainen 

Finnland 

EVP 

Vizepräsident - Währungsunion, Euro, sozialer Dialog 

Valdis Domborvoskis 

Lettland 

EVP 


Kuba hilft Afrika 

Ärzte von der roten Insel gegen Ebola 
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Massendemo für Catalunya 


Hunderttausende haben in Barcelona für die Unabhän¬ 
gigkeit Kataloniens von Spanien demonstriert. Bei der 
Kundgebung im Zentrum der katalanischen Metropole 
anlässlich des 300 . Nationalfeiertages der Region im 
Nordosten Spaniens füllten sich zwei Hauptstraßen, die 
Avenida Diagonal und die Gran Via, über eine Distanz von 11 


Kilometern mit Menschen. Dabei wurde das V von „Victo¬ 
ria“, „Sieg“, gebildet. Die Demonstranten forderten, dass 
das vom Chef der Regionalregierung, Arturo Mas, für den 
9 . November angekündigte Referendum über die politische 
Zukunft Kataloniens stattfinden darf. 


„Refuzniks“ mit Gewissen 

Israelische Geheimdienstler verweigern den Dienst 


43 Offiziere und Soldaten einer Elite- 
Einheit des israelischen Geheimdiens¬ 
tes haben in einem Brief an Premiermi¬ 
nister Netanjahu und den Stabschef der 
Armee erklärt, dass sie nicht länger be¬ 
reit sind, einem System zu dienen, das 
die Rechte von Millionen Menschen 
missachtet. 

„Wir, Ehemalige der Einheit 8200, 
mobilisierte oder mobilisierbare Reser¬ 
visten, erklären, dass wir uns weigern, 
an Aktionen gegen die Palästinenser 
teilzunehmen und weiter instrumen¬ 
talisiert zu werden, um die militärische 
Kontrolle über die Palästinenser in 
den besetzten Gebieten zu verstärken“, 
heißt es in dem Schreiben. „Wir kön¬ 
nen nicht länger diesem System dienen 
und Millionen Menschen ihre Rechte 
verweigern und dabei ein gutes Gewis¬ 
sen bewahren“. Die „Refuzniks“ (in Is¬ 
rael geläuüge Bezeichnung für Kriegs¬ 
dienstverweigerer) wenden sich gegen 
die „politische Verfolgung“ von Palästi¬ 
nensern, zu der sie mit ihrer Spionage¬ 
tätigkeit und dem Abhören von priva¬ 
ten Gesprächen bis in den Intimbereich 
beitragen, aber auch generell gegen die 
israelische Besatzungs- und Siedlungs- 
politik in den Palästinensergebieten. 

Die Einheit 8200 ist eine Eliteein- 
heit des israelischen Militärgeheim¬ 


dienstes, die vor allem auf Cyberspio¬ 
nage (Abhören von Telefongesprächen, 
Ausforschen von Internet- und E-Mail- 
Kommunikation) spezialisiert ist. Die 
so gewonnenen „Erkenntnisse“ werden 
von der israelischen Armeeführung oft 
für Aktionen der „gezielten Tötung“ 
von Palästinensern benutzt. Der Brief 
der 43 ist eine der größten Verweige¬ 
rungsaktionen israelischer Militärange¬ 
höriger in den letzten Jahren. 

Einer der Unterzeichner erklärte 
in der Tageszeitung „Yediot Aharo- 
not“ die Auszüge aus dem Brief ver¬ 
öffentlichte, er glaube, dass alle Be¬ 
teiligten den Brief aus dem gleichen 
Grund unterzeichnet haben, weil sie 
nachts nicht mehr schlafen können. 
Eine Unterzeichnerin berichtete von 
einem Identiükationsirrtum, der ihr 
unterlaufen sei und zum Tod eines 
palästinensischen Kindes geführt hat. 
Oft werden die Abhörergebnisse auch 
benutzt, um Palästinenser per Erpres¬ 
sung für den israelischen Geheim¬ 
dienst anzuwerben. „Wenn du homo¬ 
sexuell bist und kennst einen, der ei¬ 
nen kennt, der den Mann kennt, der 
gesucht wird, wird Israel dein Leben 
zur Hölle machen“, sagte ein anderer 
Unterzeichner. 

Dirk Grobe 


Wohlstand für wenige 

70 Jahre Partei der Arbeit: Ablehnung der EU 


Öl ins Feuer 

Ein Kommentar zu Obamas Rede, worin er seine Kriegsstrategie 
gegen den „Islamischen Staat“ erläutert 

In seiner „Rede an die Nation“hat US-Präsident Barack Ohama erklärt, dass die 
USA die Gruppe „Islamischer Staat“mit „einer umfassenden und andauernden 
Anti-Terror-Strategie schwächen und letztendlich zerstören“ wollen. Dabei wer¬ 
de er „nicht zögern (...), in Syrien sowie im Irak gegen IS vorzugehen“ An die 
syrische Regierung gerichtet, die dem Westen eine Zusammenarbeit im Kampf 
gegen die Terroristen angeboten hatte, richtete Obama eine Kriegserklärung: „Auf 
ein Ass ad-Regime (...), das sein Volk terrorisiert“ könne Washington sich nicht 
verlassen, die syrische Regierung werde „ ihre Rechtmäßigkeit niemals wieder¬ 
erlangen“ Syrien unterstützt die UN-Sicherheitsratsresolution 2170 und würde 
vermutlich Luftangriffe gegen den IS unterstützen, sofern die USA diese mit der 
syrischen Regierung abstimmen. Das aber lehnt Obama ausdrücklich ab. Statt- 
dessen sollen die zerstrittenen Gruppen der „Freien Syrischen Armee“ auf gerüstet 
werden. 

Wir dokumentieren eine Erklärung von Christine Buchholz, verteidigungspoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion „Die Linke“ im Bundestag vom 11. September: 


US-Präsident Obama hat in einer 
Rede die amerikanische Bevölke¬ 
rung auf einen langen Krieg gegen 
die Terrorgruppe „Islamischer Staat“ 
(IS) eingestimmt. Er hat nicht nur die 
Intensivierung der laufenden Luftan¬ 
griffe auf den Irak angekündigt, son¬ 
dern darüberhinaus die Bombardie¬ 
rung von Zielen in Syrien. Im Vorfeld 
hat die Regierung in Washington die 
Unterstützung anderer Staaten orga¬ 
nisiert, darunter Türkei, Jordanien und 
Saudi-Arabien. Über die Waffenliefe¬ 
rungen an die Peschmerga ist Deutsch¬ 
land zu einem Teil in diesem Bündnis 
geworden. Auch Iran und Russland 
sind bereits tief in die Bürgerkriege in 
Syrien und Irak verstrickt. 

Diese Maßnahmen werden den Ter¬ 
ror nicht stoppen. Stattdessen interna¬ 
tionalisieren sie die in beiden Ländern 
tobenden Bürgerkriege. Bereits 1991 
und 2003 haben die USA an der Spit¬ 
ze einer internationalen Koalition den 
Irak bombardiert. Hunderttausende 
Menschen üelen diesen Kriegen zum 
Opfer. Mit dem Ergebnis, dass der 
Irak heute Schauplatz eines ethnisch- 
religiösen Bürgerkriegs geworden ist. 
Obama tritt in die Fußstapfen seines 
Vorgängers George W. Bush. Obamas 
Bomben gießen Öl ins Feuer der Bür¬ 
gerkriege in Nahost. 

Der Westen schwieg 
zu Verbrechen 

„Al-Kaida im Irak“, die Vorläuferor¬ 
ganisation des IS, entstand überhaupt 
erst infolge der US-Invasion. Anders 
als andere Widerstandsgruppen hat 
diese Gruppe den Kampf gegen die 
amerikanische Besatzungsmacht nach 
2003 mit einem religiös-sektiererischen 
Krieg gegen alle Schiiten verbunden. 
Sie verübte Anschläge auf schiitische 


Heiligtümer und von Schiiten frequen¬ 
tierte Marktplätze. 

Dieser Terror konnte nur deshalb 
an Einfluss gewinnen, weil die US-Be- 
satzungsmacht in Bagdad ein Regime 
auf ethnisch-religiöser Grundlage ins¬ 
tallierte. In dem neuen Staat kam es zu 
einem Machtpoker zwischen den schi- 
itischen, sunnitischen und kurdischen 
Eliten. Dies führte zum Auseinander¬ 
fallen der irakischen Gesellschaft und 
zur Ausgrenzung der Sunniten. Die 
sunnitische Provinz Anbar ist heute 
das Armenhaus des Irak. 

In Bagdad setzte sich ein korrupter 
schiitischer Clan um Ministerpräsident 
Maliki durch, der sich an den sprudeln¬ 
den Erdöl-Einnahmen bereicherte. Im 
Dezember 2013 kam es gegen diese Po¬ 
litik zu friedlichen Massendemonstrati¬ 
onen in den mehrheitlich sunnitischen 
Städten Falludscha und Ramadi. Mali- 
ki ließ die beiden Orte einkreisen und 
über Monate bombardieren. Der Wes¬ 
ten schwieg zu diesen Verbrechen. Der 
IS nutzte dies aus und stellte sich an 
die Spitze der von Bagdad provozierten 
militärischen Auseinandersetzungen. 

IS hat kein Monopol 
auf Kriegsgräuel 

Auch unter dem neuen Ministerpräsi¬ 
denten Haidar Al-Abadi hat sich der 
Charakter des Regimes nicht verän¬ 
dert. Abadi stammt aus derselben Par¬ 
tei wie sein Vorgänger. Maliki ist nun 
sein Stellvertreter. Diese Personen sind 
keine Bündnispartner im Bemühen um 
Frieden und sozialen Fortschritt. 

Der IS ist Teil eines Bürgerkriegs, in 
dem sunnitische bewaffnete Kräfte ge¬ 
gen kurdische und schiitische Milizen 
um Territorien und Ressourcen kämp¬ 
fen. Anders, als uns die Bundesregierung 
weiß machen will, hat der IS kein Mo¬ 


nopol auf Kriegsgräuel. Am 22. August 
wurden in der Provinz Diyala rund 70 
sunnitische Gläubige in einer Moschee 
von Unbekannten mit Maschinenpisto¬ 
len erschossen. Die irakische Zeitung 
As-Saman meldete am 9. September, 
dass schiitische Kräfte mit US-Luftun- 
terstützung und Peschmerga 50 sunniti¬ 
sche Dörfer in der Umgebung der Stadt 
Amerli erobert hätten. Eine schiitische 
Miliz hat sie dann niedergebrannt und 
achtzehn Sunniten hingerichtet. Es kam 
dabei zu Enthauptungen. 

Diese Verbrechen, die jenen des IS 
entsprechen, haben in Obamas Rede 
keine Rolle gespielt. Denn er hat ein 
internationales Bündnis geschmiedet, 
das auf die Unterstützung schiitischer 
wie kurdischer Kräfte im Irak hinaus¬ 
läuft, ungeachtet deren menschenrecht¬ 
licher Bilanz. 

Deutschland als Teil 
einer Kriegskoalition 

Mit der Lieferung von Waffen in Höhe 
von 70 Millionen Euro nach Irak ist 
Deutschland zu einem Teil dieser US- 
geführten Kriegskoalition geworden. 
Niemand weiß, ob nicht auch diese 
Waffen künftig bei der Eroberung sun¬ 
nitischer Gebiete Verwendung ünden, 
in deren Zusammenhang es zu Men¬ 
schenrechtsverletzungen kommt. 

Die Lieferungen ziehen unweiger¬ 
lich weitere Schritte nach sich. Bereits 
vorab sind Bundeswehrsoldaten ent¬ 
sandt worden, um die Verteilung der 
Waffen zu regeln. Die Bedienung der 
Milan-Panzerabwehrwaffen erfordert 
eine Unterweisung durch militärische 
Ausbilder. Diese Ausbilder müssen ge¬ 
schützt werden. Die Bundesregierung 
ist dabei, Deutschland in einen Nah¬ 
ostkrieg zu verstricken, dessen weite¬ 
rer Verlauf unabsehbar ist. 

Präsident Obama hat angekündigt, sich 
in der UNO um eine nachträgliche Le¬ 
gitimierung für seine Luftangriffe auf 
Irak und Syrien zu bemühen. Ob ihm 
das gelingt, ist noch offen. In jedem 
Fall würde dies nichts an dem Charak¬ 
ter dieser militärischen Eskalation än¬ 
dern. Das US-Luftbombardement muss 
eingestellt werden, die bereits entsand¬ 
ten Soldaten müssen abgezogen wer¬ 
den. Die Bundesregierung muss jede 
Beteiligung an den militärischen Aus¬ 
einandersetzungen im Irak einstellen. 
Waffenexporte in die Region und dar¬ 
über hinaus müssen verboten werden. 
Es darf kein weiteres Öl ins Feuer ge¬ 
gossen werden. 


In den Schweizer Jura, in die Uhren¬ 
stadt Le Locle in unmittelbarer Nähe 
zu Frankreich, lud die Partei der Ar¬ 
beit der Schweiz Ende August zur Fei¬ 
er ihres 70-jährigen Bestehens ein. In 
Le Locle haben die Kommunist/inn/en 
der Schweiz bei den letzten Wahlen fast 
die Hälfte der Stimmen erhalten. 

Das kleine, aber ansehnliche Fest 
bot neben Ständen diverser Solidari- 
tätsorganisationen zu Vietnam, Saha¬ 
ra, Kuba oder Palästina auch portu¬ 
giesische, kolumbianische, kurdische 
und einheimische Spezialitäten. In Le 
Locle, das neben der kommunistischen 
Gegenwart auch auf eine anarchis¬ 
tische Vergangenheit zurückblicken 
kann, waren als internationale Gäste 
neben der DKP auch die Partei der Ar¬ 
beit Belgiens sowie ein Vertreter von 
Attac Frankreich zugegen. 

„Das helvetische Wohlstandsmo¬ 
dell“ hieß die erste der beiden zentra¬ 
len Debatten. Dabei gab es bei den drei 
Diskutanten aus den Reihen der PdAS 
Einigkeit darüber, dass die Schweiz als 
Klassengesellschaft den Wohlstand ent¬ 
sprechend ungleichmäßig verteilt und 
daher der Begriff „Wohlstandsmodell“ 
entsprechend gewertet gehört. Die ho¬ 
hen Lebenshaltungskosten verlangten 
einen Mindestlohn, dessen Einführung 
bei einem Referendum vor Kurzem 
gescheitert war. Die Lohnabhängigen 
sind gespalten, die Kapitalverwertung 
schlägt mit ihrer globalen Krise auf die 
Schweiz zurück. Der Begriff der „Wor¬ 
king poor“ mache auch vor der Schweiz 
keinen Halt. 


Witali Klitschko, der frühere Proüboxer 
und jetzige Bürgermeister von Kiew, 
hat Deutschland um Hilfe für den Bau 
einer Mauer an der Grenze der Ukraine 
zu Russland gebeten. „Wir würden uns 
richtig freuen, Unterstützung von allen 
Freunden der Ukraine zu bekommen“, 
sagte Klitschko am 13. September in 
Berlin. Aus Deutschland sei dabei Hil¬ 
fe „jeder Art“ willkommen. Klitschko 
nannte als Beispiele finanzielle Unter¬ 
stützung und Hilfe durch „Know-how“. 

Klitschko rechtfertigte die Mauer¬ 
pläne damit, dass es darum gehe, „die 
Separatisten im Osten des Landes von 
weiterem Nachschub an Waffen und 
Kämpfern abzuschneiden“. Ziel sei 
nicht ein „Mauerbau zwischen Völ¬ 
kern“, sondern der Schutz vor Aggres¬ 
sion. Die Mauer soll nach den Plänen 


Leider konnte die Französische 
KP an dem Runden Tisch zum Thema 
„Europäische Union“ nicht teilneh¬ 
men. Für die Genossinnen und Genos¬ 
sen der Schweiz sind die Debatten in 
anderen Staaten wichtig, so Parteiprä¬ 
sident Gavriel Pinson. Denn eine Dis¬ 
kussion über einen EU-B eitritt ist nicht 
ausgeschlossen, zumal viele Regelun¬ 
gen an die EU angepasst wurden und 
werden. In der Linken seien Positionen 
von „antidemokratische Konföderati¬ 
on“ bis „Wenn das EU-Recht ohne¬ 
hin übernommen wird, dann kann die 
Schweiz auch gleich eintreten“ gängig. 
Die PdAS habe keinerlei Interesse an 
einem EU-Eintritt. 

Entsprechend groß war das Inter¬ 
esse an den Positionen der Gäste. Die 
belgische und die deutsche Partei wa¬ 
ren sich in der Beurteilung über den 
Charakter der EU einig. Bert de Bei¬ 
der erklärte die Strategie seiner Partei, 
die sich hinsichtlich der Bekämpfung 
der „nicht reformierbaren“ EU in den 
Jahren verändert hat. Günter Pohl legte 
den Schwerpunkt seiner Ausführungen 
auf die Rolle Deutschlands im Bünd¬ 
nis und bei der Krise, die von Deutsch¬ 
land zur Stabilisierung seiner Position 
genutzt werde. Der Vertreter von At¬ 
tac Frankreich, Nils Andersson, sprach 
über die Militarisierung der Europäi¬ 
schen Union in Geschichte und Gegen¬ 
wart. In der Diskussion mit dem Publi¬ 
kum war die Kriegsgefahr, angetrieben 
von der EU in der Ukraine, von zentra¬ 
lem Interesse. 

A. Nopilas 


der ukrainischen Regierung bis zu 2 300 
Kilometer lang werden. Zudem solle es 
auf knapp 1500 Kilometer Länge einen 
Graben mit tausenden militärischen 
Einrichtungen geben. 

Die BRD-Regierung hat Verständ¬ 
nis für die ukrainischen Mauer-Pläne 
geäußert. „Die Entscheidung der Uk¬ 
raine, die Grenzen zu sichern, ist natür¬ 
lich eine freie Entscheidung der Ukra¬ 
ine“, sagte Vize-Regierungssprecherin 
Christiane Wirtz. Das sei ein Anliegen, 
„das nachzuvollziehen ist“. 

Der frühere Boxprofi Klitschko hielt 
sich in Berlin auf Einladung der CDU¬ 
nahen Konrad-Adenauer-Stiftung auf, 
die auch seine politische Tätigkeit als 
einer der Anführer des Putsches in der 
Ukraine finanziert und politisch unter¬ 
stützt hat. 


Mauerbau 

Klitschko will Grenzbefestigung 
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DKP-Parteivorstand / Interview 


unsere zeit m 


DKP mobilisiert nach Kalkar 

io. Parteivorstandstagung in Essen beriet über 
Friedenspolitik und Parteientwicklung 


D ie 9. Parteivorstandstagung der 
DKP, die am vergangenen Wo¬ 
chenende in Essen stattfand, 
stand zunächst im Zeichen der Anti¬ 
kriegspolitik. Hans-Peter Brenner, stell¬ 
vertretender Vorsitzender der DKP, re¬ 
ferierte weniger über die aktuellen 
Kriege und Kriegsgefahren, sondern 
konzentrierte sich darauf, Fragen, die 
mit dem Klassen- und Systemcharakter 
von Krieg und Frieden Zusammenhän¬ 
gen, zu beleuchten. Detailliert zeichnete 
Brenner die Fangzeitstrategie des US- 
Imperialismus und seiner Verbündeten 
im Militärpakt NATO nach. Er verdeut¬ 
lichte damit, dass der Imperialismus 
ebenso wenig in den ersten Weltkrieg 
gestolpert ist, wie er heute in ein NA- 
TO-Manöver vor Russland schliddert. 
Das Referat befasste sich auch mit den 
„neuen“ Tönen deutscher Außenpoli¬ 
tik, den sechs Thesen des Außenminis¬ 
ters Frank-Walter Steinmeier (SPD), 
mit denen er das Ende jeder Zurück¬ 
haltung begründet, sowie der Hetze ge¬ 
gen Russland im Ukraine-Konflikt. „Die 
Versuche der ,Großen Koalition 4 über 
eine massive antirussische Propaganda¬ 
welle und Goebbels-ähnliche Fügenge¬ 
schichten einen ,Mentalitätswechsel 4 in 
der deutschen Bevölkerung herbeizu¬ 
schreiben, müssen wir mit den realen 
historischen Fakten und aktuellen In¬ 
formationen entgegen wirken“ benannte 
Brenner eine Aufgabe für die DKP und 
ihre Zeitung die UZ. Weitere Anforde¬ 
rungen seien unter anderem die Stär¬ 
kung der örtlichen Friedensinitiativen 
und ihrer regionalen und bundesweiten 
Vernetzung, darunter der Kasseler Frie¬ 
densratschlag, sowie die Unterstützung 
von Protesten gegen Bundeswehreinsät¬ 
ze an Schulen, Hochschulen und vor Ar¬ 
beitsämtern. Konkret rief er die Mitglie¬ 
der der DKP auf, sich am 3. Oktober auf 
den Weg nach Kalkar zu den Protesten 
gegen das dortige NATO-Führungszen- 
trum zu machen und sich am 4. Oktober 
am dezentralen Aktionstag gegen Droh- 
nen-Einsätze zu beteiligen. 

Der zweite Schwerpunkt der Tagung 
drehte sich neben der im Gros positi¬ 
ven Auswertung des 18. UZ-Pressefes- 
tes, über die an anderer Stelle berich¬ 
tet wird, um die Partei selbst und um 
Schlussfolgerungen aus der Mitglieds¬ 
buchneuausgabe, die im Frühjahr mit 
einem Stand von 3 000 Mitgliedern 
abgeschlossen wurde. Diese Zahl be¬ 
legt einen stetigen Abwärtstrend in 
der Mitgliedschaft, der vor allem dem 
hohen Durchschnittsalter in der Partei 
auf der einen und zu wenigen Neuauf¬ 
nahmen auf der anderen Seite geschul¬ 
det ist. Die stellvertretende Vorsitzende 
Wera Richter, verantwortlich für Orga¬ 
nisationspolitik, benannte als Aufgabe 
des Parteivorstandes, der Partei Schritte 
aufzuzeigen, den Trend zu stoppen und 
umzukehren. Dazu müsse eine Diskus¬ 
sion um Möglichkeiten, neue Mitglie¬ 
der aufzunehmen, begonnen werden. 


Ein wesentlicher Hebel dabei sei die 
Stärkung der Grundorganisationen, der 
Parteigruppen. Diese seien sehr unter¬ 
schiedlich aufgestellt, in den großen Flä¬ 
chenländern nicht mehr überall präsent 
und häufig nicht mehr handlungsfähig - 
ein Genosse nannte diesen Zustand in 
der Diskussion treffend „nicht aufnah¬ 
mefähig“. Die Stärkung und Unterstüt¬ 
zung der Grundeinheiten müsse von 
den Feitungen als organisationspoliti¬ 
sche Aufgabe begriffen und angenom¬ 
men werden. Das Referat zeigte auf, 
dass es sehr wohl ein Potential für die 
Partei gebe, wenn sie sich in Wort und 
Tat als antimonopolistische, antimilita¬ 
ristische und antifaschistische Kraft pro¬ 
filiere und als solche draußen erkenn- 
und erlebbar werde. Vorgeschlagen 
wurde neben verschiedenen konkreten 
Maßnahmen eine Konzentration auf die 
Jugend und Jugendarbeit, auf den Os¬ 
ten des Tandes und den weiteren Auf¬ 
bau der Parteistrukturen in den „neuen 
Fändern“ sowie auf das Erweitern des 
Umfeldes der Partei durch konsequente 
Bündnisarbeit. 

Nun heißt es, raus auf die Straße. 
Der Parteivorstand orientiert auf den 
Aktionstag der IG-Metall-Jugend „Bil¬ 
dung. Macht. Zukunft“ am 27. Septem¬ 
ber in Köln und den Kongress „Her 
mit dem Ausbildungsgesetz - Jugend 
braucht Perspektiven!“, den die SDAJ 
am Tag darauf ebenfalls in Köln gemein¬ 
sam mit der DIDF-Jugend, der Finks¬ 
jugend NRW und anderen durchführt. 
An diesen beiden Tagen sollen mehrere 
tausend UZ-extra mit dem Titel „Aus¬ 
bildung - Übernahme - Zukunft: Dafür 
lohnt es sich zu kämpfen!“ in Köln ver¬ 
teilt werden. 

Die Parteigruppen sind zudem auf¬ 
gerufen, sich an den dezentralen Akti¬ 
onen gegen das Freihandelskommen 
TTIP am 11. Oktober zu beteiligen und 
gegen die Ablehnung der geplanten 
Bürgerinitiative „Stopp TTIP“ durch die 
EU-Kommission zu protestieren. Hier¬ 
zu wird der Parteivorstand ein Flugblatt 
zur Verfügung stellen. 

Mit großer Einigkeit beschloss der 
Parteivorstand außerdem eine Solidari¬ 
tätserklärung mit unserem inhaftierten 
Genossen aus Hannover (siehe Seite 5), 
den Aufruf zur Fuxemburg-Fiebknecht- 
Demonstration im Januar in Berlin und 
die Unterstützung des Festivals der Ju¬ 
gend der SDAJ 2015 in Köln. Beschlos¬ 
sen wurde außerdem die Einstellung 
des Genossen Fars Mörking aus Osna¬ 
brück als UZ-Redakteur mit einer hal¬ 
ben Stelle sowie die Einberufung des 
21. Parteitages für den 14./15. November 
2015 in Frankfurt am Main. Die ange¬ 
kündigte Diskussion über den Entwurf 
des Feitantrages für den 21. Parteitag 
wurde auf die 10. PV-Tagung im Novem¬ 
ber vertagt, da das Sekretariat des Par¬ 
teivorstandes, das mit der Bearbeitung 
beauftragt war, die Vorarbeiten als nicht 
ausreichend ansah. Wera Richter 


Beschluss der PV-Tagung 
Unterstützung der Aktivitäten gegen die 
Freihandelsabkommen TTiP (USA/EU) und CETA 
(Kanada/EU) 


1. Europaweiter Aktionstag 
gegen TTIP, CETA und die 
Freihandelsagenda der 
Konzerne am n. Oktober 2014 

Die DKP unterstützt den Aufruf „Kon¬ 
zernmacht zurückdrängen! Mensch 
und Umwelt vor Profit“ des Bündnis- 
ses„TTIP Unfairhandelbar“ und ande¬ 
rer. Alle Gliederungen der Partei wer¬ 
den aufgerufen, sich am bundeswei¬ 
ten Aktionstag am 11. Oktober 2014 
wo möglich gemeinsam mit den ört¬ 
lichen Bündnissen zu beteiligen. Das 
Sekretariat des Parteivorstandes stellt 
dafür ein zentrales Flugblatt zur Ver¬ 
fügung. 

2. Europäische Bürgerin¬ 
itiative gegen TTiP 

Die DKP unterstützt die Europäische 
Bürgerinitiative gegen die geplanten 
Handelsabkommen TTIP und CETA 
des Bündnisses„StoppTTIP“.Mit die¬ 


ser soll die EU-Kommission aufgefor¬ 
dert werden, dieTTIP-Verhandlungen 
zu stoppen bzw.das CETA-Abkommen 
nicht abzuschließen. 

Die EU-Kommission will den Wi¬ 
derstand verhindern und hat die In¬ 
itiative nicht zugelassen. Dagegen 
protestiert die DKP aufs Schärfste. Sie 
beteiligt sich an den Protesten gegen 
diese Entscheidung und an Aktivitä¬ 
ten für die Zulassung der Initiative. 

Wenn die Bürgerinitiative zustande 
kommt, werden alle Gliederungen der 
Partei aufgerufen, Unterschriften für 
die Bürgerinitiative zu sammeln. Für 
die Sammlung erstellt das Sekretariat 
ebenfalls ein zentrales Flugblatt. 

Die DKP unterstützt außerdem die 
Kampagne des ATTAC-Netzwerkes 
„10 000 Kommunen TTIP-frei!“ für 
kommunale Selbstverwaltung und 
gegen Konzerninteressen. 


TTIP schützt Profite der Unternehmen 


Gespräch mit Karin Binder, MdB der Partei „Die Linke“ 


UZ: Ein breites Bündnis aus 230 Um¬ 
welt- und Verbraucherorganisationen in 
21 EU-Ländern hat eine EU-weite Bür¬ 
gerinitiative (EBI) gegen die Transat¬ 
lantische Handels- und Investitionspart¬ 
nerschaft zwischen Europa und USA 
(TTIP - Transatlantic Trade and Invest¬ 
ment Partnership) gestartet. Die EU- 
Kommission hält die Initiative jetzt für 
unzulässig, da die Verhandlungen mit den 
USA kein Rechtsakt seien. Wie bewerten 
Sie das? 


Die Bundestagsabgeordnete 
Karin Binder ist Parlamentarische 
Geschäftsführerin und Obfrau der 
Linksfraktion im Ausschuss für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. Informationen: 
www.karin-binder.de 


Karin Binder: Das ist der größte Un¬ 
sinn, der mir seit langem untergekom¬ 
men ist. Damit zeigt die EU-Kommis- 
sion nur, was sie von direkter Demo¬ 
kratie und Bürgerbeteiligung hält. Sie 
will sich nicht reinreden lassen, weder 
von gewählten Parlamenten noch von 
Bürgerinnen und Bürgern. Stattdes- 
sen verhandeln die Kommissare hinter 
verschlossenen Türen lieber mit den 
Konzernen und deren Fobbyisten. Die 
Brüsseler Behörde behauptet sogar, sie 
müsse die Bürgerinitiative ablehnen. 
Um die Verträge umzusetzen, dürfe sie 
keine Inhalte verhandeln, die sich gegen 
TTIP richten. Mit anderen Worten: Wir 
dürfen nur mitspielen, wenn wir das Ab¬ 
kommen toll finden. 

Wer versucht, Menschen in Europa 
derart mundtot zu machen, gießt Wasser 
auf die Mühlen von Nationalisten und 
Europagegner, wie der AfD. Die neue 
EU-Kommission muss sich gut überle¬ 
gen, ob sie die Demontage der europäi¬ 
schen Idee so weitertreiben will. 

Meine Partei fordert ein soziales 
Europa, das von den Menschen, durch 
Bürgerinitiativen und von Parlamenten 
gestaltet werden muss. Was derzeit aus 
Brüssel kommt, beschreibt das glatte 
Gegenteil. 

UZ: Für das Freihandelsabkommen ha¬ 
ben alle Regierungen in der Europäi¬ 
schen Union ihr Verhandlungsmandat an 
die EU-Kommission abgetreten. Warum? 

Karin Binder: Entweder Alle oder Kei¬ 
ner war die Voraussetzung dafür, dass 
die Amerikaner überhaupt mit Europa 
verhandeln. Der Druck entstand durch 
den Banken-Crash und die damit ver¬ 
bundene Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008. Viele Regierungen hatten Angst, 
dass sich die Wirtschaft in ihren Fän¬ 
dern nicht mehr erholt und es wurde 
krampfhaft nach neuen Märkten Aus¬ 
schau gehalten. Nach wie vor wird in 
den westlichen Industriestaaten, egal 
ob konservative oder sozialdemokrati¬ 
sche Regierungen, die unsinnige kapita¬ 
listische Wachstumsideologie gepredigt. 

Wachstum bedeutet für die Kon¬ 
zerne, Kampf um größere Marktanteile 
und ein gnadenloser Verdrängungswett¬ 
bewerb. Den führt man dann leichter 
auf einem großen gemeinsamen Markt. 
Kleine und mittlere Unternehmen kön¬ 
nen da kaum mithalten. Sie werden von 
den Wirtschaftsgiganten geschluckt, 
wenn sie nicht eine spezielle Nische ge¬ 
funden haben. 

Es ist erschreckend, wie weit sich 
Merkels Meinung zur „wirtschaftskon¬ 
formen Demokratie“ durchgesetzt hat. 
Mit sog. Freihandelsabkommen wie 
TTIP oder CETA wird eine neue Stufe 


der Entdemokratisierung unserer Ge¬ 
sellschaft gestartet. Mit diesen Freihan¬ 
delsabkommen werden die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger weiter einge¬ 
schränkt. Und die „GroKo“ aus Union 
und SPD macht munter mit. Offenbar 
haben sie aus der Bankenkrise nichts ge¬ 
lernt. Tatsache ist doch: Wo wir der Wirt¬ 
schaft nicht auf die Finger klopfen, wer¬ 
den wir ausgenommen wie eine Weih¬ 
nachtsgans. 

UZ: Worum geht es bei TTIP genau, was 
ist das Problem? 

Karin Binder: Es soll ein großer gemein¬ 
samer Markt aufgemacht werden. Dazu 
sollen Zölle und sog. Handelshemmnisse 
zwischen Europa und den Vereinigten 
Staaten abgebaut und Normen und Zu¬ 
lassungsverfahren angeglichen werden. 
Aber wir haben mit den USA bereits 
einen stark angenäherten Wirtschafts¬ 
raum. Wir tauschen Unmengen an Wa¬ 
ren aus und haben mit durchschnittlich 
Drei Prozent sehr niedrige Zölle. 

Dabei geht es in erster Finie um die 
Zulassungsverfahren für Industriegü¬ 
ter. Fandwirtschaftliche Produkte wie 
Chlorhähnchen oder Genmais spielen 
dabei nur eine untergeordnete Rolle. 
Grundsätzlich sollen die hohen Stan¬ 
dards zum Schutze der Verbraucher, der 
Arbeitnehmer und der Umwelt auf bei¬ 
den Seiten des Teichs aufgeweicht oder 
gekippt werden. Die Abwicklung von 
Verbraucher- und Arbeitnehmerrech¬ 
ten ist aber nur ein Teil des Problems. 
Diese Diskussion wird nach meiner Auf¬ 
fassung auch deshalb so hochgezogen, 
um von den eigentlichen Schweinereien 
abzulenken. 

Das eigentliche Anliegen von TTIP 
ist es nämlich, die Profite und Investi¬ 
tionen der Unternehmen vor sinnvol¬ 
ler staatlicher Regulierung zu schützen. 
Die Interessen der Wirtschaft sollen so 
über die des Gemeinwohls gestellt wer¬ 
den. Das gelingt, indem mit dem Frei¬ 
handelsabkommen ein einseitiges Kla¬ 


gerecht für Investoren ermöglicht wird, 
der sog. Investorenschutz (Investor-Sta- 
te-Dispute-Settlement kurz ISDS). 

Danach können Konzerne vor ei¬ 
nem privaten Schiedsgericht Schadens¬ 
ersatz für entgangene Profite in Milli¬ 
ardenhöhe von Staaten einfordern, die 
beispielsweise zum Schutz der Umwelt 
oder der Verbraucher neue Standards 
oder Grenzwerte festgesetzt oder ein 
neues Gesetz erlassen haben. Zum ei¬ 
nen werden unabhängige Gerichte da¬ 
mit umgangen. Zum anderen werden 
viele Regierungen aus Angst vor hohen 
Geldforderungen auf Verbesserungen 
im Verbraucherschutz, Umweltschutz 
und den Arbeitsbedingungen verzichten. 
Politische Gestaltungsspielräume wer¬ 
den von den Konzernen übernommen. 

Ein weiteres Instrument soll die 
„Regulatorische Kooperation“ sein. Ein 
transatlantischer Regulierungsrat soll 
sicherstellen, dass regulatorische Maß¬ 
nahmen zwischen der EU und den USA 
dauerhaft angeglichen werden. Wird 


ein neues Gesetz geplant, müssen Re¬ 
gierungen in einem Anhörungsverfah¬ 
ren zuerst Unternehmen und Verbän¬ 
de einbeziehen. Deren Stellungnahmen 
insbesondere zum Abbau von „Han¬ 
delshemmnissen“ müssen beim Gesetz¬ 
entwurf dann berücksichtigt werden. 
Damit haben Konzerne und Fobbyis¬ 
ten Anspruch auf Beteiligung an künf¬ 
tigen Gesetzen, schon lang bevor sie in 
Parlamenten beraten werden. Wichtige 
Aspekte wie gerechte Arbeit, Umwelt¬ 
verträglichkeit oder Verbraucherrechte 
bleiben außen vor. 

UZ: Wohl deshalb finden die TTIP-Ver- 
handlungen auch unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit statt? 

Karin Binder: Genau. Je weniger da¬ 
rüber geredet wird, desto besser. Alle 
Verhandlungspapiere sind geheim. Erst 
der abschließende Vertrag wird veröf¬ 
fentlicht. Selbst der Bundestag ist auf 
durchgesickerte Informationen ange¬ 
wiesen, was die Brüsseler Bürokraten 
mit den Verhandlungsführern der Ver¬ 
einigten Staaten auskungeln. Die EU- 
Kommission veröffentlicht nach den 
Verhandlungsrunden nur zensierte, 
unkritische Zusammenfassungen. Am 
Ende können die Parlamente nur zu¬ 
stimmen oder ablehnen. 

Meine Fraktion hat das Thema 
deshalb nächste Woche auf die Tages¬ 
ordnung des Bundestags gesetzt. Wir 
wollen die öffentliche Auseinander¬ 
setzung mit den TTIP erzwingen. Wir 
unterstützen auch das europaweite 
Bündnis „Stopp TTIP“ und tauschen 
uns mit Initiativen in den USA aus. 
Im Juni wurden auf Druck der Finks- 
fraktion im Ausschuss für Ernährung 
und Fandwirtschaft zwei Anhörungen 
zu den Freihandelsabkommen mit den 
USA und mit Kanada durchgeführt. 
Wir hatten dazu amerikanische und 
kanadische Experten eingeladen, die 
TTIP und CETA genauso skeptisch 
sehen wie wir. 


UZ: Welche Folgen hat das Freihan¬ 
delsabkommen für uns als Verbrau¬ 
cher? 

Karin Binder: Sollte CETA oder TTIP 
unterzeichnet werden, wird Verbrau¬ 
cherschutz den Interessen von Kon¬ 
zernen und Investoren untergeordnet. 
Für Verbraucherinnen und Verbrau¬ 
cher wird es schwerer, sich zu infor¬ 
mieren oder gar Rechte einzuklagen. 
Den meisten ist es wichtig zu wissen, 
ob Waren aus der Region kommen, 
zu fairen Föhnen erzeugt wurden und 
frei von Schadstoffen sind. Unter TTIP 
kann so etwas zum Handelshemmnis 
werden. Allein eine regionale Her¬ 
kunftskennzeichnung könnte zum 
Wettbewerbshindernis für Unterneh¬ 
men aus den USA erklärt werden. Am 
Ende wird uns globalisierter Einheits¬ 
brei aufgetischt. „Soylent Green“ lässt 
grüßen! 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Liebe Leserinnen und Leser, leider sind uns im Stress der 

Endredaktion in der letzten Ausgabe auf der Seite 9 die gravierenden Fehler 
auf den Karten völlig entgangen. Das hätte nicht passieren dürfen! 

Natürlich war Bulgarien 1990 nicht Mitglied der NATO, ist es aber seit 1997. Und 
natürlich ist zum Beispiel Norwegen seit der Gründung 1949 Mitglied der NATO 
und Schweden, Finnland, Irland und Österreich sind es bis heute nicht. Kroatien 
und Slowenien, zwei der Staaten, die aus der früheren Volksrepublik Jugoslawien 
hervorgingen, sind NATO-Mitgliedsstaaten (seit 2009 bzw. 2004). 

Wir bitten Euch/Sie um Entschuldigung! Die UZ-Redaktion 









Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


Die Welt für sich 


• • • 





... und den Betrachter seiner Bilder entdecken, das sollte das Anliegen eines Fotografen 
sein, der seinen Beruf ernst nimmt. Wenn es dem Fotografen gelingt, dass einige seiner 
Bilder im Gedächtnis der Betrachter hängen bleiben, dann können sich beide glücklich 
schätzen. In der Welt der schnellen Bilder passiert das immer weniger. Heute gesehen, 
morgen vergessen - die Fotografie ist ein flüchtiges Medien geworden. 

Thomas Billhardts Bilder sind spektakulär: Nicht im Sinne von Effekthascherei, das Ge¬ 
genteil ist der Fall. Viele scheinen beiläufig aufgenommen worden zu sein, bei manchen 
war's der richtige Augenblick, fast immer fühlt sich der Betrachter mittendrin oder mit 
dabei. Das ist das, was hängen bleibt. Und damit sind einige Bilder Billhardts zu Ikonen 


geworden. Sehen wir uns das Bild des Paares in Hanoi mit den umgehängten Gewehren 
an: Neben all den Kriegsbildern, die wir aus Vietnam kennen, strahlt dieses Ruhe und 
Zuversicht aus. Und tatsächlich hat auch dieses Paar den Krieg gegen die Aggressoren 
gewonnen. Ein anderes berühmtes Foto zeigt einen amerikanischen Piloten, der 1967 von 
einer zierlichen Vietnamesin mit Gewehr in die Gefangenschaft abgeführt wird. Dieses 
Bild ging um die ganze Welt. Da war Thomas Billhardt dreißig und als freier Fotograf aus 
der DDR in Vietnam, um den Kampf des kleinen Volkes gegen die übermächtige Welt¬ 
macht USA zu dokumentieren. In Vietnam war er viele Male, aber auch in Kuba, Chile, 
Nicaragua, in der Sowjetunion, in Italien, in Kambodscha und im Libanon. 


E X r n * ? 



DDR, 50er Jahre 


Auch zu Hause in der DDR fo¬ 
tografiert er. Schließlich hat er ja 
nach Fotografenlehre und Studi¬ 
um hier angefangen, zunächst als 
Werksfotograf im Braunkohlen¬ 
tagebau um später als freier Fo¬ 
tograf den Alltag seines Landes 
zu dokumentieren. Thomas Bill¬ 
hardts erste große Reise führte 
ihn 1961 im Auftrag der FDJ nach 
Kuba. Später reiste er oft im Re¬ 
gierungsauftrag, für Agenturen 
und Verlage und bis in die jüngste 
Zeit für UNICEF. 

Für sein neues Buch hat er erst¬ 
mals sein Archiv für eine umfas¬ 
sende Werkschau geöffnet. 

Thomas Brenner 




Thomas Billhardt 
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Arbeiterwiderstand gegen Faschismus und Krieg 

Am ehemaligen Askania-Werk in Berlin-Mariendorf steht nun ein Gedenkzeichen 


V or 70 Jahren, ab Sommer 1944, wütete eine 
Sonderermittlungskommission Hand in 
Hand mit der Nazijustiz gegen 50 mutige 
Betriebszellenaktivisten im ehemaligen Berliner 
Rüstungsbetrieb Askania Werke AG. Nach der 
möderischen Zerschlagung der im Kern kom¬ 
munistischen Saefkow-Jacob-Bästlein-Organi- 
sation, die sich dem Klassenauftrag treu für das 
Ziel „Weg mit Hitler - Schluss mit dem Krieg!“ 
um ein politisch und weltanschaulich breites Wi¬ 
derstandsnetz bemüht hatte, wurde der Schlag 
nun auch gegen die wiederbelebte illegale Basis¬ 
arbeit in der kriegswichtigen Produktion geführt. 
Trotz des Verbots ihrer Parteien, Gewerkschaften 
und Sportorganisationen betätigten sich Muti¬ 
ge allein in Berlin in ca. 70 betrieblichen Ver¬ 
bindungen, oft vernetzt. Nicht selten waren poli¬ 
tisch Vorbestrafte dabei, die nicht aufgaben und 
Kampferfahrung einbrachten: Gewerkschafter, 
ehemalige „Rote Betriebsräte“ mit Fürsprache 
von ehemals sozialdemokratischen Werkmeis¬ 
tern als „dringend benötigte“ Fachkräfte in die 
Präzisionsfertigung der Kriegstechnik eingeglie¬ 
dert. Im Tarnschutz der Luftangriffs-Zwangs¬ 
pausen konnten gerade sie die streng überwach¬ 
te Rüstungsproduktion so stören, dass Maschi¬ 
nen mit der Zeit regelrecht unbrauchbar wurden, 
ohne dass es eine Handhabe dafür gab. Da für 
die laufende Rüstungsproduktion ständig mehr 
Kriegsgefangene und ausländische Zwangsarbei¬ 
ter eingesetzt werden mussten, wurden heimlich 
Geld- und Lebensmittelsammlungen für diese 
ausgemergelten Menschen organisiert, Verfolg¬ 
te versteckt - nach den gelebten Grundsätzen 
der Internationalen Arbeiterhilfe. 

Von ursprünglich 2 000 auf 24 000 waren 
die Belegschaftszahlen beim Luftwaffen-Zulie- 
ferer Askania in der Endzeit der Nazidiktatur 
gestiegen. Darunter waren bis zu 7000 Zwangs¬ 
arbeiter aus Ost- und Westeuropa. Konstrukti¬ 
on und Produktion hatten insbesondere für die 
Vl-Marschflugkörper- bzw. V2-Raketensteue- 
rung Bedeutung. Daher bauten Mitstreiter der 
Saefkow-Jacob-Bästlein-Organisation unter 
ständigem Lebensrisiko eine der bedeutends¬ 
ten illegalen betrieblichen Organisationen auf. 
In Mariendorf umfasste sie rund 50 namentlich 
bekannte Männer und Frauen. Das waren Arbei¬ 
ter und Angestellte wie Paul Hirsch, der u. a. über 
den zivilen französischen Werkzeugmacher Jac¬ 
ques Seintier eine Brücke zu den französischen 
Askania-Arbeitern aufbaute, der Konstrukteur 
Karl Lade, der nach Versetzung eine sogenannte 
Dreiergruppe im Askania-Zweigwerk für Flug¬ 
geräte Weißensee aufbaute, oder der Spandauer 
Einrichter Theodor Feuerherdt (SPD), der mit 
Hirsch im politischen Gedankenaustausch stand 
und NKFD-Materialien wie die Anklagerede Di- 
mitroffs und die Beschlüsse der „Brüsseler Kon¬ 
ferenz“ illegal mit verbreitete. 

Jetzt konnte am konkreten Ort mit der zu¬ 
ständigen Stadträtin ein ehrendes Zeichen zur 
Erinnerung gesetzt werden, am ehemaligen As- 
kania-Zugang in der belebten Großbeerenstra¬ 
ße/Ecke Rathausstraße Mariendorf. Norbert 


Günther gestaltete ein Gedenkzeichen für diese 
Menschen, von denen ab Dezember 1944 sieben 
für ihren selbstlosen Widerstand starben. Zum 
„Tag des Denkmals“ wurde es am vergangenen 
Sonnabend mit den Porträts von Opfern enthüllt. 
Die Söhne von Paul Hirsch, Helmut und Jürgen 
Hirsch, taten dies gemeinsam mit Mariendorfer 
Grundschülern der Rudolf-Hildebrand-Schule, 
die sich im Geschichtsunterricht mit den Ereig¬ 
nissen vor ihrer Tür beschäftigen. Diese 12-Jähri¬ 
gen lasen dann auf Stationen des Besucherrund¬ 
gangs aus Zeitzeugenberichten. 

Die in Berlin mit der VVN-BdA, insbeson¬ 
dere Annette Neumann und Bärbel Schindler- 
Saefkow, gegründete „Initiative zur Erinnerung 
an den Arbeiterwiderstand gegen das NS-Re- 
gime“ hat dafür seit 2010 öffentlich geworben. 
Metallgewerkschafter, historisch Interessierte, 
Angehörige von Opfern und Überlebenden des 
Widerstands beteiligten sich, 2012 fasste die Be¬ 
zirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schö- 
neberg einen entsprechenden Beschluss, nach 
dem zielgerichtet weitergearbeitet werden konn¬ 
te, weil Zivilcourage und eine Gegenbewegung 
gegen Rassismus, Ausländerfeindlichkeit, inhu¬ 
mane Ideologie und Kriegsvorbereitungen auch 
heute gebraucht werden. So wurde Forschungs¬ 
material vervollständigt, auf eigenen Veranstal¬ 
tungen und auch auf Fachtagungen berichtet, 
Ausstellungen organisiert, Kataloge und Bro¬ 
schüren herausgegeben. 

An der ins Leben gerufenen Stiftung für das 
Gedenkzeichen ist vorrangig die IG Metall Ber- 
lin-Brandenburg-Sachsen beteiligt, ebenso ver.di, 
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW), der DGB-Kreisverband Tempelhof- 
Schöneberg, die Naturfreunde Berlins. Und nicht 
zuletzt eine mittelständische Mariendorfer Uh¬ 
renmanufaktur im angrenzenden Gewerbepark, 
die den „eingeführten“ Namen Askania kaufte 
und unter dem Zusatz AG Berlin firmiert. 

Arno Hager, 1. Bevollmächtigter der IG Me¬ 
tall, Verwaltungsstelle Berlin, gab sich überzeugt: 
Wenn damals Tausende so wie die 50 mutigen 
Widerstandsaktivisten im Rüstungsbetrieb ei¬ 
nen Weg gefunden hätten, als Kommunisten, 
Sozialdemokraten, Gewerkschafter mit oder 
ohne Parteibuch die Spaltung der Arbeiterbe¬ 
wegung zu überwinden, hätte sich der Hitler- 
Faschismus nicht länger an der Macht gehalten 
und den verbrecherischen Weltkrieg verlängern 
können. „Allein in und um Berlin gab es in den 
Kriegsjahren mehr als 1 000 Zwangsarbeitslager 
mit verschleppten Menschen aus ganz Europa, 
und unter den Berliner Arbeitern gab es viele 
politisch engagierte, die diesen Drangsalierten 
und Hungernden auch menschlich begegnet sind. 
Sie hatten den Mut dazu, aktiv Hilfe zu gewäh¬ 
ren, wo sie dringend gebraucht wurde. Sie sorgten 
auch dafür, dass sich Widerstand vernetzte und 
auf mehr Betriebe ausbreitete. Dafür haben sie 
ihr Leben gegeben, ihre Familien in Angst gelebt. 
Denn innerhalb drei Monaten wurde der Nazi¬ 
terror auf 50 politische Morde gesteigert.“ 


Dass der Widerstand aus der Arbeiterbewe¬ 
gung in der öffentlichen Diskussion zuwenig ge¬ 
würdigt wird, sei Ausdruck einer schlechten Kul¬ 
tur in Deutschland, denn es gab bei weitem nicht 
nur die „Männer des 20. Juli“ oder „Die Weiße 
Rose“. „Angesichts der heutigen Spaltungsver¬ 
suche der demokratischen Gesellschaft durch 
Parteien wie NPD und AfD ist es nötig, mit dem 
Beispiel des betrieblichen Widerstands weit hin¬ 
aus in die Öffentlichkeit zu gehen. Und betrach¬ 
ten wir das Verhalten der Bundesregierung in der 
europäischen Krise, dann kann man aus unserer 
Sicht fragen, ob Deutschland an dieser Stelle 
wirklich so viel gelernt hat.“ 

Die Historikerin Bärbel Schindler-Saefkow 
und Helmut Hirsch, der für die DDR in der Welt¬ 
raumforschung tätig war, warteten u. a. mit einer 
biografisch fundierten und damit gerechteren 


Neubewertung des standhaften Widerstands¬ 
kämpfers Paul Hirsch auf. Die Sängerin Isabell 
Neuenfeldt rezitierte Karl Lades Gedicht aus der 
Todeszelle an seine Frau „Die Freiheit, sie ist un¬ 
ser Erntegut“ und trug in diesem Sinn auch ein 
klassisches Chanson von Georges Brassens vor: 
„Geh in die Gärten der Freiheit, die zu selten be¬ 
sucht werden!“. 

Brassens wurde im März 1943 als Zwangs¬ 
arbeiter nach Nazideutschland deportiert und 
arbeitete in der Flugzeugmotorenfertigung in 
Basdorf, heute Ortsteil der Brandenburg-Ge¬ 
meinde Wandlitz. In den 50er- und 60er Jahren 
entdeckten Liedermacher wie Franz Josef De¬ 
genhardt, Dieter Süverkrüp und Hannes Wader 
in diesem populären Chansonier ein zeitgemä¬ 
ßes Vorbild. 

Hilmar Franz 


Ehrendes Gedenken den Toten des Widerstands 

Paul Hirsch, 

Werkzeugmacher, Fichte-Arbeitersportfunktionär, Motor und Kopf der 
illegalen KPD-Arbeit bei Askania Berlin. Schlüsselfigur linksgerichteter Arbei¬ 
terkreise im Bereich Tempelhof- Neukölln, 25.10.1907-21.8.1945, 

Nach sieben Selbstmordversuchen am 28.11.1944 auf dem Transport zum „Volksgerichtshof“ geflo¬ 
hen, nach fünfmonatigem rastlosem Untertauchen von SS-„Kettenhunden“ in Schlesien gewaltsam 
zum „Fronteinsatz“ gebracht. Körperlich sehr geschwächt lief er in Wehrmachtsuniform zur Roten 
Armee über.Trotz medizinischer Hilfe in einem Lazarett nahe Karaganda konnte er aber die Folgen 
eines langen Transports deutscher Kriegsgefangener nicht überleben. 

Paul Junius 

Maschinenschlosser, Leiter der illegalen KPD-Betriebsgruppe Askania Werke 
Mariendorf mit konspirativer Verbindung zur Gruppe im Askania Zweigwerk 
für Fluggeräte Weißensee, 10.7.1901-4.12.1944 Berlin-Plötzensee, 

Karl Lade 

Konstrukteur, Leiter der illegalen KPD-Betriebsgruppe Askania Werke 
Weißensee, 25.11.1909-8.1.1945 Brandenburg-Görden, 

Kurt Rühlmann 

Technischer Angestellter, KPD, 26.4.1903-8.1.1945 Brandenburg-Görden, 

Walter Zimmermann 

Feinmechaniker, SPD, 8.2.1910-8.1.1945 Brandenburg-Görden 

Alle drei (Lade, Rühlmann, Zimmermann) bauten im Zweigwerk Weißensee eine illegale Betriebs¬ 
gruppe auf, betrieben Antikriegspropaganda und Rüstungssabotage 

Stanislaus Szczygielski 

Metallsortierer, KPD, 26.9.1902-8.1.1945 Brandenburg-Görden 

Er beteiligte sich als Mitglied der Saefkow-Jacob-Bästlein-Organisation am Widerstand der Askania- 
Akteure, arbeitete aber nicht im Betrieb. 

Hermann Wolf 

Vermessungstechniker bei Askania, KPD, 29.6.1906 - März 1945, zu 10 Jahren 
Zuchthaus verurteilt, weil er seine Wohnung für konspirative Besprechungen 
zur Verfügung gestellt hatte. Als Häftling im Thüringischen gestorben. 

Die illegale betriebliche Widerstandsarbeit bei Askania bestand darin, mit Flugblättern Informatio¬ 
nen über den Kriegsverlauf in Umlaufzu setzen, Sabotageakte zu realisieren, Geld und Lebensmit¬ 
tel zu sammeln sowie Quartiere für illegal Lebende zu organisieren. Die konsequentesten Vertreter 
brachte die Nazi-Justiz wegen „Vorbereitung zum Hochverrat und Wehrkraftzersetzung“ unter das 
Fallbeil. 


1939 - Ursachen und Folgen 

Bericht über eine Geschichtskonferenz in Berlin 


Zur gemeinsamen thematischen Konferenz ha¬ 
ben kürzlich in Berlin der Arbeitskreis zur Ge¬ 
schichte der deutschen Arbeiterbewegung bei 
der Partei „Die Linke“, die Geschichtskommissi¬ 
on beim DKP-Parteivorstand, die Marx-Engels- 
Stiftung e.V. Wuppertal und die Redaktion der 
Tageszeitung „junge Welt“ eingeladen. Die inte¬ 
ressierten Teilnehmer hörten zunächst Vorträge, 
die die Rolle Polens zwischen Hitlerdeutschland 
und der Sowjetunion von 1933 bis 1939 beleuch¬ 
teten (Prof. Eckart Mehls, Berlin) sowie die Rolle 
der Sowjetunion als militärischem Faktor in den 
30er und 40er Jahren des 20. Jahrhunderts dar¬ 
stellten (Generalmajor a.D. Hans-Werner Deim, 
Strausberg). Der zweite Teil zeigte das Ringen 
der Sowjetunion und die britisch-amerikanische 
Verzögerungstaktik um die Eröffnung der zwei¬ 
ten Front im Westen 1941 bis 1944 auf (Major 
a.D. Werner Fischer, Berlin), ergänzt um Aus¬ 
führungen zur bürgerlichen Geschichtsrevision 
und zur britischen Appeasementpolitik der Re¬ 
gierung Chamberlain im August 1939 (Rainer 
Zilkenat, Berlin). 

Eckart Mehls stützte seine Ausführungen zur 
Todfeind-Außenpolitik der zweiten polnischen 
Republik („Nicht ohne uns“) gegenüber den 
Nachbarn UdSSR und Deutschland nach Pil- 
sudskis Staatsstreich 1926, einem Präsidenten¬ 
mord und 15 Regierungswechseln auf „Polen zwi¬ 
schen Hitler und Stalin“, Studien zur polnischen 


Außenpolitik in der Zwischenkriegszeit, von Ma¬ 
rek Kornat, be.bra Verlag. Noch in der vollen Ak¬ 
zeptanz des Münchner Abkommens gegen die 


Tschechoslowakei unter Bruch des Völkerrechts 
und der Warschauer Einwilligung in die deutsche 
Einverleibung Schlesiens zeigte sich die Illusion 


einer polnisch-deutschen Politik gegen den po¬ 
tenziellen Feind UdSSR. Sowjetische Warnungen 
vor einem deutschen Überfall auf Polen (der Plan 
dazu war bereits am 3.4.1939 fertig) und eine ein¬ 
seitig angebotene sowjetische Garantieerklärung 
gegenüber Polen wurden zurückgewiesen („Das 
Reich steht auf unserer Seite“). Die Fehlinterpre¬ 
tation des Ribbentrop-Molotow-Vertrags samt 
Zusatzabkommen durch die Regierung Beck als 
doppeltes „russisches Spiel“ habe den zweiten 
Weltkrieg erst möglich gemacht. 

Hans-Werner Deim führte den 1939 aus¬ 
gehandelten Nichtangriffsvertrag auf sow¬ 
jetische Bestrebungen zurück, den Rapallo- 
(Neutralitäts-) Vertrag von 1926 zu ergänzen und 
so operativ-taktisch den vorerst unvermeidlichen 
Zwei-Fronten Krieg der imperialistischen Blö¬ 
cke abzuwehren. Der erfolgreiche Kampf um das 
Überleben der sowjetischen Staatlichkeit, gegen 
den faschistischen Vernichtungskrieg und die 
geopolitischen Raubzüge berücksichtigte Lehren 
seit 1914 und gab das Ziel einer sozialistischen 
Weltrevolution trotz vieler Rückschläge und un¬ 
geheurer Opfer nicht auf. Der Wehrmacht, der 
entwickeltsten und bestausgerüstetsten Armee in 
Europa, wurde 1944/45 auch durch ein erzwun¬ 
genes, nun auch effektiv im Westen angreifen¬ 
des Militärbündnis eine vernichtende Nieder¬ 
lage zugefügt. Seit den fünfziger Jahren haben 
die Sowjetunion und die Staaten des Warschauer 
Vertrages die NATO wirksam gezügelt, so Deim. 
Das heutige Russland behauptet sich noch immer 
erfolgreich gegen die unipolaren Weltordnungs¬ 
pläne des Imperialismus. 

UZ 



Juli 1935, Ausfahrt Hermann Görings mit dem polnischen Aussenminister Beck. 1939 ignorierten Beck 
und andere die sowjetische Warnung vor einem Überfall Hitlerdeutschlands auf Polen („Das Reich 
steht auf unserer Seite.“). 
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Unschärfen, Annahmen 
und verschobene Proportionen 

Zu Werner Hechts „Die Mühen der Ebenen. Brecht und die DDR“ 


B recht und die DDR - das heißt 
erfolgreiche Inszenierungen 
wie die Inszenierung der „Mut¬ 
ter Courage und ihre Kinder“ (1949), 
die als neue Epoche in die Geschich¬ 
te der Theaterkunst einging und wo¬ 
für Helene Weigel 1949 den Natio¬ 
nalpreis der DDR bekam, oder die 
für das Berliner Ensemble bearbei¬ 
tete Komödie „Der Hofmeister oder 
Vorteile der Privaterziehung“ (1950) 
von J.M.R. Lenz, begleitet von Inter¬ 
pretationen und theoretischem Ma¬ 
terial Brechts und seiner Mitarbeiter. 
Brechts Bearbeitung, die 1950 von 
Hannover bis Wien - da allein 14 Vor¬ 
stellungen -, von Weimar bis Leip¬ 
zig gespielt wurde, bestand aus dem 
Text für das neue Stück, aus Notaten 
„Über das Poetische und Artistische“ 
im Kontext des Stückes, Notaten zum 
epischen Theater, Materialien für ein 
Modell im Band „Theaterarbeit 44 ei¬ 
ner Ausstellung mit historischem Ma¬ 
terial zum Stück, verantwortet von 
Gerhard Scholz, und zeitgenössischen 
Veröffentlichungen. Es war Brechts 
Beitrag zum Goethe-Jahr 1949 und 
gleichzeitig die Verarbeitung seiner 
historischen Erfahrung mit deutscher 
Geschichte. 

Brecht und die DDR - das war 
Brechts Beziehung zu dem Lehrer 
zahlreicher Germanisten und univer¬ 
sellen Literaturwissenschaftler Hans 
Mayer, der in Sachen Lenz 4 „Hof¬ 
meister“ mit Brecht korrespondierte 
und gleichzeitig die wissenschaftliche 
Beschäftigung mit Brechts Werk in¬ 
tensiv vorantrieb. Maßstabsetzen¬ 
de Arbeiten von Ernst Schumacher 
über das frühe Schaffen Brechts und 
Klaus Schuhmann über Brechts Lyrik 
waren neben anderen Arbeiten die 
Lolge. Mayer veröffentlichte selbst 
mehrere Untersuchungen zu Brecht, 
die dessen Beziehung zur DDR ver¬ 
folgten; für Hecht haben sie - wie die 
Sonderhefte von „Sinn und Lorm“ 
über Brecht, die Brechts Rolle in der 
DDR detailliert erkennen lassen - 
keine Rolle gespielt. Im Epilog er¬ 
wähnt Hecht, dass er als Student May¬ 
ers zum Berliner Ensemble (BE) ge¬ 
fahren sei, um eine Inszenierung zu 
sehen und Mayer „Sonderseminare 
über das epische Theater“ ( S . 307 ) ge¬ 
geben habe: Das ist unscharf - Brecht 
und seine Werke gehörten zu Hans 
Mayers ständigem Vorlesungs- und 
Unterrichtsgegenstand. 

Brecht und die DDR - das waren 
Inszenierungen, die im Ausland für 
Furore sorgten, das waren Brechts 
Werke in der Schule, und in Volks¬ 
hochschulkursen, das waren zahllose 
problemlose Veröffentlichungen sei¬ 
ner Werke, oft direkt als Schulstoff 
gedruckt („Die Erziehung der Hirse“ 
und andere, die nicht genannt wer¬ 
den). 

Brecht und die DDR - das war 
Brechts Wirkung auf die Gegenwarts¬ 
literatur im Lande, die Entstehung ei¬ 
ner bedeutenden Brecht-Nachfolge, 
zu der Namen wie Heiner Müller, Pe¬ 
ter Hacks, Volker Braun und weitere 
gehören. 

Brecht und die DDR - das war zu¬ 
erst unter schwierigsten wirtschaftli¬ 
chen und politischen Bedingungen 
das Schaffen von Arbeitsmöglich¬ 
keiten, auch mit Hilfe sowjetischer 
Kulturoffiziere; einer von ihnen - Ilja 
Fradkin (1915-1993) - schrieb eine 
methodisch bedeutsame Biografie 
„Bertolt Brecht. Weg und Metho¬ 
de“ (russ. 1965, dt. 1974) und setz¬ 
te Brechts Werk in der Sowjetunion 
durch. Er war nicht nur ein energi¬ 
scher Vertreter des Brecht-schen 
Theaters und hielt dazu in der DDR 
Vorlesungen, sondern bezahlte sei¬ 
nen engagierten und undogmatischen 
Einsatz wie andere Kulturoffiziere 
1950 mit der durch Chruschtschow 
befohlenen Abkommandierung aus 
der DDR. Dass er später nie habe 
die DDR besuchen dürfen, wie „Die 


Zeit“ bei seinem Tode schrieb, ist wie 
so vieles ein Märchen: Ich habe ihn 
1977 bei einer Reise durch die DDR 
begleitet und wir sprachen dabei, wie 
sollte es anders sein, viel über Brecht. 
Bei Hecht allerdings wird kein gutes 
Wort an den sowjetischen Kulturoffi¬ 
zieren gelassen, man habe sie „zu spü¬ 
ren bekommen“ (S. 21 u.a.). 

Brecht und die DDR - das sind 
schließlich der Nationalpreis der 
DDR, 1. Klasse (1951), auch Sonder¬ 
briefmarken, Filme, Dokumentatio¬ 
nen, Zeitungsberichte usw. 

Die Liste ließe sich weiterführen. 
Sie umfasste, was man als Leser von 
einem Buch „Brecht und die DDR“ 
erwarten würde. Hier aber ist sie die 
Andeutung dessen, was in Werner 


Hechts Buch mit dem vielverspre¬ 
chenden Titel nicht steht oder al¬ 
lenfalls als Zeitungsnotiz, dass Wal¬ 
ter Ulbricht vom „Nationalpreis¬ 
träger Bertolt Brecht“ ( S. 173) ein 
Schreiben gesandt bekommen habe 
u. ä. Im Vordergrund bei Hecht ste¬ 
hen Brechts Diskussionen und Aus¬ 
einandersetzungen mit Partei und 
Staat, Akademie und Presse: Nach 
Hecht bestand Brechts Wirken in der 
DDR aus einer Abfolge von Proble¬ 
men und Schwierigkeiten. Die Tatsa¬ 
che, dass Brecht nur dort überhaupt 
Arbeitsmöglichkeiten nach seiner 
Rückkehr nach Europa fand, wäh¬ 
rend die anderen deutschsprachigen 
Länder keinen Wert auf seine Anwe¬ 
senheit legten, wird lapidar mitge¬ 
teilt: Es sei „das einzige Arbeitsange¬ 
bot“ gewesen, „das ihm aus Deutsch¬ 
land gemacht wurde“ ( S . 10). Die hier 
vorhandene Unschärfe - es gab 1947 
kein Deutschland mehr, nur Besat¬ 
zungszonen - ist Methode des Bu¬ 
ches. Dazu gehört auch die Einseitig¬ 
keit, die Beziehung Brechts zur DDR 
auf der politisch-staatlichen Ebene 
zu verfolgen und dazu zahlreiche Do¬ 
kumente, Protokolle usw. einzufügen 
und ihn zum Opfer in der Formalis¬ 
musdiskussion zu machen. Neben der 
dogmatischen offiziellen Kulturpoli¬ 
tik gab es jedoch Brecht im alltägli¬ 
chen Kulturleben der DDR, an den 
Theatern, an den Universitäten - be¬ 
sonders in Leipzig bei Hans Mayer - 
und in Schulen. Dabei hätte eine ge¬ 
naue Betrachtung des Bandes „Thea¬ 


terarbeit“ genügend Material für die 
Arbeit Brechts und des Berliner En¬ 
sembles in Betrieben, mit Rundfunk- 
Landessendern in Dresden und Wei¬ 
mar usw. geboten, aber über dieses 
einzigartige Dokument wird auf acht 
Seiten nur berichtet, wie offizielle Sei¬ 
ten die angenommene „unerwünschte 
Wirkung der Publikation“ (S. 68) zu 
verhindern trachteten. Wieder wird 
Hechts Unschärfe deutlich: Das Buch 
sei für die Bundesrepublik als „geeig¬ 
net 44 bezeichnet worden und das sei 
Ausdruck dafür, dass es für die DDR 
nicht „gültig“ (S. 68) sei. Die Unschär¬ 
fe besteht darin, dass es Anfang der 
fünfziger Jahre in allen Verlagen der 
DDR Bemühungen um gesamtdeut¬ 
sche Wirksamkeit gab und dafür spe¬ 


zifische gesamtdeutsche Anthologien 
und andere Publikationen entwickelt 
wurden. 

Über die einzelnen Inszenierun¬ 
gen, die in „Theaterarbeit“ dokumen¬ 
tiert werden, einschließlich ihrer Wir¬ 
kungen wird nichts mitgeteilt. Dass 
eine Inszenierung des „Coriolan“ 
(nach Shakespeare) abgelehnt wurde, 
wird jedoch vermerkt; verschwiegen 
wird, dass „Coriolan“ Fragment blieb 
und von Brecht 1953 aufgegeben wur¬ 
de. Dabei wäre das Fragment, die Dis¬ 
kussion darüber und die Folgen ein 
wesentlicher Inhalt zum Thema gewe¬ 
sen, ging es Brecht doch um „Positio¬ 
nen der unterdrückten Klassen“ und 
die „Möglichkeiten der Menschen“ 
(„Studium des ersten Auftritts“). 

Hecht kann auch anders, wie ein 
einziger Vers aus dem „Herrnhuter 
Bericht 44 zeigt, der mit dem gesam¬ 
ten Gedicht und dessen Faksimile ge¬ 
druckt und in einem selbstständigen 
Kapitel {„Busch-Gefechte“, S. 46-60) 
behandelt wird, weil sich Erich Hone¬ 
cker an dem Vers gestoßen und Verän¬ 
derungen gewünscht habe. Das in der 
gleichen Zeit entstandene und für das 
spätere bundesdeutsche Straßenthe¬ 
ater folgenreiche Gedicht „Der Ana¬ 
chronistische Zug oder Freiheit und 
Democracy“ (1947), das nationalsozi¬ 
alistisches Personal in der westdeut¬ 
schen Wirklichkeit sieht, wird dagegen 
nicht einmal genannt. 

Es gehört zur Methode der Dar¬ 
stellung, durch die Verschiebung von 
Proportionen Brecht als Opfer der 


Partei und Behörden darzustellen. 
Künstlerische Erfolge werden allen¬ 
falls gemeldet, Schwierigkeiten bis ins 
Detail verfolgt. Von der Begeisterung 
des Publikums wird beiläufig gespro¬ 
chen; der Leser wird deshalb über¬ 
rascht, wenn unvorbereitet von inter¬ 
nationaler Anerkennung für Brecht 
gesprochen wird. Wie kann die bei den 
Querelen entstanden sein. Aber „Der 
kaukasische Kreidekreis“ schlug 1955 
in Paris „wie ein Blitz“ ein - hier zitiert 
Hecht allerdings Vladimir Pozner, um 
das eigene Urteil zu vermeiden -, „die 
Presse jubelt“ (S. 226). Als das Theater 
des BE 1954 eröffnet wurde, hätten ei¬ 
nige Kritiker dem Ereignis „ein paar 
Zeilen gewidmet“ (S. 222), was Nicht¬ 
beachtung signalisieren soll. Danach 


aber zitiert Hecht mehrere große Ab¬ 
sätze aus erschienenen Berichten. An¬ 
dererseits gehört den oft kleinlichen, 
an Provinzialität nicht überbietbaren 
Auseinandersetzungen - wie der Dis¬ 
kussion um die Veröffentlichung des 
Gedichtes „Die Lösung“ in der Werk¬ 
ausgabe, in die Brecht geriet oder an 
denen er teilnahm, minutiöse Auf¬ 
merksamkeit, selbst dann, wenn es 
weniger um Brecht ging, sondern er 
„für einen gemaßregelten Kollegen“ 
(& 117-127) eintrat wie bei den Dis¬ 
kussionen um Arnold Zweigs Roman 
und Film „Das Beil von Wandsbek 44 . 
Öffentlich gewirkt haben indessen 
Brechts Stücke und Gedichte. Darü¬ 
ber schweigt das Buch, auch von der 
Arbeit des BE in Betrieben und Schu¬ 
len usw. 

Wo Unschärfe nicht reicht, um die 
Proportionen zu verzerren, werden 
Vermutungen und Annahmen ver¬ 
wendet: Langhoff habe an die Unter¬ 
bringung des BE im Deutschen The¬ 
ater „wohl kaum geglaubt“ (S. 62). 
Wenn Brecht eine noch nicht beende¬ 
te „Austreibung des Nazismus 44 in der 
DDR vermerkt, ist das für Hecht „im 
Grunde ... eine Bankrotterklärung 
der Maßnahmen der Partei und des 
Staatsapparates“ (S. 180), als könnte 
eine Analyse eine Bankrotterklärung 
sein: Auch sprachlich erreicht Hecht 
an vielen Stellen seine Grenzen. 
Wenn Girnus Brechts Auffassung von 
„Volksverbundenheit“ und „Volk“ in 
Frage stellt, sieht Hecht in Girnus 4 Be¬ 
richt „Brecht als entschiedenen Feind 


der Kulturpolitik der SED“ ausge¬ 
wiesen usw. usf. Beispiele solcher An¬ 
nahmen und nicht nachvollziehbarer 
Verallgemeinerungen sind zahlreich. 
Wenn auch das nicht für beabsichtigte 
Umwertungen ausreicht, werden Tat¬ 
sachen und Daten angepasst: Nach 
Hecht wandte sich Brecht am 15. Juni 
1953 wegen des Theaters für das Berli¬ 
ner Ensemble an Grotewohl, gesichert 
durch seine Erklärungen, mit denen 
er sich am 17. Juni 1953 zur DDR be¬ 
kannt hatte (S. 218f.) 

Das Buch gipfelt im Vorwurf, 
der Staat habe bei der Pflege des 
Brecht’schen Werkes versagt, die 
„sich dieser Staat angemaßt“ habe. 
Zwei Seiten danach wird allerdings 
eine solche Fülle von entsprechenden 
Maßnahmen aufgelistet - von einem 
neuen Brecht-Haus, einem Brecht- 
Zentrum, einem neuen Intendanten 
für das Berliner Ensemble, den Hecht 
allerdings nicht mag, u. a. -, die keinem 
anderen Dichter je zuteil wurde; sie 
werden von Hecht als „Konzessionen“ 
diffamiert. 

So eignet sich das Buch durch sei¬ 
ne methodische Anlage, die letztlich 
politische Ursachen hat, als Bezugs¬ 
punkt für DDR-Fresser und Kom¬ 
munistenhasser: Für Ulf Heise von 
der Freien Presse war die wichtigste 
Phase in Brechts Schaffen, die Zeit in 
der DDR, in der er erstmals mit ei¬ 
nem eigenen Ensemble und schließ¬ 
lich in einem eigenen Theater „seine 
Vorstellungen von einem neuen The¬ 
ater“ (S. 66) verwirklichen konnte, 
eine „Episode“, die Hecht nicht kri¬ 
tisch genug aufgearbeitet habe, weil er 
„zu wenig objektiv“ sei, womit Heise 
Recht hat, nur meint er es anders. Wolf 
Biermann, nach Brechts Tod kurzzei¬ 
tig Regieassistent am BE, sieht im 
Spiegel in Hechts Brecht einen „wan¬ 
kelmütigen Helden“, der „nie ein 
Kommunist“ gewesen sei und sich des¬ 
halb zur Identifikation anböte. Bier¬ 
manns geistig-politischer Verfall in die 
Reaktion hätte einem Brecht, dessen 
Leitidee immer war, eine zukünftige 
Kunst zu entwickeln, „gerichtet auf 
die Veränderung der Gesellschaft 44 
das Grausen eingejagt. 

Das Buch über Brecht und die 
DDR muss noch geschrieben werden; 
Hechts Versuch ist es nicht. Es ist eine 
einseitige und willkürliche Dokumen¬ 
tensammlung und -auswertung und 
für ein zukünftiges Buch allenfalls 
ein Kapitel; die anderen ergeben sich 
aus den eingangs genannten Inhalten. 

Unschärfe geht bis in das Litera¬ 
turverzeichnis hinein: Von den eige¬ 
nen Arbeiten verzeichnet Hecht bis 
auf eine nur die, die nach 1989 er¬ 
schienen sind, Literatur aus der DDR 
fehlt bis auf eine Ausnahme, Hecht 
verzichtete auf wesentliche Standard¬ 
werke und die Arbeiten Hans Mayers 
zu Brecht. 

Die DDR bestand aber vor 1989 
und außerdem nicht aus Dokumen¬ 
ten und Kommissionen, sondern aus 
Menschen und Arbeit, aus Theatern, 
Lesern und einem begeistert folgen¬ 
den Publikum. Deren Erinnerungen 
und Erfahrungen mit Brecht gehören 
in ein solches Buch. Bedauerlich ist, 
dass ein Wissenschaftler, der sich le¬ 
benslang mit Brecht beschäftigt und 
dabei Richtiges veröffentlicht hat - 
„Bertolt Brecht Leben und Werk im 
Bild“ (1979), auch als Mitherausgeber 
der Berliner und Frankfurter Ausgabe 
und vieles mehr - unter dem Druck 
der öffentlich erwünschten Delegi- 
timation der DDR-Kultur, Bertolt 
Brechts und seines dialektischen 
Theaters seine gesicherten Positio¬ 
nen um der Zustimmung der herr¬ 
schenden Kultur willen aufzugeben 
bereit war. 

Rüdiger Bernhardt 

Werner Hecht: Die Mühen der Ebenen. 
Brecht und die DDR. Berlin: Aufbau 
Verlag, 2013,362 S., 29,99 Euro 



Wilhelm Pieck überreicht Brecht den Nationalpreis, 1951 
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Der Poroschenko-Plan 

1. Garantie der Sicherheit für alle Teilnehmer der Verhandlungen; 

2. Befreiung von Strafverfolgung für diejenigen, die die Waffen niederlegen 
und keine schweren Verbrechen begangen haben. 

3. Freilassung der Geiseln. 

4. Einrichtung einer Zehn-Kilometer-Pufferzone an der russisch-ukrainischen 
Staatsgrenze. Abzug der ungesetzlichen bewaffneten Formationen. 

5. Garantierter Korridor für den Abzug der Söldner. 

6. Entwaffnung. 

7. Einrichtung einer Abteilung zur Durchführung gemeinsamer Patrouillen 
in der Struktur des Innenministeriums. 

8. Räumung der ungesetzlich besetzten Verwaltungsgebäude in den Gebie¬ 
ten Donezk und Lugansk. 

9. Wiederaufnahme der Tätigkeit der kommunalen Machtorgane. 

10. Wiederaufnahme der zentralen Fernseh- und Rundfunkübertragung in den 
Gebieten Donezk und Lugansk. 

11. Dezentralisierung der Macht (auf dem Weg der Wahl der Vollzugsorgane, 
Verteidigung der russischen Sprache) - Projekt zur Verfassungverände¬ 
rung. 

12. Vereinbarungen über die Gouverneure mit den Vertretern des Donbass 
bis zur Durchführung von Wahlen (unter der Bedingung einer abgestimm¬ 
ten Einheitskandidatur, bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der 
Präsident). 

13. Vorfristige Kommunal- und Parlamentswahlen. 

14. Ein Programm zur Beschaffung von Arbeitsplätzen in der Region. 


Der Putin-Plan 

„Für das Ziel, das Blutvergießen zu beenden und die Lage im Südosten der Uk¬ 
raine zu stabilisieren, denke ich, dass die gegnerischen Seiten umgehend die 

folgenden Handlungen vereinbaren und koordiniert umsetzen sollten: 

1. Beendigung der aktiven Angriffsoperationen der bewaffneten Kräfte, be¬ 
waffneter Formationen sowie der Aufständischen im Südosten der Ukraine 
in den Gebieten Donezk und Lugansk. 

2. Rückzug der bewaffneten Einheiten der Regierungstruppen der Ukraine 
auf eine Entfernung, von der aus ein möglicher Beschuss bewohnter Punk¬ 
te durch Artillerie und alle Arten systematischer Feuersalven auszuschlie¬ 
ßen ist. 

3. Eine vollwertige und objektive internationale Kontrolle über die Beachtung 
der Bedingungen der Feuerpause und ein Monitoring der Lage in einer ei¬ 
gens geschaffenen Sicherheitszone. 

4. Kein Einsatz der Luftstreitkräfte gegen Zivilisten und Orte in der Konflikt¬ 
zone. 

5. Ein Austausch der gewaltsam festgehaltenen Personen nach dem Prinzip 
„alle gegen alle“ ohne Vorbedingungen. 

6. Eine Öffnung von humanitären Korridoren für Flüchtlinge und für die Lie¬ 
ferung von Hilfsgütern in Städte und Orte des Donbass, des Donezker und 
des Lugansker Gebiets. 

7. Reparaturbrigaden für die betroffenen Orte des Donbass, um zerstörte 
Objekte der sozialen und lebensnotwendigen Infrastrukturen wiederher¬ 
zustellen und Hilfe bei der Vorbereitung auf den Winter zu gewährleisten. 


Minsker Protokoll 


Protokoll über die Ergebnisse der Konsultationen der Dreiseitigen Kontaktgrup¬ 
pe hinsichtlich auf die Implementierung des Friedensplans des Präsidenten der 
Ukraine, P. Poroschenko, und der Initiativen des Präsidenten Russlands, W. Putin, 
gerichteter gemeinsamer Schritte 

Im Ergebnis der Erörterungen und Diskussionen der Vorschläge, die von den 
Teilnehmern der Konsultationen in Minsk am i. September 2014 eingebracht 
wurden,erreichte die Dreiseitige Kontaktgruppe, bestehend aus Repräsentanten 
der Ukraine, der Russischen Föderation und der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, eine Übereinkunft hinsichtlich der Notwendigkeit 
die folgenden Schritte zu verwirklichen: 

1. Die Gewährleistung der unverzüglichen beiderseitigen Einstellung der An¬ 
wendung von Waffen. 

2. Die Gewährleistung des Monitorings und der Überprüfung der Waffenru¬ 
he durch die OSZE. 

3. Die Dezentralisierung der Macht, darunter durch ein Gesetz der Ukraine 
„Über die zeitweilige Ordnung der lokalen Selbstverwaltung in bestimm¬ 
ten Kreisen der Gebiete Donezk und Lugansk (Gesetze über einen beson¬ 
deren Status). 

4. Die Gewährleistung eines ständigen Monitorings an der ukrainisch-rus¬ 
sischen Staatsgrenze und der Verifikation (Überprüfung) durch die OSZE, 
mit Einrichtung einer Sicherheitszone in den Grenzkreisen der Ukraine und 
der RF. 

5. Die sofortige Freilassung aller Geiseln und ungesetzlich festgehaltenen 
Personen. 

6. Die Annahme eines Gesetzes über die Nichtzulassung einer Verfolgung und 
Bestrafung von Personen im Zusammenhang mit den Ereignissen, die in be¬ 
stimmten Kreisen der Gebiete Donezk und Lugansk stattgefunden haben. 

7. Die Fortsetzung des inklusiven gesamtnationalen Dialogs. 

8. Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der humanitären Situ¬ 
ation im Donbass 

9. Die Gewährleistung vorfristiger Kommunalwahlen in Übereinstimmung 
mit dem ukrainischen Gesetz „Über die zeitweilige Ordnung der lokalen 
Selbstverwaltung in bestimmten Kreisen der Gebiete Donezk und Lugansk 
(Gesetz übereinen besonderen Status). 

10. Der Abzug der ungesetzlichen bewaffneten Formationen, der militärischen 
Technik sowie der Freischärler und Söldner vom Territorium der Ukraine. 

11. Die Annahme eines Programms zum wirtschaftlichen Wiederaufbau des 
Donbass und zur Wiederherstellung der Lebensfunktionen der Region. 

12. Die Gewährleistung der Garantie persönlicher Sicherheit für die Teilnehmer 
der Konsultationen. 

Teilnehmer der Dreiseitigen Kontaktgruppe: 

Botschafterin Heidi Tagliavini 
Zweiter Präsident der Ukraine L.D. Kutschma 
Botschafter der RF in der Ukraine M.J. Zurabow 
A.W. Sacharenko 


Das Minsker Protokoll 

Eine kritische Analyse von Aleksandr Frolow 


Am 9. September wurde in der KPRF-Zeitung „Sowjetskaja Rossija“der Wort¬ 
laut des Minsker Protokolls (s. Kasten) sowie eine kritische Analyse des Kolum¬ 
nisten Aleksandr Frolow veröffentlicht, die wir nachfolgend in einer aus Platz¬ 
gründen leicht gekürzten Fassung widergeben: 


Zunächst einige formale Bemerkungen. 
Erstens, es wird weder der Ort, noch das 
Datum der Unterzeichnung genannt, 
vom Fehlen der bei solchen Dokumen¬ 
ten üblichen Siegel ganz zu schweigen. 
Zweitens, die Präambel zeugt davon, 
dass nur drei Seiten „Übereinkunft er¬ 
reicht“ haben - die Ukraine, die Rus¬ 
sische Föderation und die OSZE. Hin¬ 
zu kommt, dass von Seiten der RF und 
der OSZE das Protokoll von Botschaf¬ 
tern, d.h. von offiziellen Personen un¬ 
terzeichnet wurde, für die Ukraine da¬ 
gegen von einem Pensionär, dessen 
Unterschrift keinerlei offizielle Kraft 
hat und von der ukrainischen Führung 
jederzeit desavouiert werden kann. Und 
drittens, es bleibt unklar, um wen es sich 
bei den Namen A.W. Sacharenko und 
I.W. Plotnizki handelt. Ihr Status und 
ihre Vollmacht werden nicht genannt. 
Aber selbst, wenn man davon ausgeht, 
dass es sich um die Premierminister der 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk 
handelt, so waren sie dennoch keine Sei¬ 
ten der Minsker Konsultationen und sie 
setzten ihre Unterschriften unter das 
Dokument bestenfalls in der Eigen¬ 
schaft von Zeugen. 

Ungeachtet dessen, sagte Plotnizki 
nach dem Ende der Konsultationen in 
einem Interview der Agentur „Nowo- 
rossija“, dass die Volksrepubliken das 
Protokoll wegen der Punkte über die 
Waffenruhe, das Monitoring, den Ge¬ 
fangenenaustausch, die Verbesserung 
der humanitären Situation im Donbass 
und Lugansk und das Programm zur 
Wiederherstellung der Lebensfunktion 
der Region unterstützten. „Hinsicht¬ 
lich der anderen Punkte des Protokolls 
haben wir mehr Fragen als Antworten. 
Aber wir stimmten ihrer Aufnahme ins 
Protokoll zu, um den Beginn des Frie¬ 
densprozesses nicht aufzuhalten.“ 

Sacharenko erklärte seinerseits auf 
„Komersant FM“, dass die Führer der 
VR Donezk und der VR Lugansk beim 
nächsten Treffen der Kontaktgruppe be¬ 
absichtigen, Punkte über die Unabhän¬ 
gigkeit von der Ukraine einzubringen. 
„ Das Gespräch über einen besonderen 
oder aufgeschobenen Status für die Do¬ 
nezker VR und die Lugansker VR hat 
vorläufigen Charakter. Und wenn das 
nicht akzeptiert wird, so wird das Pro¬ 
tokoll generell keine Kraft haben. Das 
sind einfach vorläufige Absichten.“ 

Waffenstillstand ist noch 
nicht Waffenruhe 

Im ersten Punkt des Minsker Protokolls 
geht es um den Waffenstillstand. Doch 
von einem realen Waffenstillstand zu 
sprechen, ist noch zu früh. Die Truppen 
stehen sich noch gegenüber, und keine 
Seite hat vor, sie abzuziehen. Deshalb 
gab es in den ersten Tagen nach der Un¬ 
terzeichnung des Protokolls bereits dut- 
zende Fälle eines Wiederauflebens von 
Kämpfen und nicht vereinbarter Trup¬ 
penverlegungen. Beide Seiten geben die 
Schuld dafür der anderen Seite. Aber es 
geht nicht darum, wer Schuld hat, son¬ 
dern darum, dass eine beliebige derar¬ 
tige Feuereinstellung nicht mehr ist als 
eine Atempause zur baldigen Wieder¬ 
aufnahme des Waffengangs. 

Der Sprecher des Nationalen Sicher¬ 
heitsrats der Ukraine Oberst Lysenko 
erklärte denn auch in einer Talk-Show 
unumwunden: 

„Eine Feuereinstellung ist noch kein 
Waffenstillstand. Dafür gibt sie uns aber 
die Möglichkeit der Erkundung. Sie gibt 
uns die Möglichkeit unsere Truppen 
umzugruppieren und mit neuen Kräf¬ 
ten und Waffen aufzufüllen und sie gibt 
uns die Möglichkeit Gefangene auszu¬ 
tauschen.“ 

Zu welchem Zweck Erkundungen, 
Umgruppierungen, und die Auffüllung 
der Truppen mit neuen Kräften und 
Waffen durchgeführt werden, muss 
nicht lange erklärt werden. Natürlich 
für einen neuen Angriff! Und hier hat 
der Oberst vom militärischen Stand¬ 


punkt aus völlig Recht: Feuereinstel¬ 
lung heißt nicht Waffenstillstand. Im ge¬ 
gebenen Augenblick ist sie von Vorteil 
für die ukrainischen Truppen, die einen 
Rückschlag erlitten haben. Ob sie aber 
für die sich in der Offensive befinden¬ 
de Armee Neurusslands im Moment 
ihres Vorstoßes in Richtung Asowsches 
Meer, der Einkesselung Mariupols und 
des Vorabends der Einnahme des gro¬ 
ßen Industriezentrums und wichtigen 
Seehafens vorteilhaft ist - das ist eine 
ganz große Frage. Genauer, hier kann es 
keine Frage geben. Die Antwort lautet - 
sie ist ungünstig. 

Damit aus einer Feuereinstellung 
ein echter, mehr oder weniger stabi¬ 
ler und andauernder Waffenstillstand 
werden kann, reichen zwei Seiten nicht 
aus. Notwendig ist die Anwesenheit 
und das Handeln einer dritten materi¬ 
ellen Kraft die in der Lage ist, die sich 
entgegenstehenden Seiten zu trennen 
und nötigenfalls zum Frieden zu zwin¬ 
gen - d.h. friedenschaffende bewaffne¬ 
te Kräfte. 

Nach einem Beispiel muss nicht lan¬ 
ge gesucht werden, es liegt vor unseren 
Augen. Am 21. Juli 1992 wurde in Mos¬ 
kau von den Präsidenten Moldowas und 
Russlands in Anwesenheit einer Delega¬ 
tion der Pridnjestrowsker Moldauischen 
Republik (PMR) (Transnistrien W.G.) 
eine Vereinbarung „Über die Prinzipien 
der friedlichen Regulierung des bewaff¬ 
neten Konflikts in der Pridnjestrowsker 
Region der Republik Moldowa“ unter¬ 
zeichnet. Entsprechend dieser Verein¬ 
barung wurden zur Aufrechterhaltung 
des Friedens und der Sicherheit in der 
Konfliktregion dreiseitige friedenschaf¬ 
fende Kräfte aus Abteilungen der be¬ 
waffneten Kräfte Russlands, Moldowas 
und der PMR geschaffen. Gegenwärtig 
zählen sie etwa 1200 Militärangehörige, 
die ihren Dienst an Schlüsselabschnitten 
der Sicherheitszone entlang des Dnjestr 
in einer Frontlänge von 250 km und ei¬ 
ner Tiefe von 12-24 km leisten. Die ge¬ 
meinsamen friedenschaffenden Kräfte 
sind dem Vereinigten Militärkommando 
und der Vereinigten Kontrollkommissi¬ 
on als politisches Organ unterstellt. Alle 
Entscheidungen werden von diesen Or¬ 
ganen ausschließlich auf der Grundla¬ 
ge des Konsens der drei Seiten getrof¬ 
fen. Bis zum 8. August 2008 bestand ein 
ebensolcher friedenschaffender Mecha¬ 
nismus auch in Südossetien. 

Warum wird diese seit langem erar¬ 
beitete Erfahrung ignoriert? Das Fehlen 
von friedenschaffenden Kräften in den 
14 Punkten des „Friedensplans“ Poro- 
schenkos ist vollkommen verständlich. 
Für ihn sind sie ganz und gar unverdau¬ 
lich. Erinnert er sich doch gut daran, wo¬ 
mit in Südossetien für Saakaschwili der 
Versuch, die friedenschaffenden Kräf¬ 
te zu ignorieren, endete. Aber frieden¬ 
schaffende Kräfte finden sich auch nicht 
in den 7 Punkten des Putinschen „Frie¬ 
densplans“. Anstelle dessen ist dort die 
Rede von irgendeiner „vollwertigen und 
objektiven“ internationalen Kontrolle 
über die Einhaltung der Bedingungen 
der Feuereinstellung und des Monito¬ 
rings der Lage in einer auf diese Weise 
geschaffenen Sicherheitszone. Was ist 
das für eine so installierte Sicherheits¬ 
zone? Hier besteht die Schlüsselfrage 
darin, durch welche materielle Kraft soll 
diese „vollwertige und objektive“ Kon¬ 
trolle gewährleistet werden. Als solche 
Kraft die OSZE-Beobachter zu sehen, 
wie das im Minsker Protokoll geschieht, 
das ist, Entschuldigung, schon nicht ein¬ 
mal mehr lächerlich. Dieses ganze Vor¬ 
haben ist zu einem totalen Fiasko verur¬ 
teilt. Allerdings sieht es so aus, als wenn 
das niemanden betrübt. 

Die Variante, im Donbass ein „Gro¬ 
ßes Pridnjestrowje“ zu schaffen, wovon 
man in gewissen patriotischen Kreisen 
träumt, gefällt den wichtigsten Spielern 
gerade darum nicht, weil dank der frie¬ 
denschaffenden Kräfte die PMR sich 
nun schon 22 Jahre im Status einer fak¬ 


tischen Unabhängigkeit von der Repub¬ 
lik Moldowa befindet. Weder Kiew noch 
der Kreml sind daran interessiert. (...) 

Die Armee Neurusslands ist von der 
Verteidigung in die Offensive überge¬ 
gangen, und der Kreml hat sie dabei un¬ 
terstützt. Das politische Ziel des Kreml 
ist jedoch auf eine „Föderalisierung“ der 
Ukraine beschränkt, in deren Rahmen 
Neurussland mit dem Kiewer Bandera- 
faschismus Zusammenleben muss. Die 
Wahrheit besteht zudem darin, dass 
Kiew anstelle einer vollwertigen Föde¬ 
ralisierung eine beleidigende „zeitwei¬ 
lige Ordnung der lokalen Selbstverwal¬ 
tung in bestimmten Kreisen der Gebie¬ 
te Donezk und Lugansk“ unterschiebt. 
Im Kreml verliert man jedoch nicht die 
Hoffnung, noch durch Druck mehr „Fö¬ 
deralisierung“ heraus handeln zu kön¬ 
nen. Das ist für den Kreml die politi¬ 
sche Grenze, weiter geht er nicht. Und 
er ist bemüht, Neurussland nicht fallen 
zu lassen. Von daher die dosierte Hilfe 
für Neurussland und das Bemühen, es 
unter seine völlige politische Kontrolle 
zu nehmen. Und das gelingt ihm, nach 
einer Reihe unsinniger und zweideuti¬ 
ger Punkte des Minsker Protokolls zu 
urteilen, die von Sacharenko und Plot¬ 
nizki in ihrer Eigenschaft als Zeugen 
unterschrieben wurden. Das Ziel der 
Kontrolle besteht darin, Neurussland 
zum „Zusammenleben“ mit dem ban- 
derofaschistischen Kiew zu zwingen. 

Drei Alternativen 

Vor Neurussland steht allerdings eine 
andere objektive Aufgabe. Ihr Wesen 
hat der Kommandant der Lugansker 
Brigade „Prisrak“ („Gespenst“) Alek- 
sej Mosgowoj gut Umrissen: „Es lebe 
Neurussland! Weg mit den Oligarchen. 
Wirkliche Macht für die einfachen 
Menschen. Das ist unsere Chance, um 
im Laufe vieler Jahrzehnte einen ge¬ 
rechten, menschlichen, humanen Staat 
aufzubauen. Meiner Ansicht nach wird 
gegenwärtig der Versuch unternommen, 
mit Hilfe von Verhandlungen den Wi¬ 
derstand zu stoppen und eine Vernich¬ 
tung der Oligarchenherrschaft in der 
Ukraine nicht zuzulassen. Der Über¬ 
gang der Macht vom Oligarchat an das 
Volk, das ist heute ein schrecklicher 
Traum für die sogenannte Weltgemein¬ 
schaft. Nur die Kapitulation Kiews kann 
die gegenwärtige Situation lösen. Nur 
die Entfernung des Business von der 
Macht kann die Möglichkeit eröffnen, 
einen Staat mit menschlichem Antlitz 
zu errichten. Und nur ein Gericht über 
alle Machthabenden, über die „Elite“ 
der Gesellschaft macht es möglich, dem 
Volk das Gefühl der eigenen Würde zu¬ 
rückzugeben. Sonst ist alles vergeblich, 
die Losungen und die Opfer.“ 

Folglich gibt es drei ernsthafte Al¬ 
ternativen zur Lösung der ukrainischen 
Krise, und sie alle setzen eine einheit¬ 
liche Ukraine voraus. Nach dem „Po- 
roschenko-Plan“ ist das ein bandera- 
faschistischer Einheitsstaat mit gewis¬ 
sen zeitweiligen Zugeständnissen an 
einige Kreise der Gebiete Donezk und 
Lugansk. Nach dem „Putin-Plan“ geht 
es um einen föderativen banderafaschis- 
tischen Staat mit einigen prorussischen 
Regionen als Garantie für den Verzicht 
auf einen NATO-Beitritt. Nach „Mos¬ 
gowoj s Plan“ ist das Ziel ein einheitli¬ 
cher gerechter, menschlicher, humaner 
Staat, in dem die Macht dem Volk ge¬ 
hört und nicht den Oligarchen. 

Welche Alternative wird die Ober¬ 
hand gewinnen? Mit Gewissheit lässt 
sich nur eines Vorhersagen. Poroschen¬ 
ko und Putin werden sich zweifellos 
schnell gegen die „Alternative Mos- 
gowojs“ als schädliches Beispiel für das 
ukrainische und das russische Volk so¬ 
wie Bedrohung für das Kiewer Regime 
und das Kreml-Regime vereinigen. Eine 
Prognose über den Ausgang des bevor¬ 
stehenden Kampfes ist nicht möglich. 
Doch in jedem Fall macht es Hoffnung, 
dass es in der Ukraine bereits nicht we¬ 
nige Menschen gibt, die nicht nur vom 
Sofa aus solche Alternativen verkün¬ 
den, sondern dafür auch mit der Waffe 
in der Hand kämpfen. 

(Übersetzung aus dem Russ. - Willi Gerns) 
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Kubanische Polizei stoppt DKP-Funktionär 

Eine Reise in den kubanischen Sozialismus • Von Patrik Köbele 



Besuch im Zentralkomitee der PCC: Oscar Martinez, Patrik Köbele und Jose 
Ramön Balaguer (v.l.) 


Zumindest Aufmerksamkeit erregt 
diese Überschrift. 

Auf Einladung unserer Bruderpar¬ 
tei, der Kommunistischen Partei Ku¬ 
bas (PCC), verbrachte ich eine Woche 
in Havanna. Vorgeschaltet hatten mei¬ 
ne Frau und ich zwei Wochen Urlaub, 
in denen wir mit dem Mietwagen eine 
Tour durch die Mitte und den Westen 
Kubas machten. Stationen waren San¬ 
ta Clara, Topes de Collantes, Trinidad, 
die Schweinebucht, Guama, Pinar del 
Rio, Cabo San Antonio, Vinales, Las 
Terrazas und Havanna. Insgesamt 1 
600 Kilometer. In der Provinz Pinar 
del Rio, kurz vor dem Cabo San An¬ 
tonio, passierte es dann: in einem klei¬ 
nen Dorf stoppte uns eine Polizistin. 
Zugegeben, erst dachte ich über mög¬ 
liche Verfehlungen nach, doch darum 
ging es gar nicht, es ging um unsere 
leere Rückbank. Sehr freundlich bat 
uns die Polizistin mit Gesten und un¬ 
seren wenigen spanischen Brocken, 
„dos personas“ zwei Anhalter, in die 
nächste Stadt mitzunehmen - was wir 
natürlich auch taten. Eine sehr ange¬ 
nehme Rolle der Polizei. 

Eins der großen Probleme, die 
Kuba hat, ist die Frage von Trans¬ 
port und Logistik. Die Straßen sind 
schlecht, die wichtigsten Verkehrs¬ 
mittel, Autos, zu einem hohen Anteil 
Amischlitten aus den 50-er Jahren, La¬ 
das aus den 80-er Jahren und zuneh¬ 
mend neue Wagen aus der VR China, 
aber eben auch Pferdekutschen, Och¬ 
sengespanne, LKWs, die als Busse die¬ 


nen, aber zu wenig Busse und neuere 
Transportkapazitäten. Alles natürlich 
auch dank der verbrecherischen Blo¬ 
ckade der USA in Kombination mit 
fehlenden Devisen. 

Unsere Tour bewies uns aber auch: 
Kein Dorf ohne Arztpraxis oder Poli¬ 
klinik, überall Schulen, in fast jedem 
Dorf eine eigene Bibliothek. Die Ge¬ 
sundheitsversorgung ein leuchtendes 
Beispiel für die gesamte (dritte) Welt, 
das Bildungswesen weit darüber hin¬ 
aus - ich komme darauf zurück. Na¬ 
türlich sieht man auch, dass Kuba 
kein reiches Land ist. Man bedenke, 
nachdem in den 70-er und 80-er Jah¬ 
ren im Rahmen des RGW an einem 
Aufschwung gearbeitet wurde, bra¬ 
chen mit der europäischen Konterre¬ 
volution 85 Prozent der Handelsbe¬ 
ziehungen und dann 30 Prozent des 
Inlandproduktes weg, es folgte die 
„Spezialperiode“, die man historisch 
sicher in eine Reihe mit dem „Kriegs¬ 
kommunismus“ der jungen Sowjetuni¬ 
on stellen kann. 

Wir übernachteten in Privatunter¬ 
künften („Casas particulares“) und 
kleinen Hotels. Wir lernten dadurch 
die Wohnsituation in den Städten und 
auf dem Land kennen. Da tut sich of¬ 
fensichtlich viel, auf dem Land schien 
sie uns oft noch etwas besser zu sein. 
Das Zulassen und Fördern von klei¬ 
nen Privatunterkünften im Tourismus 
hilft aber offensichtlich auch materi¬ 
ell. Aber nach wie vor besteht hier 
großer Nachholbedarf. Die Versor¬ 
gung mit Grundnahrungsmitteln wird 
nach wie vor staatlich gesichert. Das 
Zulassen des privaten Verkaufs von 
Obst und Gemüse führt dazu, dass an 
vielen Ecken Wagen und Stände ein 


breites Angebot anbieten, das auch 
für Kubaner erschwinglich, allerdings 
auch nicht günstig ist, solange man nur 
über den Durchschnittslohn und die 
nationale Währung (im Unterschied 
zur Devisen-Zweitwährung CUC) 
verfügt. 

Wir fühlten uns zu allen Tages¬ 
und Nachtzeiten in allen Städten si¬ 
cher, auch wenn das Leben tobte, und 
das tat es oft. Das hing meist nicht an 


der Präsenz von Sicherheitskräften, 
sondern mehr an der Freundlichkeit 
der Menschen. Die wohl noch vor ein 
paar Jahren häufige Prostitution war 
für uns heute nicht mehr sichtbar. Bet¬ 
teleien, auch mit falschen oder aus¬ 
gedachten Geschichten, gibt es, aber 
vergleichsweise wenig. Es kann pas¬ 
sieren, dass man übers Ohr gehauen 
wird, wenn man sich übers Ohr hauen 
lässt. Das passierte uns bei einer Rei¬ 
fenpanne, bei der uns für die gekonnte 
Reparatur des Reifens so viel berech¬ 
net wurde, „dass der Techniker zwei 
Monate nicht mehr arbeiten würde“, 
wie uns die Genossen später sagten. 


★ 

Unsere Urlaubsreise führte uns auch 
in die Klinik „Rosa Luxemburgo“ 
in Cärdenas, ein Solidaritätsprojekt 
der DKP. Hier wird einem deutlich, 
wie die Revolution einen Bruch mit 
dem Kapitalismus darstellt und Hu¬ 
manismus verwirklicht. Hier werden 
Kinder behandelt, deren gesundheitli¬ 
che Probleme bei Kindern in sozialen 
Brennpunkten der BRD wohl überse¬ 
hen und in Ländern der so genannten 
dritten Welt niemanden interessieren 
würden, da es sich nicht „rechnet“. In 
Kuba gibt es ein System der Früher¬ 
kennung und eine kostenlose Versor¬ 
gung mit den nötigen Ressourcen und 
Mitteln - die meisten dieser Kinder 
hätten sonst keine Chance auf ein ver¬ 
nünftiges Leben. 

Ein weiteres Solidaritätsprojekt 
stand im Rahmen des Besuchs beim 
Zentralkomitee der PCC auf dem 
Programm. „Benita presente“ erinnert 
an eine verstorbene Genossin aus Es¬ 
sen. Es handelt sich um eine Schule 
auf dem Land, die mit Unterstützung 
dieses Projekts der Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba eine Schulküche 
und andere Investitionen in die Infra¬ 
struktur erhielt. Unser Besuch fiel auf 
den ersten Schultag. Schon die nack¬ 
ten Zahlen beeindrucken. 260 Schü¬ 
ler besuchen die Schule, die von 52 
Beschäftigten, davon 35 Lehrkräften, 
betreut werden - eine Schüler/Lehrer- 
Relation, die man im hoch entwickel¬ 
ten Imperialismus bestenfalls an Pri¬ 
vatschulen findet. Zur Absicherung 
der Versorgung der Kinder und Be¬ 
schäftigten hat die Schule einen meh¬ 
rere Hektar großen Schulgarten, in 
dem zwei Bauern mit ihrem Ochsen¬ 
gespann zusammen mit den Kindern 
Obst und Gemüse ziehen, die den Be¬ 
darf der Schule meist decken und zum 
Teil noch abgegeben werden können. 


★ 

Gesprächstermine führten uns ins 
Außenministerium, in die National¬ 
versammlung, zum Gewerkschafts¬ 
verband und natürlich zum Zentral¬ 
komitee der Partei. Dort führten wir 
unter anderem Gespräche mit Jose 
Ramön Balaguer, einem Mitkämpfer 
von Raül, Fidel und Che, heute Se¬ 
kretär für Internationales beim ZK 
der PCC, sowie mit Oscar Martinez, 
Abteilungsleiter der Internationa¬ 
len Abteilung. Offen informierten sie 
über die Probleme Kubas. Wesentliche 
Probleme der Ökonomie sind: Inves¬ 
titionsrückstände, mangelnde Kapita¬ 
lisierung. Beides führt zu mangelnder 
Effizienz, mangelnde Effizienz ver¬ 
hindert die Steigerung der Produkti¬ 
vität - ein Stück weit ein Teufelskreis. 
Bewusstseinsprobleme folgen, vor al¬ 
lem junge Erwachsene haben mit der 
Sonderperiode nach dem Wegfall der 
Handelsbeziehungen mit den europä¬ 
ischen Ländern des Sozialismus und 
dem Rückgang des Inlandsprodukts 
im Gefolge der Konterrevolution in 
Osteuropa eigentlich nur Krisenzei¬ 
ten erlebt. Die verbrecherische Blo¬ 
ckade durch die USA tut ihr Übriges. 
Kuba experimentiert heute mit den 
neuen Leitlinien, die in einer breiten 


gesellschaftlichen Debatte erarbei¬ 
tet wurden, an Formen, die historisch 
wohl am ehesten mit der Neuen Öko¬ 
nomischen Politik (NÖP) zu verglei¬ 
chen sind, mit der die Bolschewiki die 
Phase des Kriegskommunismus been¬ 
deten. 

Die Revolution betritt dabei Neu¬ 
land auf dem kubanischen Weg zum 
Sozialismus. Ein Beispiel ist die Ein¬ 
führung von genossenschaftlichen 
Modellen auch außerhalb der Land¬ 
wirtschaft. (Die UZ berichtete über 
ein Beispiel bereits in der Ausgabe 
vom 27.12. 2013) Neue Wege bringen 
neue Fragen, neue Probleme und Ri¬ 
siken, so stellt sich in solchen genos¬ 
senschaftlichen Betrieben die Frage 
nach der Rolle der Gewerkschaften 
und es stellt sich natürlich die Frage, 
ob dies nicht im Bewusstsein zum Irr¬ 
glauben von der Überlegenheit priva¬ 
ten, wenn auch genossenschaftlichen 
Eigentums führen kann. Dessen sind 
sich die kubanischen Genossinnen 
und Genossen aber bewusst. Und sie 
wissen, dass sie sich zwei Dinge nicht 
erlauben können: Sie dürfen sich mit 
der mangelnden Effizienz nicht ab- 
finden und sie wissen, dass der Klas¬ 
sengegner jede Ansatzmöglichkeit im 
Bewusstsein der Kubaner für die Zer¬ 
störung der Revolution zu nutzen ver¬ 
suchen wird. Ich kann nur sagen, dass 
mich der Aufenthalt und die Gesprä¬ 


che in Kuba ungeheuer zuversichtlich 
gestimmt haben, was die sozialistische 
Zukunft Kubas betrifft. 

Gut informiert und sehr interes¬ 
siert waren die Genossen hinsichtlich 
unserer Einschätzung der Entwick¬ 
lung in Europa, der EU und der Bun¬ 
desrepublik Deutschland. Dies betraf 
vor allem auch die Entwicklungen in 
der Ukraine, unsere Einschätzung zu 
den Interessen des deutschen Kapi¬ 
tals und zum Agieren der Bundesre¬ 
gierung, der Großen Koalition und in 
ihr der Sozialdemokratie. 

Wir informierten über unsere 
Überlegungen zur Vorbereitung des 
21. Parteitags der DKP. Deutlich wur¬ 
de die große Übereinstimmung zwi¬ 
schen der PCC und der DKP hinsicht¬ 
lich der internationalen Entwicklun¬ 
gen, der Krise des Kapitalismus und 
der Tendenzen in den imperialisti¬ 
schen Ländern. Natürlich spielte da¬ 
bei die aktuelle Reflektion von Fidel 
„Entweder die gerechten Ideen siegen 
oder es kommt zur Katastrophe“ ge¬ 
nauso eine Rolle, wie der Kampf um 
die Freiheit für die drei nach wie vor 
inhaftierten Helden der Miami 5. 

Beispiele dieses Kampfes sahen 
wir beim Besuch der Universität für 
Ingenieurswissenschaften in Havanna, 
an der Studenten und Dozenten eine 


sehr aktive Soli-Arbeit machen. Dort 
konnten wir auch die wunderschönen 
Wandgemälde, die bei einem Soli-Pro- 
jekt der SDAJ entstanden waren, im 
Original bewundern. Dieses Projekt 
wurde viel gelobt. Die Beziehungen 
der SDAJ zum kommunistischen Ju¬ 
gendverband UJC sind hervorragend 
und eng. Das wird gelebt, so trafen wir 
auch Genossinnen und Genossen der 
SDAJ, die an dieser Hochschule ein 
Auslandssemester absolvieren. 

So waren wir uns am Ende mit 
unseren kubanischen Genossen einig, 
dass wir die Beziehungen zwischen 
unseren Parteien weiter vertiefen 
werden. 

★ 

Dass Kuba als Beispiel wirkt zeig¬ 
te uns ein kleines Erlebnis. In der 
Nähe von Vinales gibt es ein riesiges 
Wandgemälde an einer Bergwand, 
das die Entwicklung der Welt und 
der Menschheit symbolisiert. Reali¬ 
siert wurde es ab dem Jahr 1960.1960, 
ein Jahr, in dem es um die Verteidi¬ 
gung der jungen Revolution ging, und 
dann solch ein Wandbild. Dieser Wi¬ 
derspruch regt zum Denken an. Im 
Vorbeigehen hörten wir, wie deutsche 
Touristen sich über den Kommunis¬ 
mus unterhielten. 

Geht doch. 



Über eine Billion Dollar Schaden 
durch die Blockade 

Die von den USA gegen Kuba verhängte Blockadeh hat auf der Karibikinsel 
nach Berechnungen der Regierung in Havanna wirtschaftliche Schäden in 
Höhe von i,i Billionen US-Dollar (853 Milliarden Euro) verursacht. „Die Blo¬ 
ckade hat sich zu einem Finanzkrieg entwickelt, der die wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung des Landes verhindert“, sagte der kubanische Vize-Außenminister 
Abelardo Moreno.„Es gibt keinen Lebensbereich der Kubaner, der nicht von 
den zerstörerischen und destabilisierenden Folgen der Blockade betroffen 
ist.“ 

Nach der kubanischen Revolution 1959 hatten die USA unter Präsident 
John F. Kennedy eine Blockade gegen das sozialistische Kuba verhängt, die 
in den folgenden Jahren weiter verschärft wurde. Handelsbeschränkungen 
gegen Kuba wurden von Präsident Barack Obama Anfang des Monats erneut 
um ein Jahr verlängert. 



Der private Verkauf von Lebensmitteln wirft Probleme auf. Die Grundversor¬ 
gung mit Nahrungsmitteln ist nach wie vor staatlich gesichert. 
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Unser Genosse 

Joachim Schlensker 

wird am 25. September 65 Jahre alt. Joachim organisierte sich 
zunächst bei Bündnis 90/Die Grünen. Die Hinwendung zu einer reak¬ 
tionären, kriegerischen Politik machte er nicht mit. 

Jeden Freitag ist Joachim aktiv bei den Nordbremer Friedens-Kund¬ 
gebungen dabei. Die Kommunisten in der Friedensinitiative luden ihn 
zu einer öffentlichen MV mit unserem Genossen Patrik Köbele ein. 

Das Referat von Patrik über die Einschätzung des Imperialismus 
gab für Joachim den Ausschlag, sich in der Kommunistischen Par¬ 
tei zu organisieren. Das ist bald fünf Jahre her. Einen Infostand in 
Bremen-Nord gibt es ohne Joachim nicht. Herzlichen Glückwunsch 
und eine bessere Gesundheit, lieber Genosse! 

DKP Bremen-Nord 


PRESSEFEST 

HELFERPARTY 



Wir laden alle Helferinnen und Helfer, die zum Gelingen des 18. UZ- 
Pressefestes in Dortmund beigetragen haben, herzlich zur Helferparty ein: 

Samstag, 11. Oktober 2014, ab 17 Uhr 

Sitz des DKP-Parteivorstandes, Hoffungstraße 18,45127 Essen 

Wir bitten um Anmeldung mit der Angabe, ob ein Schlafplatz benötigt wird: 

dkp.pv@t-online.de 
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Internet 

Digitale Diktatur und reale Befreiung 


Das Internet zwischen Fortschrittspotentialen und 
Destruktivkraft Th. Hagenhofer*Zeitgewinn und Pro¬ 
duktion. Wie man radikale ökonomische Demokra¬ 
tie rechnet D. Dath*Alternativen aus dem Rechner H. 
Dunkhase^ Kybernetik, Internet und neue soziale Medi¬ 
en als Grundlage für einen partizipativen Sozialismus 
Th. Gebell Krieg der Daten gegen die Kommunikation F. 
Stalder*Die Veränderung der Arbeitswelt durch die Di¬ 
gitalisierung M. Meuler*Werden wir der Verantwortung 
für den Einsatz moderner Technologien gerecht? M. 
Hörz*Denken einer neuen Kultur Th. Metscher 

Weitere Themen u. a.: 

U. Gellermann, U-Boote der Staatsräson | U. Avnery, Begegnung 
im Tunnel | J. Grässlin, Gewehre - Massenvernichtungswaffen 
des 20. und 21. Jahrhunderts | A. Rieger, Gewerkschaften auf 
dem Kriegspfad? | J. Lloyd, Geschichte von Klassenkämpfen 
- verhandelt im Bundestag im Juli 2014 | G. Pohl, Argentiniens 
Schulden | J. Abourezk, Israels Rückkehr zu alten Kolonialt¬ 
aktiken | L. Elm, Deutsche Professoren im Kriegseinsatz | Ph. 
Becher, Die reaktionäre Subversion. Faschismusdeutung der 
italienischen Kommunisten | G. Fülberth, Die vier Leben des 
Emil Carlebach 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 


ermäßigtes Abo 32,00 € 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 -23 67 57 


Tausend Dank 

allen die mir am 58. Jahrestag des KPD-Verbotes zu meinen 85. Ge¬ 
burtstag gratuliert haben. 

Glückwünsche kamen von Elmshorn bis Kötzting, von Mannheim bis 
Neu-Ulm, von Stuttgart, Filderstadt bis Heidenheim, von Karlsruhe bis 
Reinheim, von Suhl bis Rathenow, von Duisburg, Bochum, Essen bis 
Berlin, aus ganz Franken, aus Breitungen, von Tschechien und Chile - 
überall hat man an mich gedacht. Weit über hundert Mitstreiter haben 
sich meiner erinnert. 

Darauf bin ich stolz und sage nochmals herzlichsten Dank 
aus Röthenbach a.d.P. 

Erich Schreier 


Dachau-Seminar 
der DKP Südbayern 


3. Oktober 2014,10.00 Uhr bis ca. 17.00 Uhr 

Max Mannheimer Studienzentrum 
Internationales Jugendgästehaus Roßwachtstr. 15,85221 Dachau 

mit Conrad Schuhler, Vorsitzender des Instituts für sozial¬ 
ökologische Wirtschaftsforschung (isw) zum Thema: 

„Zur Dialektik von Reform, Transformation und Revolution“ 

und 

Dr. Thomas Sablowski, Mitarbeiter des Instituts für Gesellschafts¬ 
analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung mit dem Schwerpunkt Politi¬ 
sche Ökonomie der Globalisierung zum Thema: 

„Gewerkschaften, neue soziale Bewegungen und die Rolle linker 
Parteien im neoliberalen Kapitalismus“ 

Anmeldungen bitte bei: 

Walter Listl, Matterhornstr. 39,81825 München 
mail: walter-listl@web.de 


e.v» 

Marx Eng ms 
Stiftung 


\\ ww. rna rx -cnucls-sr i fluni* de 


Die DKP Frankfurt/M. und die Marx- 
Engels-Stiftung laden ein: 

Zu den Entwicklungen in 
der und um die Ukraine 


Samstag, 11. Oktober, 10.00 -17.00 Uhr (Einlass: 9.30 Uhr) 

Frankfurt/M., Haus Ronneburg, Gelnhäuser Str. 2 * 


★Willi Gerns, Bremen (Marxistische Blätter): Das postsowjetische 
Russland und die Krimfrage ★Reinhard Lauterbach, Polen (Ukraine- 
Korrespondent von „junge Welt“): Der ukrainische Bürgerkrieg - wer 
kämpft gegen wen, und mit welchen Perspektiven? ★Gert Meyer, 
Marburg (Historiker): Zur Geschichte der Ukraine ★Jürgen Wagner, 
Tübingen (Politikwissenschaftler, IMI): Der Kampf um die Ukraine in der 
Auseinandersetzung Westen-Russland ★Lucas Zeise (Finanzjournalist, 
Marx-Engels-Stiftung), Frankfurt/M.: Unterordnung oder Konflikt - die 
strategischen Optionen der USA und EU/Deutschlands 


* Das „Haus Ronneburg“ liegt in unmittelbarer Nähe der U-Bahn-Station 
Ronneburger Straße. Fahrtzeit ab Frankfurt Hbf 19 min. mit der U 5 Richtung 
Preungesheim. Kostenbeitrag (inkl. Mittagimbiss: 12 Euro, ermäßigt: 8 Euro). Für 
eine Anmeldung unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder 0211 -680 28 28 
(H. Kopp) wären wir dankbar. 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V_ 



Wir freuen uns mit den Eltern Lena und Mario über die Geburt von 

Jakob 

am 5. September 2014 

DKP Aachen SDAJ Aachen 


UZ IN AKTION! 

Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 


Die UZ wird im 2. Halbjahr 2014 mehrere Schwerpunktthemen aufgrei¬ 
fen. Diese Ausgaben eignen sich hervorragend zum Verteilen auf Demos, 
Veranstaltungen und Kundgebungen und zur Durchführung von Infostän¬ 
den und Aktionen der DKP: 


UZ 26.9.2014: 

UZ 07.10.2014: 
UZ 24.10.2014: 
UZ 14.11.2014: 

UZ 05.12.2014: 


Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend 
in Köln „Revolution Bildung“ 

65. Jahrestag der DDR-Gründung 
DGB-Betriebsrätetag 
Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 
Frankfurt 

Kunst - Musik - Literatur 


UZ-Aktionspreise: 

bis 14 Exemplare: 10.- € bis 70 Exemplare: 20.- € 

bis 140 Exemplare: 30.- € bis 300 Exemplare: 60.- € 
weitere Preise auf Anfrage 


Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag- 
vormittag in der Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel.: Verlag 0201 17788923 oder Gustl Ballin 0911 8019991 


junge elt-Lddeiipkric \ 


SONDERÖFFNUNG ‘ 

FREITAG/SAMSTAG 

Freitag, 19 Uhr 19./20.9, 


Jutta Ditfurth liest Anna Seghers 

»Transit«, »Das siebte Kreuz« und »Ausflug der toten Mädchen« 
u.a.m. Veranstaltung in Kooperation mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung 


Samstag, 13 Uhr 


Staatsmonopolistischer Kapitalismus 

Berliner Buchpremiere mit dem Autor Andreas Wehr 


Samstag, 15 Uhr 


Erich Mühsam zum Gedenken 

Von und mit Isabel Neuenfeldt, Susanne Misere, Peter Bäß 


Samstag, 17 Uhr 


Ungeschminkt 

Schauspieler Otmar Richter liest aus einem bisher unveröffentlichten 
Manuskript seiner heiteren Geschichten 


Samstag, 19 Uhr 


Die Pöhlands im Krieg. Briefe einer sozialdemokratischen 
Arbeiterfamilie im Ersten Weltkrieg 

Es lesen Rolf Becker und JennipherAntoni 

Um Anmeldung zu den Veranstaltungen unter 030/53 63 55-56 oder mm@jungewelt.de wird gebeten. 

Torstr. 6,10119 Berlin (Nähe Rosa-Luxemburg-Platz) Öffnungszeiten: Mo.-Do.: 11-18 Uhr; Fr.: 10-14 Uhr 


Schaltet Anzeigen - 
Anzeigen helfen der DZ! 


[IQ Shop 

T-Shirt UZ-Pressefest 10,00 € 

UZ-Tragetasche 1,50 € 

DKP-Abzeichen 2,00 € 

Schal,Trotz Alledem ‘ 10,00 € 

Schal,Deutsche Kommunistische Partei 1 10,00 € 
Fahne ,DKP‘ (Rot/Weiss115 x 150) 20,00 € 

UZ Dokumentationen 

„Die Wohnungsfrage ist eine Klassenfrage“ 
(Broschüre, A5, 64 S.) 5,00 € 

„Gegen die imperialistischen Kriege“ 

(Broschüre, A5, 64 S.) 5,00 € 
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Fahne DKP 


Abzeichen DKP 
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Grogan d ia 
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Kriege 


UZ Dokumentationen 

Gegen die imperialistischen Kriege 

„Die Spaltung der internationalen Arbeiter¬ 
bewegung“ Hans-Peter Brenner (DKP) 
„Beginn und Ende von Kriegen“ 

Aloyse Bisdorff (KPL) u.a. 

Die Wohnungsfrage ist eine Klassenfrage 
„Überlegungen zur wohnungs- und mieten¬ 
politischen Konferenz der DKP“ 

Wolfgang Richter 

„Miethaie und die Bremse Mietpreis“ 

Klaus Stein u.a. 


Schals (Weisse Schrift auf Rot) 


PEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 
www.dhp.rii; 


\ C) Trotz alledem! 


wm 


UZ-Tragetasche 
(Knallrot auf Weiss) 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de - Alle Preise inkl MWSt +1,50 Porto (auf die gesamte Bestellung) 



























































Freitag, 19. September 2014 


m unsere zeit _SDAJ / Termine / Impressum 

Gegen die verordnete Sicht 

Broschüre der SDAJ erschienen: „Wir, die DDR 
und eine Zukunft ohne Kapitalismus“ 


M auer, Stasi, alles grau - so sol¬ 
len wir die DDR sehen. Zum 
25. Jahrestag des „Mauer¬ 
falls“ am 9. November wird in Schu¬ 
len, Unis und Medien wieder einmal 
erklärt, dass die DDR ein Unrechts¬ 
staat war, dass Freiheit und Sozialis¬ 
mus einander ausschließen, dass es 
keine Alternative zu parlamentari¬ 
scher Scheindemokratie und angeblich 
sozialer Marktwirtschaft gibt. Mit ih¬ 
rer neu erschienenen Broschüre stellt 
sich die SDAJ gegen die verordnete 
Sicht auf die DDR. In vier Abschnit¬ 
ten fragt die Broschüre: Was ist an der 
herrschenden Meinung dran, welche 
Interessen stehen dahinter? Was be¬ 
deutet der Sozialismus für den einzel¬ 
nen, wieso war der Weg vom Arbei¬ 
terjugendlichen über eine gute Ausbil¬ 
dung in eine verantwortliche Position 
so typisch für den anderen deutschen 


Staat? Wer hat durch das Ende der 
DDR etwas gewonnen, wer hat verlo¬ 
ren? Und: Ist das Ende der DDR auch 
der Untergang des Sozialismus? Die 
Broschüre lässt junge Menschen aus 
dem Osten und solche, die die DDR 
mitgestaltet haben, zu Wort kommen, 
sie stellt die Entwicklung der DDR 
in ihren historischen Zusammenhang 
und ergänzt dies durch kurze Beiträ¬ 
ge zur marxistischen Theorie. Für die 
SDAJ zeigen die Erfahrungen der 
DDR: Trotz aller Fehler und Schwä¬ 
chen ist der Sozialismus das Ziel, für 
das es sich zu kämpfen lohnt. Wie wir 
die DDR zu sehen haben, wollen wir 
uns nicht von Joachim Gauck und der 
Bild-Zeitung vorschreiben lassen. 

„Ein anderes Deutschland war möglich. 
Wir, die DDR und eine Zukunft ohne Ka¬ 
pitalismus“, 36 Seiten, 1,- Euro, erhält¬ 


lich bei der SDAJ-Gruppe in deiner Stadt 
oder im Online-Shop der Jungen Welt. 



Leseprobe aus der Broschüre: 

Mauer, Stasi, alles grau - so sollen wir die DDR sehen 


„Und an der Stelle kann man Schü¬ 
lern dann immer gut sagen: Die 
Schokolade in der DDR hat furcht¬ 
bar geschmeckt, die hatten ja keinen 
echten Kakao. Da kann man dann 
auch gut dran zeigen, was Mangel¬ 
wirtschaft bedeutet.“ Auf der Suche 
nach Applaus blickt die Dame mit 
den Locken in die Runde der ange¬ 
henden Lehrer, die sie hier gerade 
durch das Bonner „Haus der Ge¬ 
schichte“ führt. Und sie wartet nicht 
vergeblich, es wird gelacht. Immerhin 
sollen diese jungen Leute hier später 
selbst Schülerinnen unterrichten, gut 
also, wenn sie bereits verstanden ha¬ 
ben, wie über die DDR zu denken ist. 
Immer wieder wird öffentlich darü¬ 
ber geklagt,dass Jugendliche zu we¬ 
nig über die DDR wissen, oder - was 
für die, die sich darüber beschweren 
wohl noch schlimmer ist - ein „zu 
positives“ Bild von der DDR haben. 
Dagegen wird einiges aufgeboten. 
Zum Beispiel ein Comic über die 
DDR, gestaltet ganz in Grau: „Grau 
ist ,ne inhaltliche Aussage und das 
spiegelt ja eigentlich auch die Le¬ 
benswelt der Bürger“, so die Autoren. 
Ein graues Land mit mieser Schoko¬ 
lade also. Und was noch? 

Unsere Meinungsfreiheit 

„Über die DDR haben wir in der 
Schule eigentlich nur gehört: Man¬ 
gelwirtschaft, Mauer, Stasi. Mehr 


kam da nicht“, erinnert sich An¬ 
drea an ihren Geschichtsunterricht. 
Ihr war das zu einseitig, also hat sie 
nachgefragt und darüber Ärger mit 
der Lehrerin bekommen. „Sie hat 
gesagt: ,In der DDR durfte niemand 
seine Meinung sagen oder er wurde 
weggesperrt oder erschossen 4 , alles 
ohne Beweise, alles nur Behauptun¬ 
gen, und wir sollten das eben einfach 
so hinnehmen. Das wollte ich nicht, 
da hab ich dagegen gehalten und 
wurde aus dem Klassenraum gewor¬ 
fen.“ Im Sozialkundeunterricht wur¬ 
de es nicht anders: „Da haben wir 
mal Marktwirtschaft und Planwirt¬ 
schaft behandelt. Der Arbeitsauftrag 
war:,Diskutiert, warum die Planwirt¬ 
schaft der Marktwirtschaft unterle¬ 
gen ist.:“ Im Schulunterricht scheint 
die Sache also denkbar einfach: 

BRD - Wirtschaftswunder und 
gelungene Demokratie, DDR - Man¬ 
gel und Stasi. Dass die DDR und das 
Leben in ihr vor allem negativ dar¬ 
gestellt werden, erleben viele Schü¬ 
lerinnen so. Und auch wenn sich 
Lehrerinnen um Objektivität bemü¬ 
hen, die Unterrichtsmaterialien tun 
es nicht: „Tatsächlich aber führt die 
Zentralverwaltungswirtschaft dazu, 
dass es allen gleich schlecht geht - 
denn sie ist vor allem durch eines 
geprägt: den Mangel“, heißt es bei¬ 
spielsweise in einem Arbeitsblatt zu 
Wirtschaftsordnungen, das die Initi¬ 


ative Neue Soziale Marktwirtschaft 
zur Verfügung stellt. 

Pflichtprogramm 

Katha, die jetzt in Leipzig lebt, er¬ 
zählt von ihren Schulerfahrungen im 
Westen: „In der Oberstufe haben sie 
uns auf der Klassenfahrt gesagt: Das 
DDR-Museum in Berlin besuchen 
wir nicht, weil es zu unwissenschaft¬ 
lich ist. Allerdings waren wir in der 
Unterstufe schon da. Also für Kinder 
ist es ok, in ein völlig einseitiges und 
plattes Museum zu gehen?“ Der Er¬ 
folg des Besuchs: „Ich weiß noch, das 
Gefühl, das ich da bekommen habe, 
war ganz klar: Die DDR, das war 
der zweite Faschismus.“ Zweiter Fa¬ 
schismus wird die DDR bislang zwar 
noch nicht genannt, wohl aber „zwei¬ 
te deutsche Diktatur“. Zum Beispiel 
in der Selbstbeschreibung der Ge¬ 
denkstätte Hohenschönhausen, ei¬ 
ner ehemaligen Haftanstalt des Mi¬ 
nisteriums für Staatssicherheit, also 
der Stasi: „In dem ehemaligen Ge¬ 
fängnis können sich junge Leute auf 
anschauliche Weise mit der SED- 
Diktatur auseinandersetzen“ 
Hohenschönhausen ist für die Ge¬ 
schichtsschreibung und -Vermittlung 
in der Bundesrepublik das Symbol 
für die DDR: ein großes Gefängnis. 
Die Gedenkstätte wird von etwa 
150 000 Schülerinnen im Jahr be¬ 
sucht. 


termine@unsere-zeit.de 


sa ★ 20 . SEPT 


Schweinfurt: Diskussion mit Patrik Kö- 
bele, Vorsitzender der DKP: „Kommunisti¬ 
sche Partei neuen Typs - aktueller denn 
je“. Büro der DFG-VK, Gabelsberger Stra- 
ße 1,14.00 Uhr._ 

München: Aktionskonferenz „Stop G7!“. 
Brudermühlstraße 2,11.00 bis 17.00 Uhr, 
Fortsetzung Sonntag, 11.00 bis 15.00 Uhr. 

Bremen: Infostand der DKP Vor Volksbank 
Vegesack, 9.30 bis 11.30 Uhr. 


MO ★ 22 . SEPT 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP Köln 
Kalk. Naturfreundehaus, Kapellenstraße 9a, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 23 . SEPT 


Siegen: NO PASARAN - Kämpfer der Inter¬ 
nationalen Brigaden im Spanischen Bürger¬ 
krieg geben in dieser Dokumentation Ant¬ 
worten auf die Frage: „Wofür habt ihr ge¬ 
kämpft?“ Veranstaltung der VVN-BdA und 
des Filmklubs Kurbelkiste in Anwesenheit 
des Regisseurs Daniel Burkholz, Eintritt 
4 Euro. Sankt-Johan-Straße 18,19.00 Uhr. 


Ml ★ 24 . SEPT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP. 
Haverkamp 8,19.30 Uhr. 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung 
der DKP, Referat und Diskussion zu 
TTIP. Vredenerstraße 54 (bei Tenbusch), 
19.15 Uhr. 


DO ★ 25 . SEPT 


Berlin: TTIP - das transatlantische Ge¬ 
heimprojekt. Diskussion mit Dr. Stormy-An- 
nika Mildner (BDI), Dr. Michael Efler (Mehr 
Demokratie e.V.), Moderation: Eckart Spoo. 


Haus der Demokratie und Menschenrechte, 
Greifswalder Straße 4,19.00 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP Köln- 
Mülheim, u.a. zur Vorbereitung des 15. Par¬ 
teitages (Referent: H.-P. Brenner). Bürger¬ 
haus MüTZe, Berliner Straße 77,19.00 Uhr. 

München: „TTIP-Weg mit der Demokratie, 
hoch die gelobte Dominanz der USA und Eu¬ 
ropas“ , Veranstaltung des ISW mit Conrad 
Schuhler. EineWeltHaus, Schwanthalerstra¬ 
ße 80,19.30 Uhr. 


SA ★ 27 . SEPT 


Bochum: 65 Jahre Gründung der DDR - 
Festveranstaltung des DDR-Kabinetts Bo¬ 
chum, Anmeldung unter info@ddr-kabi- 
nett-bochum.de, 11.00 bis 17.00 Uhr. 

Darmstadt: „Vom Maidan in den Bürger¬ 
krieg. Die Ukraine im Fadenkreuz der Groß¬ 
mächte“ .Veranstaltung des ver.di-Bezirks 
Südhessen mit der Journalistin Susann 
Witt-Stahl. DGB-Haus, Rheinstraße 50, 
16.00 Uhr._ 

Leverkusen: Wochenendseminar „Marxisti¬ 
sche Philosphie II“, Referentin: Nina Hager. 
Anmeldung unter karl-liebknecht-schule. 
org._ 

Berlin: „Schnäppchen DDR - Die deutsche 
Vereinigung und die Zukunft Europas“ .Ver¬ 
anstaltung der Marx-Engels-Stifung. JW-La- 
dengalerie, Torstraße 6,11.00 bis 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Neue Möglichkeiten 

Die 450 -Euro-Stelle der SDAJ zeigt Wirkung 

Es lief oft mehr schlecht als recht. Rein ehrenamtlich die Verwaltung der PO¬ 
SITION zu organisieren, war kaum möglich. Häufig kamen Abos nicht an, die 
Verschickung der einzelnen Ausgaben konnte nur mit Verspätung durchge¬ 
führt werden. Auch bei den Rechnungen und Abbuchungen haperte es. Dank 
der großen Unterstützung seitens der DKP gehören alle diese Probleme zwar 
noch nicht vollständig der Vergangenheit an, wir sind aber auf dem besten Weg 
sie zu lösen. Es wurde ein neues Programm geschrieben, das genau auf unse¬ 
re Bedürfnisse passt und die Arbeit in Zukunft deutlich vereinfacht - und wir 
konnten kürzlich erstmals die Auflage der POSITION wieder erhöhen, weil die 
letzten Ausgaben schlicht ausverkauft waren. Das ist sicherlich nicht nur, aber 
eben auch das Ergebnis der großen Spendenbereitschaft vieler einzelner Ge¬ 
nossinnen und Genossen und Gliederungen der DKP, für das wir uns an dieser 
Stelle sehr herzlich bedanken wollen. 

SDAJ Bundesvorstand 


ln diesem Zusammenhang suchen wir 
weitere Unterstützerinnen! 

DKP Parteivorstand, Konto Nr.: 4002 487 502, GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 6. bis 12, September 



... boten sich in Düsseldorf symbolisch für einen „Geiselaustausch“ an. US-Generalkonsul Stephen A. Hubler ging auf das 
Gesprächsangebot allerdings nicht ein ... 


Freiheit für die „Cuban Five“ 

Protest vor dem Düsseldorfer Generalkonsulat der USA 


Dienstag 

Mit stolzgeschwellter Brust präsentiert 
Wirtschaftsminister Schäuble heute in 
der Haushaltsdebatte des Bundestages 
sein Vorhaben von der „Schwarzen Null“. 
Ausgeglichen, also ohne neue Schulden¬ 
aufnahme, soll der nächste Bundeshaus¬ 
halt sein. Ob das überhaupt wünschbar 
ist, darüber streiten sich die Experten des 
Finanzkapitalismus seit Jahrzehnten. Es 
ist heute vor allem das Diktat der deut¬ 
schen Exportkonzerne zulasten des Kon¬ 
sums, das hinter dem staatlichen Spar¬ 
kurs steckt. Die Schwarze Null soll ste¬ 
hen, auch wenn das heißt, dass Bildung 
und Infrastruktur am Boden liegen. 

Donnerstag 

„Bad Bank mutiert zur Gewinnma¬ 
schine“ Diese Meldung ist heute sooo- 
00 groß nicht nur bei BLÖD, sondern 
auch bei den sogenannten seriösen Me¬ 
dien zu lesen - gemeint ist die Hypo 
Real Estate (HRE). Insgesamt hat die 
Bundesrepublik Deutschland etwa 140 
Mrd. Euro bereitgestellt, um die Pleite 
dieser Bank zu verhindern. Sie wurde 
2009 verstaatlicht. Die Bad Bank hält 
Papiere im einstigen Nennwert von über 
170 Mrd. Euro. Nun wird mit Getöse 
mitgeteilt, dass die HRE im 1. Halbjahr 
2014 einen Gewinn von 376 Mio. Euro 
erwirtschaftet hat. Man muss von der Fi¬ 
nanzwelt en detail nichts wissen, um zu 
begreifen, dass das Wort von der „ Ge¬ 
winnmaschine“ angesichts der zu Buche 
stehenden Verlustzahlen ein Hohn ist. 

Der eigentliche Skandal aber ist, dass 
der Finanzminister mit einer schwar¬ 
zen Null im Bundeshaushalt hausieren 
geht, während der Finanzmüll der Ban¬ 
kenkrise unsere Gesellschaft noch auf 
Jahrzehnte belasten wird. Das deutlichs¬ 
te Zeichen dieses Missverhältnisses sind 
die fehlenden und eigentlich dringend 
nötigen Investitionen in Bildung und 
Infrastruktur. 

Aber so ist es immer da, wo die Ver¬ 
luste sozialisiert und die Gewinne pri- 


Man kann den Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble einer Menge schrä¬ 
ger Absichten bezichtigen. Aber zu as¬ 
soziieren, er habe keine Bodenhaftung 
mehr und betreibe freischwebend Haus¬ 
haltspolitik, geht denn doch zu weit. Der 
Mann fährt Rollstuhl, nicht Ballon. 

„Wolfgang Schäuble will im kom¬ 
menden Jahr tatsächlich einen schul¬ 
denfreien Haushalt präsentieren und 
verteidigte diesen heute in der Haus¬ 
haltsdebatte im Bundestag.“ (Mode¬ 
rationstext Caren Miosga in der TT- 
Sendung am 9. September. http://www. 
tagesschau.de/multimedia/sendung/tt- 
3174.html - ab zirka 0715“) 

„Diesen“, blödet Blondinchen, statt 
„das“. Nicht mal durchdachtes Texten, 
das journalistische Handwerkszeug, be¬ 
herrscht sie also, unsere ARD-Vorzei- 
gefrau, die das Publikum übers Welt¬ 
geschehen umfassend informieren soll. 
Was der Minister erst in der Zukunft 
zu präsentieren gedenkt, kann er nicht 
„heute im Bundestag“ „verteidigen“, 


Caren Miosga, 
ARD-Tagesthemen, 
wimpernklimpernd 


sondern allenfalls seine entsprechen¬ 
den Absichten. Wer jedoch logisch ein¬ 
wandfrei formulierte TT-Moderation 
erwartet, wird sich auch dem Inhalt der 
verkorksten Texte zuwenden müssen. 

Da heißt es: Der Minister kann und 
will ganz sicher keinen „schuldenfreien 
Haushalt präsentieren“ (Miosga) son¬ 
dern allenfalls einen (bezüglich Ein¬ 
nahmen und Ausgaben) ausgegliche¬ 
nen Haushaltsplan. Das ist bekanntlich 
etwas gänzlich anderes. 

Im Haushalt des Bundes stecken 
Schulden, die selbst ein verbiesterter 
Reaktionär wie Schäuble per Sparpoli- 


vatisiert sind - im gewöhnlichen Ka¬ 
pitalismus. Gezeichnet Schäuble - die 
schwarze Null. 

Freitag 

Heute lüftet sich ein weiteres Zipfelchen 
jenes riesigen Steuerteppichs, unter den 
die Hypo Real Estate gekehrt wurde. Es 
wird moniert, dass die Bad Bank aus der 
griechischen Staatspleite zweieinhalb 
Mrd. Euro Gewinn zu wenig gezogen 
habe. Beim Schuldenschnitt von 2012 
hat die HRE-Auffanggesellschaft FMS 
Wertmanagement genau diese Summe 
verschenkt, schreibt die Frankfurter All¬ 
gemeine. Statt das Geld für die Steuer¬ 
zahler einzustreichen, hat man die ent¬ 
sprechenden Papiere auf dem freien 
Markt vor allem an Hedgefonds ver¬ 
kauft - für deutlich weniger Geld. Die 
staatliche Gewinnmaschine unter der 
schwarzen Null Schäuble hat wieder 
zugeschlagen. 

★ 

Der IS verfüge über bis zu 31 500 
Kämpfer, teilt der US-Geheimdienst 
CIA heute mit. Die Schlapphüte hat¬ 
ten vor drei Monaten noch von 10 000 
Kämpfern gesprochen. Was wie nack¬ 
te Inkompetenz klingt, war im Mai der 
Versuch, die Weltöffentlichkeit zu mani¬ 
pulieren und ist es heute auch. 

Tatsächlich kennt die CIA den IS 
deswegen wie seine Westentasche, weil 
er seine Westentasche ist. 

★ 

„ Wir werden uns nicht länger an Aktio¬ 
nen gegen Palästinenser beteiligen und 
weigern uns, ein Werkzeug zu sein bei 
der Vertiefung der militärischen Kon¬ 
trolle über die besetzten Gebiete.“ Die¬ 
sen Satz haben Dutzende israelische Re¬ 
servisten unterschrieben, die in der Eli¬ 
teeinheit 8200 der israelischen Armee 
Dienst tun oder getan haben. 

Das ins Stammbuch all derjenigen, 
die jeden, der Kritik an Israel übt, als 
Antisemiten brandmarken. 

Adi Reiher 


tik niemals begleichen kann. Im letzten 
derzeit statistisch erfassten Jahr 2013 
betrug diese Bundesschuld einschließ¬ 
lich der Bürgschaften rund 1,74 Billio¬ 
nen Euro. Sie ist auch ohne Berücksich¬ 
tigung der Bürgschaften noch immens: 
1,3 Billionen Euro. 

Natürlich weiß Schäuble, dass man 
solche gigantischen Schulden nur mit 
einer Währungsreform oder einer dras¬ 
tischen Vermögensabgabe bereinigen 
könnte: Mit einem steuerpolitischen 
Frontalangriff auf die 800 000 bundes¬ 
deutschen Millionäre und Milliardäre, 
die seit Schröders Kanzlerschaft bis 
heute ein vom Fiskus kaum belangtes 
Netto-Geldvermögen von 3,4 Billionen 
Euro (ohne Immobilienwerte, Fonds¬ 
anteile und Unternehmensbeteiligun¬ 
gen sowie das im Ausland gebunkerte 
Schwarzgeld) aufgehäuft haben. (Nur 
die Erträge dieser Vermögen sind ge¬ 
ringfügig steuerpflichtig, nicht die Ver¬ 
mögen selbst). Schäuble weiß freilich 
auch, wo ihn die Unterhose kneift: In 
unserem kapitalistischen System wäre 
er die längste Zeit Minister gewesen, 
wenn er versuchen wollte, dem Geld¬ 
adel an den Karren zu fahren. 

Entsprechende Hintergrund- und 
Detailkenntnis darf man von gewissen 
moderierenden ARD-Damen nicht er¬ 
warten. Macht aber fast gar nix, denn es 
gibt schlimmere audiovisuelle Formen 
von Körperverletzung als die von der 
Miosga verabreichten Schläge auf den 
Lachsack. „Wolfgang Schäuble pocht 
auf die schwarze Null,“ verriet sie uns 
ungerührt in der gleichen TT-Sendung. 

Ach, wenn er doch auch auf blonde 
Nullen pochen könnte! 

Ich finde, es wird langsam Zeit, frei 
erfundene Blondinenwitze zu verbie¬ 
ten. Die tägliche Eigenproduktion un¬ 
serer TV-Anbieter liefert bereits ein 
Überangebot, und das ruiniert be¬ 
kanntlich die Preise. 


V or 16 Jahren, am 12. September 
1998, wurden die „Miami 5“ oder 
auch „Cuban Five“ genannt, in 
Florida verhaftet und in US-Gefäng- 
nissen eingekerkert. Die Kubaner hat¬ 
ten in den USA 170 Terroranschläge, 
die gegen Kuba gerichtet waren, auf¬ 
gedeckt und verhindert. Die Enthül- 



Sogar der Weihnachtsmann (rechts) 
protestierte inkognito gegen die 
Inhaftierung der Miami 5. 


lung dieser kriminellen Anschläge 
wurde ihnen als „Verschwörung, Spi¬ 
onage begehen zu wollen“ oder sogar 
als „Verschwörung, Mord begehen zu 
wollen“ ausgelegt.“ Es folgten 17 Mo¬ 
nate Isolationshaft und Gefängnisstra¬ 
fen bis zu zweimal Lebenslang und 15 
Jahre für Gerardo Hernändez. Auf die 
Freilassung aller Gefangenen war auch 
der Protest vor dem US-Generalkonsu- 
lat auf dem Bertha-von-Suttner-Platz 
hinter dem Düsseldorfer Hauptbahn¬ 
hof gerichtet. 

An der eindrucksvollen Manifestati¬ 
on beteiligten sich Vertreter des Bun¬ 
desverbandes Arbeiterfotografie, der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, 
der DKP Kuba-AG, des Solidaritäts¬ 
komitees Basta Ya und der VVN/BdA 
Düsseldorf. Weitere Solidaritätsaktio¬ 
nen gab es am Heinrich-Heine-Denk- 
mal in Düsseldorf und in Chemnitz von 
SoliCuba und Cuba Si sowie weltweit 
auf allen Kontinenten. 

Am Informationsstand hatten die 
Passanten Gelegenheit, ihren Protest 
mit ihrer Unterschrift zu dokumentie¬ 
ren. Zahlreiche Gespräche offenbarten, 
dass das Schicksal der „Cuban Five“ in 
der allgemeinen Öffentlichkeit weitge¬ 
hend unbekannt ist. Die informativen 
Flugblätter ermöglichten jedoch viel¬ 


fach, sich solidarisch zu zeigen. Beein¬ 
druckend: die regelmäßigen Aufforde¬ 
rungen von Heinz W. Hammer an den 
US-Generalkonsul Stephen A. Hubler, 
seine Trutzburg zu verlassen und sich 
dem Gespräch zu stellen. 

Der DKP-Vorsitzender Patrik Kö- 
bele, kurz zuvor zurückgekehrt von 
einer Reise nach Kuba, erinnerte in 
einem Grußwort an die Wirtschafts¬ 
sanktionen der USA gegenüber Kuba: 
angefangen bei Einfuhrverboten für 
deutsche Kugelschreiber bis zu einer 
hohen Geldstrafe für eine französische 
Bank, die einem Kredit für ein kubani¬ 
sches Projekt zugestimmt hatte. 

Georges Chodron de Courcel, 
hochrangiger Manager der französi¬ 
schen Bank BNP Paribas, wurde von 
seinem Amt „zurückgetreten“, nach¬ 
dem das Unternehmen von den USA 
zu einer Strafzahlung von bis zu zehn 
Milliarden US-Dollar infolge der Ver¬ 
letzung US-amerikanischer Embargos 
gegen Kuba, gezwungen wurde. Für 
die Frühverrentung des 64-jährigen 
Managers gab die Bank keine Grün¬ 
de an. 

In der Vergangenheit hatte die US- 
Bankenaufsicht bereits mehrmals auf 
den Rücktritt führender Verantwor¬ 
tungsträger des Unternehmens ge¬ 
drängt, da diese in den Jahren 2002 bis 
2009 Handel mit den Ländern Kuba, 
Iran und Sudan betrieben. Wie „Cuba 
heute“ weiter berichtet, wäre die an¬ 


gedrohte Strafzahlung von zehn Mil¬ 
liarden US-Dollar die höchste in der 
Geschichte der Vereinigten Staaten. 
Ohne eine juristische Einigung drohe 
dem französischen Finanzinstitut der 
Verlust des Zugangs zum US-Markt. 

Köbele verwies auf die in den USA 
beherbergten Terroristen, die nichts an¬ 
deres Vorhaben, als in einem anderen 
souveränen Land Anschläge mit Mord 
und Terror zu verüben. Die US-Regie- 
rung unternehme nichts dagegen. Da¬ 
her sah Kuba sich genötigt, für Aufklä¬ 
rung zu sorgen. Die fünf Aufklärer aber 
wurden von dem „Homeland“ der Frei¬ 
heit zu hohen Gefängnisstrafen verur¬ 
teilt. Köbele wünschte dem sozialisti¬ 
schen Kuba weitere Erfolge in dem Be¬ 
mühen sich zu schützen. US-Präsident 
Obama forderte er auf, alle Inhaftier¬ 
ten frei zu geben. Er schloss mit dem 
Bekenntnis: „Kuba ist eine Hoffnung 
für uns alle!“ 

Insgesamt setzen sich 350 Solidari¬ 
tätskomitees in 114 Ländern und Hun¬ 
derte von politischen Organisationen 
für die Freilassung ein, Darunter sind 
auch zahlreiche Nobelpreisträger, in 
Deutschland etwa der Schriftsteller 
Günter Grass. Auch die Arbeitsgrup¬ 
pe für Willkürliche Inhaftierungen der 
UN-Menschenrechtskommission in 
Genf erklärte, dass die fünf Kubaner 
gar nicht hätten inhaftiert werden dür¬ 
fen. 

Uwe Koopmann 


Der rote Kanal 


Einfach Blumen aufs Dach, 

DDR 1979 

Die Berliner Familie Blaschke be¬ 
kommt Zwillinge und ist damit sechs¬ 
köpfig. Der Familien-Trabi ist nun viel 
zu klein. Da findet Vater Hannes, ge¬ 
lernter Hochspannungsmonteur, zu¬ 
sammen mit seinen Brigadekollegen 
bei VEB Maschinen- und Materialre¬ 
serven einen ausgemusterten Reprä¬ 
sentationswagen der Marke Tschaika. 
Für eine Ost-Mark pro Kilo wird die 
schwarze Luxuslimousine erworben. 
Sie verhilft ihrem neuen Inhaber zu 
ungeahnten Ehren. Hannes nervt sei¬ 
ne Kollegen mit seinen neuen Allüren. 
Die verpassen ihm einenDenkzettel, 
indem sie ihm „einfach Blumen aufs 
Dach“ malen. 

Das Lexikon des Internationalen 
Films sah gelungene Unterhaltung 
durch einen „heiteren Gegenwarts¬ 


film, der recht treffsicher Verhältnisse 
in der DDR beschreibt“. 

Mo., 22.9., 20.15-21.45 Uhr, mdr 

Die Tricks der Pharma-Industrie, 
A2013 

Manipulierte Studien über Arzneimit¬ 
tel, nicht veröffentlichte Risiken. Nur 
zwei der Tricks der Pharmaindustrie. 
Die österreichische Dokumentation 
will die Praktiken der Konzerne auf¬ 
decken. Schaun wer mal. 

Di., 23.9., 22.25-23.15 Uhr, 3sat 

Glaube, Liebe, Kapital, D 2014 

Aus Mainz soll die Aufklärung kom¬ 
men - über die Finanzen des Weltkon¬ 
zerns katholische Kirche. Ob da der 
Mainzer Erzbischof seine Imprimatur 
gegeben hat? Schaun wer mal. 

Mi., 24.9., 22.45-23.15, zdf 


Spitzmarke 

Von Volker Bräutigam 










